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D ie Auswirkungen der di-
gitalen Transformation in 
Wirtschaft, Gesellschaft 
und Politik haben anhal-
tende Konjunktur in der 
öffentlichen Debatte. Auch 
die Sozialwissenschaften 
beteiligen sich rege am 

Diskurs – bislang allerdings vor allem aus der 
Soziologie, wie Berg et al. konstatieren.1 Jüngst 
zieht auch politische Theorie nach und sortiert 
gezielt das Verhältnis von Digitalisierung und 
Demokratie, um das Wesen und die Rahmen-
bedingungen von demokratischer Politik in der 

1	 Berg, Sebastian/Rakowsi, Niklas/Thiel, Torsten: Die 
digitale Konstellation. Eine Positionsbestimmung, in: 
Zeitschrift für Politikwissenschaft, Jg. 30 (2020), H. 2, 
S. 171–191.

digitalen Transformation offenzulegen: So ent-
wickeln Berg et al.2 in Auseinandersetzung mit 
soziologischer Theorie eine Heuristik der digi-
talen Konstellation und Oliver Hidalgo3 emp-
fiehlt auf Grundlage einer umfassenden Rezen-
sion, Digitalisierungsprozesse als „Brennglas“4 
zur Analyse der Demokratie zu nutzen. Aus ei-
ner eher empirisch geprägten Perspektive dis-
kutiert bspw. ein Sammelband von Hofmann et 

2	 Ebd.

3	 Hidalgo, Oliver: Digitalisierung, Internet und Demo-
kratie – Theoretische und politische Verarbeitungen 
eines ambivalenten Feldes, in: Neue Politische Lite-
ratur, Jg. 65 (2020), H. 1, S. 77–106. 

4	 Ebd., S. 104.
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al.5 aktuelle Forschungsstränge zum Verhältnis 
von Digitalisierung und Politik; Borucki und Os-
wald6 schlagen korrespondierend eine stärkere 
theoretische Differenzierung der Forschungsge-
genstände vor. 

Der vorliegende Beitrag erörtert zunächst auf 
dieser Grundlage, welchen theoretischen wie 
empirischen Beitrag die Politikwissenschaft zur 
öffentlichen Debatte über den digitalen Wandel 
der Demokratie leisten kann. Anschließend wird 
aufgezeigt, wie sie durch die Berücksichtigung 
multidisziplinärer Forschungsstände, durch die 
Entwicklung einer Ethik der aufrichtigen Ver-
kürzung und durch die Kooperation mit zivil-
gesellschaftlichen Akteuren ihre Erkenntnisse 
gewinnbringend in eine breite Öffentlichkeit 
kommunizieren kann.

Begriffliche Schärfe und mentale Modelle: 
Beiträge der Politischen Theorie

Berg et al. führen das Konzept der Digitalen 
Konstellation zur politikwissenschaftlichen Ana-
lyse des Verhältnisses von Digitalisierung und 
Demokratie ein. In Auseinandersetzung mit der 
klassischen politikwissenschaftlichen Internet-
forschung einerseits und den jüngsten sozio-
logischen Theorien der digitalen Gesellschaft 
andererseits entwickeln sie den Konstellations-
begriff als Heuristik, welche die Beschreibung 
der gewandelten Kontextbedingungen von Poli-
tik jenseits von unterkomplexen Kausalzusam-
menhängen ermöglichen soll. Dazu schlagen sie 
vor, drei Ebenen zueinander in Beziehung zu 
setzen: die Eigenschaften digitaler Technik, die 

5	 Hofmann, Jeanette et al. (Hrsg.): Politik in der digi-
talen Gesellschaft: Zentrale Problemfelder und For-
schungsperspektiven, Bielefeld 2019.

6	 Borucki, Isabelle/Oswald, Michael: Die Vision der 
Digitaldemokratie und die Realität – Versuch über 
einen Dialog, in: Borucki, Isabelle/Oswald, Michael 
(Hrsg.): Demokratietheorie im Zeitalter der Frühdigi-
talisierung, Wiesbaden 2020, S. 3–15.

etablierte Nutzung dieser Technik sowie korre-
spondierende Institutionalisierungsprozesse wie 
etwa die Entstehung der aktuell vorherrschen-
den Plattformökonomie. 

Während dieser Ansatz der Beschreibung des 
empirischen Strukturwandels zwischen tech-
nischer Innovation und sozialer Praxis dienen 
soll, sieht Hidalgo Digitalisierungsprozesse als 
Brennglas zur Beobachtung des theoretischen 
Strukturverlusts klassischer politikwissenschaft-
licher Konzepte. Allgemein anerkannte Kate-
gorien wie Repräsentation, Öffentlichkeit oder 
Volksherrschaft würden im Zuge der Digitali-
sierung verwischt und seien dadurch für eine 
neuerliche Betrachtung offen. Er kommt somit 
zu dem Schluss, dass gerade die Wechselwir-
kung von Digitalisierungsprozessen mit Politik 
und Gesellschaft die Digitalisierungsforschung 
zu einer herausragenden Perspektive der De-
mokratieforschung macht. 

Die beiden Beiträge stehen exemplarisch für 
eine Reihe von Versuchen, das Verhältnis von 
Demokratie und Digitalisierung zu ordnen und 
in seiner Komplexität akkurat zu beschreiben. 
Letzteres führt zunächst zu einer Verkomplizie-
rung der mentalen Modelle, in denen Digitali-
sierung gedacht und besprochen werden kann. 
Dadurch werden jedoch zentrale konzeptionelle 
Irrtümer der öffentlichen Debatte über Digitali-
sierung und Demokratie offengelegt. So verstellt 
etwa die intuitiv einleuchtende Vorstellung, die 
Demokratie werde „digitalisiert“, sowohl den 
Blick auf die aktive, auch subversive Aneig-
nung von digitaler Technologie durch politische 
Akteure und die Regulierung von Technologie 
durch den Gesetzgeber als auch den Blick auf 
den grundlegenden Prozess, „in dem sich Ge-
sellschaft und Technik in einer konkreten Weise 
dynamisch und fortlaufend in Beziehung set-
zen.“7 Der spätestens seit der US-Präsident-
schaftswahl 2016 herrschende Krisendiskurs 
hinsichtlich der digitalen Demokratie wiederum 
täuscht über die vielmals analogen Ursachen 

7	 Berg/Rakowsi/Thiel: Die digitale Konstellation, S. 182.
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demokratischer Krisen hinweg und übersieht 
oftmals – was nicht unironisch ist – das zuvor 
überschätzte emanzipatorische Potenzial digi-
taler Technologie. 

Der Ordnungsversuch über die Heuristiken der 
Konstellation oder des Brennglases ermöglicht 
hingegen, Digitalisierung als komplexes Phäno-
men zu sehen, das nicht vorherbestimmt, son-
dern veränderbar ist – und das nicht allein für 
die vielfach beklagten Krisen der Demokratie 
kausal verantwortlich ist, sondern diese Kri-
sen vor allem verstärkt sichtbar macht. Digita-
lisierung wird so von einem quasi-natürlichen 
Phänomen, dessen Chancen es zu nutzen und 
dessen Risiken es zu minimieren gilt, zu einem 
von mehreren gleichzeitig ablaufenden Wand-
lungsprozessen, die demokratisch gestaltet wer-
den können. Die Politische Theorie kann damit 
handlungsleitende mentale Modelle für die po-
litische Bearbeitung von Digitalisierung bieten. 

Die Herausforderung dieser Theoriedebatte liegt 
in ihrer empirischen Rückbindung: Konzepte auf 
diesem Abstraktionsniveau lassen sich nicht 
empirisch prüfen; als Heuristik oder Meta-The-
orie schlagen sie vielmehr Rahmenbedingungen 
vor, unter denen empirisch prüfbare Hypothe-
sen entwickelt werden können. Sie müssen sich 
stattdessen daran messen lassen, inwiefern sie 
mit empirischen Forschungsergebnissen besser 
in Einklang gebracht werden können als kon-
kurrierende Modelle. 

Neben dem Anliegen einer umfassenden Ge-
genwartsdiagnose der digitalen Demokratie und 
einer entsprechenden Weitung der Perspekti-
ve sollte eine ausdifferenzierte politikwissen-
schaftliche Digitalisierungsforschung8 daher 
selbstverständlich auch die Erkenntnisse der 
disziplinären empirischen Forschung aufberei-
ten und sich entsprechend fokussieren. Borucki 
und Oswald9 bereiten diesen Schritt in ihrer 

8	 Hofmann et al.: Politik in der digitalen Gesellschaft.

9	 Borucki/Oswald: Die Vision.

theoretischen Auseinandersetzung mit dem 
Gegenstand vor und differenzieren die politik-
wissenschaftliche Debatte über Digitalisierung 
und Demokratie unter Rückgriff auf verschie-
dene Demokratietheorien: Eine Bedrohung der 
Privatsphäre durch staatliche wie privatwirt-
schaftliche Überwachung sowie asymmetrische 
Geschäftsbeziehungen auf den Märkten des di-
gitalen Kapitalismus fassen sie als eine Bedro-
hung des liberalen Demokratiemodells der indi-
viduellen Freiheit auf; eine durch Digitalisierung 
beschleunigte soziale Differenzierung als eine 
Bedrohung des kommunitaristischen Modells 
einer politischen Gemeinschaft; digitale Öffent-
lichkeiten zuletzt als Herausforderung für das 
republikanisch-deliberative Demokratiemodell 
der Konfliktlösung durch öffentliche Debatten. 

Für den FoDEx-Fachbereich „Digitale Öffentlich-
keit“ ist dieser letzte Aspekt von besonderer 
Bedeutung, soll hier doch politikwissenschaftli-
che Grundlagenforschung zum digitalen Struk-
turwandel der Öffentlichkeit10 und seiner Impli-
kationen für Radikalismen und Radikalisierung 
im digitalen Raum an die breite Öffentlichkeit 
vermittelt werden. 

Die Synthese multidisziplinärer 
Forschungsstände 

Auch für ein genuin politikwissenschaftliches 
Programm ist hierfür jedoch ein Blick in den 
Forschungsstand benachbarter Disziplinen not-
wendig. Insbesondere in der Erforschung digita-
ler Öffentlichkeiten sind die Medien- und Kom-
munikationswissenschaften, aber auch Arbeiten 
aus der Soziologie und der Informatik, bspw. zu 
Netzwerkanalysen, hochrelevant. Der Einfluss von 
strategischer Kommunikation politischer Akteu-

10	 Zur theoretischen Analyse eines neuen Strukturwan-
dels der Öffentlichkeit vgl. auch Seeliger, Martin/Se-
vignani, Sebastian: Zum Verhältnis von Öffentlichkeit 
und Demokratie. Ein neuer Strukturwandel?, in: Levi-
athan, Jg. 37 (2021), S. 9–40.
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re auf Individuen, die Auswirkungen der gesetz-
lichen Regulierung von sozialen Netzwerken auf 
den Feed der Nutzer:innen oder ideologische 
Verschiebungen einzelner Telegram-Kanäle im 
Verlauf der Corona-Pandemie sind vielschichti-
ge Phänomene, die sich nicht disziplinär fassen 
lassen. Die multidisziplinäre Erforschung dieser 
Phänomene führt jedoch gleichzeitig zu einer 
konzeptionellen wie definitorischen Vielfalt in-
nerhalb des Forschungsstands. Neben dieser 
disziplinären Differenzierung lässt sich auch 
eine regionale Differenzierung beobachten: Die 
Digitalisierung von Öffentlichkeiten ist ein glo-
baler Prozess, der regional stark kontextabhän-
gig aufgegriffen wird11 – es gibt nicht die eine, 
sondern viele digitale Konstellationen, aus dem 
Brennglas wird ein Prisma.

Eine erste Strategie für den Transfer empiri-
scher politikwissenschaftlicher Grundlagenfor-
schung in die öffentliche Debatte sollte daher 
darin bestehen, diesen multidisziplinären For-
schungsstand nicht nur für die Rechtfertigung 
und Einordnung der eigenen empirischen Ar-
beiten zu nutzen, sondern ihn für die breite Öf-
fentlichkeit zu kondensieren und aufzubereiten. 
Dies ermöglicht eine Bestandsaufnahme gesi-
cherter Erkenntnisse, die über die Aussagekraft 
der eigenen Forschung hinausgeht. 

Gleichzeitig ist der Forschungsstand zu den 
Phänomenen digitaler Öffentlichkeiten durch 
methodische Herausforderungen begrenzt und 
weist somit auch ein strukturelles Nicht-Wissen 
auf. Ein zentraler Grund hierfür sind die nach 
wie vor eingeschränkte Datenverfügbarkeit für 
die Analyse sozialer Netzwerke und Messenger 
durch unabhängige Forschung. Noch weitaus 
größere Probleme bestehen in der Analyse von 
kausalen Zusammenhängen: Das betrifft etwa 
die Untersuchung der Personalisierung von 
Inhalten und Empfehlungen in sozialen Netz-

11	 Lorenz-Spreen, Philipp et al.: Digital Media and De-
mocracy: A Systematic Review of Causal and Corre-
lational Evidence Worldwide, in: SocArXiv, 22.11.2021, 
doi:10.31235/osf.io/p3z9v.

werken und möglicher Auswirkungen auf die 
politischen Einstellungen von Individuen. Die 
theoretisch vermuteten Zusammenhänge sind 
derart komplex, dass sie kaum vollständig em-
pirisch geprüft werden können. Diese Komple-
xität erschwert zudem die Abschätzung quan-
titativer Effektgrößen – auch wenn signifikante 
Zusammenhänge zwischen der Nutzung sozialer 
Netzwerke und bestimmten Einstellungen ge-
funden werden, können diese kaum zu alterna-
tiven, gegenläufigen und ggf. auch „analogen“ 
potenziellen Einflüssen ins Verhältnis gesetzt 
werden. Vergrößert werden diese Lücken durch 
einen Mangel an international vergleichenden 
Studien, die relevante Kontextfaktoren identifi-
zieren könnten.

Eine Ethik der „aufrichtigen Verkürzung“

Auch diese aktuellen Grenzen des wissen-
schaftlichen Kenntnisstandes sollten in der öf-
fentlichen Debatte berücksichtigt werden. Die 
Kommunikation eines derart ausdifferenzierten 
Wissens und strukturellen Nicht-Wissens jen-
seits der Wissenschaft ist jedoch herausfor-
dernd und verhallt zu oft ungehört. So ist bei-
spielsweise die Verantwortung von Filterblasen 
und Echokammern für eine Polarisierung der 
Gesellschaft ein Gemeinplatz der öffentlichen 
Debatte – wissenschaftlich jedoch nicht halt-
bar.12 Abgeschlossene Diskursnetzwerke sind in 
Deutschland nur an den politischen Rändern 
zu finden,13 die Nutzung sozialer Medien führt 
für viele User:innen sogar zu einer diverseren 

12	 Rau, Jan P./Stier, Sebastian: Die Echokammer-Hypo-
these: Fragmentierung der Öffentlichkeit und politi-
sche Polarisierung durch digitale Medien?, in: Zeit-
schrift für Vergleichende Politikwissenschaft, Jg. 13 
(2019), S. 399–417. 

13	 Kersting, Norbert/Mehl, Max: Echokammern im deut-
schen Bundestagswahlkampf 2017. Die ambivalente 
Rolle der Prominenz, in: Zeitschrift für Parlamentsfra-
gen, Jg. 49 (2018), H. 3, S. 586–602. 

https://doi.org/10.31235/osf.io/p3z9v
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Informationsrezeption.14 Die in diesem Zusam-
menhang oft erwähnten Social Bots überhaupt 
akkurat zu identifizieren, ist nach wie vor kaum 
möglich.15 Damit sich solche Erkenntnisse in der 
breiten Öffentlichkeit durchsetzen, müssen die 
Unsicherheiten, Grenzen und gesicherten Am-
bivalenzen des Forschungsstands zu den Phä-
nomenen digitaler Öffentlichkeiten stärker kom-
muniziert werden. 

Die Logiken öffentlicher Debatten erfordern 
jedoch im Gegenteil die plakative Zuspitzung 
und Verkürzung. Eine zweite Strategie ist daher 
eine Zuspitzung und Verkürzung wissenschaft-
licher Erkenntnisse, um Anschluss an die öf-
fentliche Debatte finden zu können, ohne dabei 
die komplexe Erkenntnislage zu vernachläs-
sigen. Insbesondere in der Reflexion der Rolle 
von Forschung in der Corona-Pandemie haben 
sich hier Grundzüge einer Ethik der aufrichtigen 
Verkürzung in der Wissenschaftskommunikation 
und Politikberatung herausgebildet.

Eine solche Ethik bewegt sich in mehreren 
Spannungsfeldern. Das erste lässt sich mit 
dem sozialwissenschaftlichen Klischee des „Es 
ist kompliziert“ zusammenfassen: Es besteht 
im kommunikativen Umgang mit Wissen und 
Nicht-Wissen. Die Herausforderung liegt darin, 
sowohl die Erkenntnisse als auch die Gren-
zen des Forschungsstands gleichberechtigt zu 
kommunizieren und letztere nicht nur als Ein-
sichten darzustellen, bei denen lediglich der 
letzte Nachweis noch aussteht. Diese Differen-
zierung sollte aus der gesicherten Ambivalenz 
in Abgrenzung zu nach wie vor bestehenden 
Unsicherheiten heraus entwickelt werden: Zu-

14	 Dubois, Elizabeth/Blank, Grant: The echo chamber is 
overstated: The moderating effect of political interest 
and diverse media, in: Information, Communication & 
Society, Jg. 21 (2018), H. 5, S. 729–745. 

15	 Martini, Franziska et al.: Bot, or not? Comparing three 
methods for detecting social bots in five political 
discourses, in: Big Data & Society, Jg. 8 (2021), H. 2, 
S. 1–13. 

nächst sollten die bekannten Grautöne des 
Forschungsstands von den blinden Flecken ab-
gegrenzt werden. Erst danach sollte das zuge-
spitzte Bild in schwarz-weiß folgen. Ein solcher 
Ausgangspunkt sensibilisiert für die Vorläufig-
keit wissenschaftlicher Befunde und erhöht die 
Chance, dass auch Nicht-Wissen in der Rezep-
tion berücksichtigt wird.

Das zweite Spannungsfeld besteht bei der Be-
nennung von potenziellen politischen Hand-
lungsbedarfen und eventuellen Empfehlungen 
für konkrete Instrumente der politischen Re-
gulierung. Gerade bei einem komplexen For-
schungsstand wie dem zu Phänomenen der 
digitalen Öffentlichkeit stellt sich die Frage, ob 
sich die Forschung in der Wissenschaftskom-
munikation auf eindeutig gesicherte Befunde 
zurückziehen sollte und ein potenzielles Prob-
lem dadurch ggf. unterschätzt, oder ob sie of-
fensiv vor möglichen zukünftigen Entwicklun-
gen warnen sollte und ein potenzielles Problem 
dadurch ggf. überschätzt. Eine ausgleichende 
Positionierung in diesem Spannungsfeld kann 
der Rückgriff auf strukturiert entwickelte Sze-
narien zu potenziellen zukünftigen Entwicklun-
gen sein, die auf Basis des bislang gesicherten 
Forschungsstands entwickelt werden und in der 
Einordnung des Nicht-Wissens variiert werden.

Kooperationen mit Think Tanks, 
NGOs und Stiftungen

Damit diese Anpassung an die Regeln der öf-
fentlichen Debatte aufrichtig zum eigenen 
wissenschaftlichen Anspruch bleibt, ist deren 
durchgängige Beobachtung und ein Bewusst-
sein für die potenziellen politischen Implikati-
onen der eigenen Forschung nötig. Eine dritte 
Strategie der Wissenschaftskommunikation soll-
te daher die stärkere Verknüpfung der universi-
tären Politikwissenschaft mit zivilgesellschaftli-
cher Forschung sein. 

Think Tanks, NGOs und Stiftungen publizieren 
regelmäßig hoch aktuelle und deskriptiv dichte 
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Bestandsaufnahmen digitaler Öffentlichkeiten. 
Durch ihre Verknüpfung von Analysen mit wis-
senschaftlichem Anspruch mit einer kontinuier-
lichen Teilnahme am politischen Diskurs leisten 
sie empiriebasierte Politikberatung und posi-
tionieren sich ggf. mit Handlungsempfehlun-
gen. Sie schließen meist an aktuelle politische 
Diskussionen an, etwa zur Plattformregulierung 
durch das NetzDG und die Auswirkungen von 
volksverhetzenden oder beleidigenden Inhal-
ten.16 Zivilgesellschaftliche Forschung ist oft in 
der Lage, schnell auf neue diskursive Entwick-
lungen zu reagieren und die entsprechenden 
Analysen in die öffentliche Debatte zu überfüh-
ren, etwa durch ein kontinuierliches Monitoring 
sozialer Netzwerke. Gleichzeitig ist sie jedoch 
– insbesondere durch weit kürzere Projektlauf-
zeiten als in der schon prekären universitären 
Forschung üblich – in der Abstraktion von über 
den konkreten Fall hinaus verallgemeinerbaren 
Erkenntnissen oft eingeschränkt. 

Die politikwissenschaftliche Grundlagenfor-
schung sollte inhaltlich komplementär und per-
sönlich vernetzt zu dieser Expertise arbeiten. 
Dies umfasst eine umfassende Begriffsarbeit 
und Theorieentwicklung und eine dementspre-
chende Abstraktion eigener und rezipierter 
empirischer Arbeiten. Gleichzeitig bieten der 
damit einhergehende Fokus auf einer exak-
ten Konzeptbildung und die wissenschaftliche 
Qualitätskontrolle des Peer-Reviews ein starkes 
Korrektiv zu den Mythen und teilweise unglück-
lichen Verkürzungen des alltäglichen Diskurses. 
Hinzu kommt die in der Disziplin angelegte 
Differenzierung zwischen normativer Theorie-
arbeit, kritischer Analyse und Forschung mit 
Objektivitätsanspruch, die auch in der Wissen-
schaftskommunikation aufrechterhalten werden 
muss. Zuletzt erlaubt der universitäre Kontext 

16	 So verfolgt etwa die Bundesarbeitsgemeinschaft 
„Gegen Hass im Netz“ das Ziel, Forschung und Zivil-
gesellschaft für eine „evidenzbasierte Praxis gegen 
digitalen Hass“ zusammenzubringen. Vgl. BAG gegen 
Hass im Netz: Wissen, wie das Netz bewegt, https://
bag-gegen-hass.net/ [eingesehen am 31.08.2022].

eine stärker erkenntnis- statt problemorientier-
te Forschung. 

Durch eine stärkere persönliche Kooperation 
zwischen wissenschaftlicher und zivilgesell-
schaftlicher Analyse kann ein Transfer der je-
weiligen Stärke unmittelbar Früchte tragen: For-
scher:innen in stärker empirisch getriebenen, 
kurzfristigen Projekten der Zivilgesellschaft 
können in der Konzeptionsphase auf aktuelle 
Theorie- und Begriffsarbeit zurückgreifen und 
ein Publikum für projektübergreifende verall-
gemeinerbare Erkenntnisse finden, während 
Forscher:innen aus der universitären Politik-
wissenschaft einen schnelleren Anschluss an 
neue Entwicklungen im Feld nutzen und einen 
niedrigschwelligen Einblick in aktuelle politi-
sche Debatten zu ihrem Forschungsgegenstand 
erhalten können.

Fazit 

Der FoDEx-Fachbereich Digitale Öffentlich-
keit hat die Aufgabe, politikwissenschaftliche 
Grundlagenforschung zu Phänomenen von Ra-
dikalismus und Radikalisierung in digitalen 
Öffentlichkeiten zu betreiben und für die in-
teressierte (fach)politische Öffentlichkeit aufzu-
bereiten. Dies umfasst die Analyse von Infra-
strukturen digitaler Öffentlichkeiten wie sozialen 
Netzwerken und Messengern, von Interaktionen, 
Netzwerken und Communitys im digitalen Raum 
sowie von Inhalten und Ideen, die im digitalen 
Raum geteilt werden.17 Entlang dieser Katego-
rien führt der Fachbereich empirische Studien 

17	 Aus dieser Überlegung heraus erarbeitet der Fach-
bereich Digitale Öffentlichkeit zurzeit eine Studie, in 
der die politische Nutzung von Messenger-Diensten 
in Niedersachsen auch jenseits des gängigen Fokus 
auf Desinformation oder radikale Inhalte untersucht 
wird. Derart verallgemeinerbare Erkenntnisse über die 
Rolle von Messengern in der politischen Kommunika-
tion, Information und Koordination kontextualisieren 
wiederum die Analyse von Desinformation und radi-
kalen Inhalten.

https://bag-gegen-hass.net/
https://bag-gegen-hass.net/
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mit einem regionalen Fokus auf Niedersachsen 
durch, bettet diese Erkenntnisse in die Dynamik 
des internationalen und multidisziplinären For-
schungsstands zum Forschungsgegenstand ein 
und kommuniziert die Ergebnisse an die politi-
sche Öffentlichkeit. 

Ein solches Vorhaben muss sich mehreren Fall-
stricken widmen, die hier diskutiert wurden. 
Der vorliegende Beitrag stellt dementsprechend 
eine Selbstverortung des Fachbereichs für die-
se Aufgabe zwischen Forschung und Wissen-
schaftskommunikation dar und möchte darüber 
hinaus die interessierte Öffentlichkeit zu einer 
Fortführung der Diskussion einladen.

Literatur: 
BAG gegen Hass im Netz: Wissen, wie das Netz bewegt, 
https://bag-gegen-hass.net/, [eingesehen am 31.08.2022].
Berg, Sebastian/Rakowsi, Niklas/Thiel, Torsten: Die digitale 
Konstellation. Eine Positionsbestimmung, in: Zeitschrift für 
Politikwissenschaft, Jg. 30 (2020), H. 2, S. 171–191.
Borucki, Isabelle/Oswald, Michael: Die Vision der Digitalde-
mokratie und die Realität – Versuch über einen Dialog, in: 
Borucki, Isabelle/Oswald, Michael (Hrsg.): Demokratiethe-
orie im Zeitalter der Frühdigitalisierung, Wiesbaden 2020, 
S. 3–15.
Dubois, Elizabeth/Blank, Grant: The echo chamber is 
overstated: The moderating effect of political interest and 
diverse media, in: Information, Communication & Society, 
Jg. 21 (2018), H. 5, S. 729–745.
Hidalgo, Oliver: Digitalisierung, Internet und Demokratie – 
Theoretische und politische Verarbeitungen eines ambiva-
lenten Feldes, in: Neue Politische Literatur, Jg. 65 (2020), H. 
1, S. 77–106.
Hofmann, Jeanette/Kersting, Norbert/Ritzi, Claudia/Schü-
nemann, Wolf J. (Hrsg.): Politik in der digitalen Gesell-
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minenz, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 49 (2018), 
H. 3, S. 586–602.
Lorenz-Spreen, Philipp/Oswald, Lisa/Lewandowsky, Stefan/
Hertwig, Ralph: Digital Media and Democracy: A Systematic 
Review of Causal and Correlational Evidence Worldwide, in: 
SocArXiv, 22.11.2021, DOI:10.31235/osf.io/p3z9v.
Martini, Franziska/Samula, Paul/Keller, Tobias R./Klinger, 
Ulrike: Bot, or not? Comparing three methods for detec-
ting social bots in five political discourses, in: Big Data & 
Society, Jg. 8 (2021), H. 2, S. 1–13.
Rau, Jan P./Stier, Sebastian: Die Echokammer-Hypothese: 
Fragmentierung der Öffentlichkeit und politische Polarisie-
rung durch digitale Medien?, in: Zeitschrift für Vergleichen-
de Politikwissenschaft, Jg. 13 (2019), S. 399–417.
Seeliger, Martin/Sevignani, Sebastian: Zum Verhältnis von 
Öffentlichkeit und Demokratie. Ein neuer Strukturwandel?, 
in: Leviathan, Jg. 37 (2021), S. 9–40.
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W arum ein Nieder-
sächsischer De-
mokratie-Monitor 
(NDM), also eine 
regelmäßige Er-
hebung darüber, 
wie die Menschen 
in Niedersachsen 

die Demokratie bewerten, wie groß ihr Vertrau-
en in die Politik ist, welche Einstellungen sie 
zu einzelnen Elementen des repräsentativen 
Staatswesens haben? 

Die niedersächsische Demokratie zwischen 
Krise, Dekonsolidierung und Erosion 

Die bereits etablierten Befragungen über den 
Zustand der Demokratie in Thüringen, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt sowie nicht zuletzt die 
Häufigkeit und Intensität von Protestereignis-

sen der letzten Jahre zeigen, dass die Zufrie-
denheit mit dem politischen Personal und das 
Vertrauen darauf, gut regiert zu werden, nicht 
in jedem Bundesland Deutschlands gleich aus-
geprägt sind. Grundsätzlich, so lässt sich nach 
zwei quantitativen (NDM 20191 und 20212) und 
einer vertiefenden qualitativ-interpretativen 
Erhebung (NDM 20203) urteilen, besteht be-

1	 Marg, Stine et al.: Niedersächsischer Demokratie-Mo-
nitor 2019 (NDM 2019), FoDEx-Studie Nr. 2, Göttingen 
2019.

2	 Schenke, Julian et al.: Niedersächsischer Demokra-
tie-Monitor 2021. Politische Einstellungen in Nieder-
sachsen während der Corona-Pandemie (NDM 2021), 
FoDEx-Studie Nr. 8, Göttingen 2021.

3	 Schenke, Julian/Trittel, Katharina/Neumann, Amelie: 
Die ungeschriebene Verfassung der Niedersachsen. 1. 
Qualitative Vertiefungsstudie des Niedersächsischen 

Polarisierung 
zwischen Stadt 
und Land?
Die 2. Vertiefungsstudie des 
Niedersächsischen Demokratie-
Monitors

Christopher Schmitz / Annemieke Munderloh /  
Stine Marg
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züglich der niedersächsischen demokratischen 
Verfasstheit kaum Anlass zur Sorge. Immerhin 
ist hier die Zufriedenheit mit der Demokratie, 
gerade auf Landesebene, vergleichsweise hoch 
und zudem im Jahr 2021 gegenüber 2019 noch 
leicht gestiegen. Dem steht jedoch eine stärkere 
Polarisierung in der Frage gegenüber, wie die 
Legitimität der Demokratie als Regierungsform 
bewertet wird, schließlich steigt auch der Anteil 
jener Befragten, die mit der Demokratie eher 
und sehr unzufrieden sind (s. Abb. 1). Deutet 
sich hier ein Trend an? Das gilt es im Rahmen 
qualitativ-interpretativer Erhebungen zu erfor-
schen.

Das alternierende Forschungsdesign des NDMs 
(eine quantitative Umfrageerhebung und eine 
qualitative Vertiefungsstudie im jährlichen 
Wechsel) erlaubt es uns, einerseits auf der Ein-
stellungsebene Kontinuitätslinien der nieder-

Demokratie-Monitors (NDM 2020), FoDEx-Studie Nr. 
5, Göttingen 2020.

sächsischen Bevölkerung zu erheben und zu 
vergleichen sowie andererseits mittels quali-
tativ-interpretativer Methoden auf Ebene po-
litisch-sozialer Deutungsmuster Fundamente 
und Grundlagen dieser zu rekonstruieren. Er-
kenntnisse aus den vorherigen Studien stehen 
so stets auf dem Prüfstand und regen neue 
Fragestellungen für die nachfolgenden Erhe-
bungsrunden an. Dies gilt auch für die zweite 
qualitative Vertiefungsstudie, die im Entstehen 
begriffen ist und deren Zugang wir hier vorstel-
len möchten. 

Wir gehen davon aus, dass eine demokrati-
sche Gesellschaft ihre systemdestabilisieren-
den Kollektive, Ideen und Wertvorstellungen 
aus ihrer alltäglichen Praxis heraus intrasozial 
hervorbringt und diese keineswegs von einem 
transgesellschaftlichen „Äußeren“ auf diese ein-
prasseln.4 Weite Teile der Demokratieforschung 

4	 Marg, Stine/Schenke, Julian/Finkbeiner, Florian: Ge-
gen einen formalistischen Demokratiebegriff. Zwi-
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Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Demokratie in 
Deutschland? (NDM 2019 und 2021)

2021 2019 gewichtete Angaben von je 1.000 Befragten

Abbildung 1: Demokratiezufriedenheit 2019 und 2021 im Vergleich; Quelle: Schenke et al.: Niedersächsischer Demokratie-
Monitor 2021, S. 26.
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kennen begrifflich zwar systemstabilisierende 
Faktoren5, bleiben jedoch eher vage, wenn es 
um Krisen- und Bedrohungsnarrative der De-
mokratie geht. Überdies wird in vielen Studien 
oftmals a) ein historisches Optimum des de-
mokratischen Status Quo und b) eine normative 
Zementierung vergangener Zustände des De-
mokratischen suggeriert. Beide Momente sind 
nicht unproblematisch. Die Annahme historisch 
gewesener Optimalzustände der Demokratie 
täuscht darüber hinweg, dass diese allenfalls 
für kurze Zeit und bestenfalls für lediglich aus-
gewählte Gesellschaftsgruppen Bestand gehabt 
haben. Zugleich lässt sich argumentieren, dass 
bloße Restaurierungsnarrative den Blick für Ver-
änderungen demokratischer Gesellschaften ver-
schließen, die zunächst einmal theoretisch wie 
empirisch durchdrungen und beschrieben wer-
den müssen.6 Hier möchten wir ansetzen und 
Prozesse einer sich verschärfenden Unzufrie-
denheit mit der Demokratie und einen schwin-
denden Rückhalt analysieren. Dies gilt – mögli-
cherweise als Kehrseite der Medaille – gleichfalls 
für eine steigende Demokratiezufriedenheit, die 
sich in den Daten des NDM 2021 abzeichnet.

Während es keinen Mangel an Theorien der 
Demokratisierung und Konzepten der Konso-
lidierung gibt, sind Theorien demokratischer 
Involution – also Theorien einer Rückbildung 
demokratischer Entwicklungstendenzen – hin-
gegen eher rar.7 Die Politikwissenschaftler Ste-

schenstand der begriffshistorischen und -theo-
retischen  Reflexionen im Forschungsprozess, in: 
Demokratie-Dialog 5/2019, S. 2–13.

5	 Vgl. exempl. Marschall, Stefan: Demokratie, Opladen 
und Toronto 2014.

6	 Vgl. ebd.; Rüb, Friedbert W./Selk, Veith/Trimçev, Rieke: 
Einleitung. Warum ‚Erosion der Demokratie‘?, in: dies. 
(Hrsg.): Die Erosion der Demokratie. Beiträge von Mi-
chael Th. Greven zur kritischen Demokratietheorie, 
Wiesbaden 2020, S. 1–22; Lessenich, Stephan: Gren-
zen der Demokratie. Teilhabe als Verteilungsproblem, 
Ditzingen 2019.

7	 Vgl. Greven, Michael T.: The Erosion of Democracy 
– the Beginning of the End?, in: Rüb/Selk/Trimçev: 

fano Foa und Yascha Mounk etwa sprechen 
bezüglich westlicher Demokratien von einem 
Prozess demokratischer Dekonsolidierung und 
begreifen diesen konzeptionell als einen Wahr-
nehmungswandel der Demokratie selbst: Diese 
sei nicht länger „the only game in town“8. De-
mokratien dekonsolidierten sich, wenn relevan-
te Anteile der Bevölkerung alternative Regime-
formationen (erneut) für denkbar hielten. Foa 
und Mounk machen hierfür vor allem jüngere 
Kohorten verantwortlich und ermessen dies an 
einem Abfall demokratischer Stabilität im Zeit-
verlauf.9 Eine andere Perspektive nimmt Micha-
el Greven ein. Er betont angesichts der Erosion 
demokratischer Strukturen und Institutionen vor 
allem die Historizität der Demokratie als gesell-
schaftliches Konzept und hebt die Kontingenz 
von Strukturen menschlich-sozialen Ursprungs 
hervor.10 Der Kern von Grevens Erosionsbegriff 
ist die Fähigkeit, schleichende Prozesse, die 
höchstens retrospektiv als Bestandteil einer 
Krisendiagnostik identifiziert werden können, 
als Teil der analytisch-konzeptionellen Arbeit 
aufzufassen. Dennoch bleibt ein entscheidendes 
Problem: Selbst, wenn ein Abfall in der Demo-
kratiequalität diagnostiziert werden kann oder 
Positionen salonfähiger werden, die alternati-

Erosion der Demokratie, S. 191–208 sowie Foa, Robert 
S./Mounk, Yascha: The Danger of Deconsolidation. 
The Democratic Disconnect, in: Journal of Democracy, 
Jg. 27 (2016), H. 3, S. 5–17.

8	 Foa, Robert S./Mounk, Yascha: Democratic Decon-
solidation in Developed Democracies, 1995–2018. 
CES Open Forum Series 2018–2019 [Working Pa-
per], URL: http://aei.pitt.edu/102389/ [eingesehen am 
11.07.2022], S. 2.

9	 Die Empirie von Foa und Mounk ist nicht ohne Kritik 
geblieben und hat eine rege Debatte ausgelöst, vgl. 
Wuttke, Alexander/Gavras, Konstantin/Schoen, Harald: 
Have Europeans Grown Tired of Democracy? New 
Evidence from Eighteen Consolidated Democracies, 
1981–2018, in: British Journal of Political Science, Jg. 
52 (2022), H. 1, S. 416–428; Greven: The Erosion of 
Democracy, S. 192; Rüb/Selk/Trimçev: Erosion der De-
mokratie, S. 5.

10	 Greven: The Erosion of Democracy, S. 192.

http://aei.pitt.edu/102389/
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ve Regimetypen für akzeptabel und denkbar 
halten, sind damit jeweils lediglich Symptome 
identifiziert. Über die Ursachen ist dadurch 
noch wenig bekannt.11 Auch zu diesen Fragen 
soll im Rahmen der zweiten Vertiefungsstudie 
des Niedersächsischen Demokratie-Monitors 
eine Antwort gefunden werden.

Fragestellung und Fallauswahl

Niedersachsen befindet sich in einem inter-
essanten Schwebezustand, der politikwissen-
schaftliche Nachforschungen herausfordert. 
Ein quer zu den oben skizzierten Tendenzen 
der Demokratieforschung liegender Befund des 
NDM 2021 ist, dass bezüglich fast aller Items die 
Zufriedenheit mit und das Vertrauen in zentra-
le Institutionen der Demokratie in den letzten 
zwei Jahren angestiegen ist.12 Zugleich lassen 
sich Anzeichen für eine Unzufriedenheit mit 
dem Zustand der Demokratie in Deutschland 
identifizieren, die sich erstmals in dem für den 
NDM 2021 erhobenen Demokratierückhalts-In-
dex finden. Zu dessen Errechnung wurde ange-
nommen, dass Personen, die bei den Aussagen 
„Parteien sind für die Demokratie in Deutsch-
land notwendig“ und „Eine funktionierende De-
mokratie ist ohne politische Opposition nicht 
denkbar“ nicht ihre volle Zustimmung gegeben 
haben, persönliche Überzeugungen aufweisen, 
die sie im Krisenfall anfällig für demokraties-
keptische Positionen werden lassen. Sowohl die 
Bejahung von Parteien als wichtigen Agenten 
der Interessenartikulation und -aggregation als 
auch die Akzeptanz politischer Opposition sind 
für eine funktionierende repräsentative Demo-
kratie unerlässlich.13 

11	 Vgl. Rüb/Selk/Trimçev: Erosion der Demokratie, S. 5.

12	 Vgl. Schenke/Trittel/Neumann: Die ungeschriebene 
Verfassung der Niedersachsen, S. 23.

13	 Vgl. Schenke et al.: Niedersächsischer Demokra-
tie-Monitor 2021, S. 33..

Grundsätzlich äußerten über die Hälfte der Be-
fragten ihre volle Zustimmung zu diesen Items, 
rund ein Fünftel erreicht immerhin sieben 
von acht Punkten – die Mehrheit der Nieder-
sächs*innen gibt damit ihre uneingeschränk-
te Unterstützung der Demokratie zu Protokoll.
Doch immerhin rund 14 Prozent der Befragten 
antworteten auf mindestens eine der Fragen 
ablehnend. Diese Personen weisen damit nicht 
automatisch antidemokratische Einstellungen 
auf, dennoch wird angenommen, dass sie die 
repräsentative Demokratie bei (verbalen) Angrif-
fen weniger vehement verteidigen als jene, die 
eine hohe Index-Punktzahl erreichen.14 Schaut 
man genauer hin, stellt sich heraus, dass sich 
diese Einstellungen offenbar nicht gleichmäßig 
in Niedersachsen verteilen. Anhand von Post-
leitzahlgebieten lässt sich erkennen, dass die 
Demokratie den höchsten Rückhalt im nieder-
sächsischen Norden genießt, in den Regionen 
um die Landkreise Lüneburg und Harburg. Dem-
gegenüber fällt der Südosten des Landes – grob 
umrissen: alles unterhalb einer gedachten Linie 
von Holzminden nach Wolfsburg – durch in Re-
lation niedrigere Werte auf (s. Abb. 2). Diese 
Mikroabweichungen, die Hinweise auf eine sich 
längerfristig verstetigende Entwicklung geben, 
bleiben auch dann bestehen, wenn bekannte 
Einflussfaktoren wie Einkommen, Bildungsstand, 
grundsätzliche Zufriedenheit mit der Demokra-
tie oder Links-Rechts-Einstufung in den Be-
rechnungen berücksichtigt werden.15

Wir wollen an diesen Befund anknüpfen und 
gleichzeitig die Ergebnisse der ersten qualita-
tiven Vertiefungsstudie berücksichtigen. Dort 
stellten die Autor*innen fest, dass die „unge-
schriebene Verfassung der Niedersachsen“, die 
sich im kommunitaristisch geprägten Nahraum 
als „gemeinschaftliches Erleben“ ausdrückt und 
Demokratie auf ein fernes, geräuschloses, de-
personalisiertes Institutionengeflecht reduziert, 
auf einer „kleinbürgerlichen Attitüde“ der Nie-

14	 Vgl. ebd., S. 34.

15	 Vgl. ebd., S. 35.
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dersächs*innen fuße.16 Diese speise sich aus 
drei grundlegend politisch-sozialen Deutungs-
mustern, 

„das Deutungsmuster einer distinkten Trennung 
der harmonisch gezeichneten privaten Lebens-
welt von der ‚großen‘ und unruhigen Sphäre ge-
sellschaftspolitischer Fragen, das Deutungsmuster 
einer politischen Technokratie, welches die Funk-
tionsfähigkeit von Staat und Demokratie an der 
Fähigkeit misst, Konflikte stillzustellen (nicht zu 
formen) und wirtschaftliche Interessengruppen 
auszuschließen sowie das Deutungsmuster der 
(politischen) Bildung als gesellschaftspolitischer 
Impfung gegen Gefährdungen der demokratischen 
Gesellschaftsordnung.“17

In den eher städtisch geprägten Erhebungsorten 
der ersten Vertiefungsstudie (Braunschweig, Ol-
denburg, Salzgitter und Osnabrück) wurde eine 
Deutungsperspektive der Menschen rekonstru-
iert, die sich begrifflich in die zeitgenössische 
Konfliktlinienforschung einfügt und explizit an 

16	 Vgl. Schenke/Trittel/Neumann: Die ungeschriebene 
Verfassung der Niedersachsen, S. 83.

17	 Ebd., S. 88.

diese anschließt.18 Auch neuere Forschungen 
liefern erste Hinweise darauf, dass jene Bür-
ger*innen, die mit der liberalen Demokratie und 
deren Krisenbewältigungsstrategien eher zufrie-
den sind, überwiegend in städtisch geprägten 
Räumen leben würden, während das Gros der 
Unzufriedenen in ländlicheren Gebieten behei-
matet sei.19 Stadt und Land20 würden, so die 
These, die Umgebungen beschreiben, in denen 
Kosmopolit*innen einerseits und Kommunita-
rist*innen andererseits aufzufinden seien. Diese 
Differenzierung zwischen Kosmopolit*innen (als 
jene, die Globalisierung befürworten, eher grü-
ne, alternative und liberale Werte vertreten) auf 
der einen und Kommunitarist*innen (die der 
Globalisierung ablehnend gegenüberstehen und 
eher traditionalistische, autoritäre und nationa-
listische Präferenzen aufweisen) auf der ande-

18	 Vgl. ebd., S. 11.

19	 Vgl. sehr explizit und mit zahlreichem empirischem 
Material unterlegt: Haffert, Lukas: Stadt, Land, Frust. 
Eine politische Vermessung, München 2022.

20	 Bzgl. einer Typisierung von Ländlichkeit vgl. Küpper, 
Patrick: Abgrenzung und Typisierung ländlicher Räu-
me. Thünen Working Paper 68, Braunschweig 2016.
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Abbildung 2: Werte auf dem Demokratie-Index nach Postleitzahlregionen; Quelle: Schenke et al.: Niedersächsischer 
Demokratie-Monitor 2021, S. 34.
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ren Seite bezieht sich auf neuere Erkenntnis-
se der Cleavage-Theorie21, mit deren Hilfe das 
Entstehen und der Wandel des Parteiensystems 
beziehungsweise das Wahlverhalten der Bür-
ger*innen entlang kultureller und ökonomischer 
Konfliktlinien erklärt wird. Der durch die Globa-
lisierung verursachte neue Cleavage beschreibt 
demzufolge den Grundkonflikt zwischen libe-
ral-universalistischen Werten hier und tradi-
tionellen Werten, mit Fokus auf die nationale 
Souveränität und eine ausgeprägte Präferenz für 
Mehrheitsentscheidungen, da.22 

Wir wollen mit der zweiten qualitativen Vertie-
fungsstudie an diese Befunde auf zwei Ebenen 
anknüpfen: Erstens möchten wir die bisherigen 
Erkenntnisse, die zur aktuellen Cleavage-The-
orie zusammengetragen wurden und sich ins-
besondere auf die organisatorischen (Partei-
en und soziale Bewegungen) und strukturellen 
(sozioökonomische Faktoren) Elemente einer 
Konfliktlinie beziehen, durch eine detaillierte 
Analyse der Ebene der Deutungsmuster be-
ziehungsweise der kollektiven Identitäten, die 
bisher eher weniger untersucht worden sind,23 
ergänzen. Schlägt sich die auf der Wähler*in-
nenebene identifizierte Spaltung zwischen Kos-
mopolit*innen und Kommunitarist*innen auf 
der Ebene der kollektiven Identitäten nieder?24 
Zweitens wollen wir den Zusammenhang der 

21	 Vgl. Lipset, Seymour M./Rokkan, Stein: Party Systems 
and Voter Alignments. Cross-National Perspectives, 
New York/London 1967.

22	 Vgl. Merkel, Wolfgang: Kosmopolitismus versus Kom-
munitarismus. Ein neuer Konflikt in der Demokra-
tie, in: Harfst, Philipp/Kubbe, Ina/Poguntke, Thomas 
(Hrsg.): Vergleichende Politikwissenschaft. Parties, 
Governments and Elites. The Comparative Study of 
Democracy, Wiesbaden 2017, S. 9–23.

23	 Vgl. Bornschier, Simon et al.: How „Us” and „Them” 
Relates to Voting Behavior. Social Structure, Social 
Identities, and Electoral Choice, in: Comparative Poli-
tical Studies, Jg. 54 (2021), H. 12, S. 2087–2122.

24	 Erste Ansätze hierzu finden sich bei: Bornschier, Si-
mon et al.: Identity Formation between Structure and 
Agency - How „Us“ and „Them“ relates to Voting 

Ausprägung des Cleavages anhand ländlicher 
und städtischer Räume25 näher beleuchten. 
Hierzu haben wir sowohl aus der ersten Vertie-
fungsstudie mit dem Ergebnis der saturierten 
Zufriedenheit in städtischen Räumen als auch 
mit dem Demokratierückhalts-Index aus dem 
NDM 2021 erste Hinweise erhalten. Durch eine 
anschließende konsequente Beleuchtung der 
kollektiven Identitäten im ländlichen Raum sol-
len die bisherigen Befunde überprüft, ergänzt 
und zusammengeführt werden.

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen kon-
zentrieren wir uns für den NDM 2022 auf fol-
gende Forschungsfragen: 

1)	 Gilt in Niedersachsen weiterhin die kleinbür-
gerliche Attitüde heimeliger Selbstzufrieden-
heit als zentrales politisch-kulturelles Deu-
tungsmuster?

2)	 Lassen sich die im Demokratierückhalts-In-
dex (implizit) formulierten Hypothesen durch 
die konkrete Fallanalyse verifizieren?

3)	 Sind die im Index identifizierten regiona-
len Abweichungen auf spezifische regionale 
Deutungsmuster und Einstellungen zurück-
führbar?

4)	 Können wir – auf der Ebene der kollektiven 
Identitäten – Hinweise für die in der Clea-
vage-Forschung identifizierte Polarisierung 
zwischen Stadt und Land finden?

Behavior in Contexts of Electoral Realignment (un-
veröffentlicht), 2022.

25	 Vgl. hierzu Haffert: Stadt, Land, Frust; Zilles, Julia/
Marg, Stine: Protest and Polarisation in the Context 
of Energy Transition and Climate Policy in Germany. 
Mindsets and Collective Identities, in: German Politics 
2022, URL: https://doi.org/10.1080/09644008.2022.20
59469 [eingesehen am 11.07.2022]; Huijsmans, Twan 
et al.: Are Cities ever more Cosmopolitan? Studying 
Trends in Urban-Rural Divergence of Cultural Attitu-
des, in: Political Geography, Jg. 86 (2021), H. 1, Article 
102353.

https://doi.org/10.1080/09644008.2022.2059469
https://doi.org/10.1080/09644008.2022.2059469
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Forschungsdesign

Die formulierten Fragestellungen benötigen ein 
Forschungs- und Erhebungsdesign, das gerade 
die vorbewusste Dimension kollektiver Identi-
täten, die auf gemeinsame Deutungsreservoirs 
zurückgreift und in der intersubjektiven Aus-
einandersetzung rekonstruierbar ist, im Rah-
men einer sinnvollen und systematischen de-
skriptiv-vergleichenden Analyse herausarbeiten 
kann. Die Wahl fiel auf eine leitfadengestützte 
Fokusgruppenerhebung26 in zwei stark ländlich 
geprägten Kontrastregionen: zum einen in einer 
Region mit (entsprechend der Ergebnisse des 
Demokratierückhalt-Indexes) hoher Demokra-
tieaffinität und zum anderen in einer Region 
mit niedriger Demokratieaffinität. Diese Date-
nerhebung wurde durch Feldbesuche und teil-
nehmende Beobachtungen von gemeinschaftli-
chen Aktivitäten vor Ort flankiert.

Wir wollen beobachten, wie die Teilnehmenden 
im Fokusgruppengespräch kollektive Identi-
tät(en) herstellen, und herausfinden, wie sie sich 
aktiv zuordnen oder abgrenzen beziehungswei-
se mit zugeschriebenen Zugehörigkeiten umge-
hen. Dazu lassen wir sie ihre eigene Wahrneh-
mung des Lebens auf dem Dorf beschreiben 
und sprechen mit ihnen über für sie relevante 
Gruppenzugehörigkeiten und was diese in ihrer 
Wahrnehmung ausmacht, bevor wir den Bogen 
zu ihrer Politik- und Demokratiewahrnehmung 
wie -unterstützung spannen, sowohl hinsicht-
lich ihres direkten Nahraums (Kommunalpolitik) 
als auch bezüglich der Landes- und Bundespo-
litik. An diesem Punkt der Diskussion soll auch 
der Demokratierückhalts-Index einer kritischen 
Prüfung unterzogen werden: Ist die Demokratie 

26	 Für eine Fokusgruppe, die eine Gesellschaft im Klei-
nen abbilden soll, werden sechs bis acht einander 
(meist) unbekannte Personen moderiert miteinander 
ins Gespräch gebracht. Aufgrund der gemeinsamen 
Aushandlung und Verständigung der Teilnehmenden 
untereinander werden überindividuelle Deutungen 
formuliert, die im Auswertungsprozess anhand der 
Transkripte rekonstruiert werden können.

bei unseren Teilnehmenden (noch?) „the only 
game in town“? 
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„… nicht hunderte, 
sondern tausende 
von Fällen 
überprüft …“
Politbiografische Skizze zu Karl 
Hofmann II

Tobias Neef-Methfessel

Im Anschluss an den Artikel „Der Sozialist 
und der Staatsschutz. Politbiografische 
Skizze zu Karl Hofmann“ in der Ausgabe 
9 (2021) des Demokratie-Dialog1 befasst 
sich der folgende Text nun mit der Nach-
kriegsbiografie des ersten Präsidenten 
des niedersächsischen Verfassungsschut-
zes, Karl Hofmann.

1	 Neef-Methfessel, Tobias: Der Sozialist und der Staats-
schutz. Politbiografische Skizze zu Karl Hofmann, in: 
Demokratie-Dialog 9 (2021), S. 2–12.

A us der Arbeiterbewe-
gung stammend hatte 
Hofmann sich in den 
1920er Jahren dem „In-
ternationalen Sozia-
listischen Kampfbund“ 
(ISK), einer sozialisti-
schen Kaderorganisati-

on, angeschlossen, in der er in Hannover eine 
führende Funktion übernommen hatte. Während 
des Nationalsozialismus war der ISK an zahl-
reichen Widerstandsaktionen beteiligt, leistete 
Fluchthilfe und hielt mit einigen emigrierten 
Mitgliedern ein transnationales Netzwerk auf-
recht, das nach dem Krieg mehrheitlich in der 
SPD aufging. Von April bis Oktober 1945 verfolg-
te der ISK in Hannover dann zwei Strategien: Die 
eine war darauf angelegt, ISKler:innen in den 
neugebildeten Gremien und Verwaltungsstruk-
turen zu installieren. Die andere zielte darauf 
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ab, die sozialistische Bewegung in Hannover zu 
organisieren, was fast zwangsläufig zu Konflik-
ten mit Kräften innerhalb der SPD führte, hatten 
doch gerade jene sozialdemokratischen Netz-
werke den Nationalsozialismus unbeschadet 
überstanden, die den Konflikt mit dem Regime 
gescheut hatten und schon in der Weimarer Re-
publik für einen moderaten und pragmatischen 
Politikkurs standen.2 Während diese Kräfte ins-
besondere auf eine Restauration der alten So-
zialdemokratie setzten, agitierte der ISK für den 
Neuaufbau einer sozialistischen Bewegung. Be-
reits im Juli 1945 wurde die „Arbeitsgemeinschaft 
zur Bildung der sozialistischen Einheit“ vom ISK 
zusammen mit der Sozialistischen Arbeiterpar-
tei (SAP) ins Leben gerufen, um eine erneute 
Aufspaltung der sozialistischen Bewegungen 
zu verhindern und die Sozialdemokraten unter 
Druck zu setzen.3 Jedoch wurde den Mitgliedern 
des ISK schnell klar, dass diese Vereinigungs-
versuche illusorisch waren. Der Handlungsdruck 
erhöhte sich zusätzlich dadurch, dass, wie der 
Gewerkschaftler Alfred Dannenberg in einem 
Schreiben an Willy Eichler betonte, die britische 
Besatzungsmacht eine aktive Entnazifizierung 
bisher hinausschiebe und damit der Reorga-
nisation von Nationalsozialist:innen in Verwal-
tungsstrukturen Vorschub leiste: „Es ist heute 
schon so weit, daß es für jeden fortschrittlichen 
Menschen feststeht, die Engländer werden den 
Linken keine Chance geben. […] Denn was sollte 
einen englischen Offizier nach monatelangem 
Zusammenarbeiten mit Nazis oder Erzreaktio-
nären, die ihre Arbeit gut oder hinreichend be-
wältigt haben, dazu bringen, diese Leute auf 

2	 Ausführlicher hierzu: Schenke, Julian/Scharf, Phil-
ipp/Tappé, Luke: Konstitutionsfaktoren des „anderen 
Hannovers“. Politische Kultur und linksradikales En-
gagement in der niedersächsischen Landeshaupt-
stadt, Göttingen 2021, S. 19–25.

3	 Grebing, Helga: Entscheidung für die SPD: Briefe und 
Aufzeichnungen linker Sozialisten 1944–1948, Berlin 
2020, S. 18–19.

die Straße zu setzen und sich wieder der Mühe 
[zu] unterziehen, neue Kräfte einzuarbeiten?“4

Vor der Wahl zwischen politischer Marginalisie-
rung und Anpassung an die Sozialdemokratie 
stehend entschied sich Eichler für Letzteres,5 
und so suchten die ISKler ab August in Ver-
handlungen mit Kurt Schumacher nach einer 
Lösung. Die Gespräche liefen vor dem Hinter-
grund der sich konsolidierenden sozialdemo-
kratischen Parteistrukturen ab, die als Ergeb-
nis dieser Verhandlungen für die Mitglieder von 
ISK und SAP geöffnet werden sollten. Parallel 
zu diesem Prozess agitierte der ISK allerdings 
vielfach konfrontativ gegenüber den lokalen 
SPD-Strukturen und versuchte weiterhin, eine 
sozialistische Einheitspartei sowie eigenstän-
dige Gewerkschaftsstrukturen aufzubauen. So 
befand sich Karl Hofmann Ende 1945 in der be-
fremdlichen Situation, dass ihm zwar aufgrund 
seiner Agitation die Solidarität der lokalen Par-
teibasis als auch der mittleren Funktionärsebe-
ne fehlte, er jedoch vor dem Hintergrund seiner 
Kontakte zur Besatzungsmacht eine politisch 
bedeutsame Position außerhalb der SPD einge-
nommen hatte und seine Aufnahme in die SPD 
bevorstand. 

Unter der Ägide Hinrich Wilhelm Kopfs, der 
selbst im Mai 1945 nicht durch die parteipoliti-
sche Ochsentour,6 sondern durch die britische 

4	 Rüther, Martin/Schütz, Uwe/Dann, Otto (Hrsg.): 
Deutschland im ersten Nachkriegsjahr. Berichte 
von Mitgliedern des Internationalen Sozialistischen 
Kampfbundes (ISK) aus dem besetzten Deutschland 
1945/46, München 1998, S. 347–348.

5	 Klär, Karl-Heinz: Zwei Nelson-Bünde: Internationaler 
Jugendbund (IJB) und Internationaler sozialistischer 
Kampfbund (ISK) im Licht neuer Quellen, in: IWK 18 
(1982), H. 3, S.310–360, hier S. 355.

6	 Der Begriff bezeichnet in der Parteienforschung 
den langwierigen Aufstieg in einer innerparteilichen 
Hierarchie, der von der lokalen Ebene auf die Lan-
des- und Bundesebene führt. Im Zuge dieses Karri-
ereweges werden unter anderem parteiinternes Ver-
trauen und Rückhalt aufgebaut. Zum Begriff siehe: 
Hellmann, Daniel: Der mühselige Weg zum Mandat 
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Militärregierung ins Amt des Regierungspräsi-
denten des Regierungsbezirks Hannover einge-
setzt worden war,7 durchlebte Hofmann in den 
folgenden Jahren eine steile Karriere: Schon 
im September 1945 wurde er als Sonderrefe-
rent für die Entnazifizierung der Handelskam-
mer in Hannover eingestellt. Ab 1946 leitete er 
dann den Entnazifizierungs-Hauptausschuss 
der Stadt Hannover, von wo er Ende 1946 als 
Abteilungsleiter für die Entnazifizierung ins Jus-
tizministerium übernommen wurde. Im Febru-
ar 1947 wurde er zum Staatskommissar für die 
Entnazifizierung ernannt und in dieser Funkti-
on später in das CDU-geführte Ministerium für 
Entnazifizierung übernommen.8 Der ehemalige 
Buchhalter stieg somit binnen kürzester Zeit in 
den höheren Staatsdienst auf. 

Die Grundlagen dieser Karriere waren durch die 
Funktionen geschaffen worden, die Hofmann 
vor Kriegsende in der Reorganisation der so-
zialistischen Bewegung sowie in der unmittel-
baren Nachkriegszeit gegenüber den Besat-
zungsmächten eingenommen hatte. Ein weiterer 
bedeutender Faktor für seinen Aufstieg ist in 
der Protektion Hofmanns durch den späteren 
Ministerpräsidenten Hinrich Wilhelm Kopf zu 
sehen. Umtriebig, aufgrund seiner Rolle in der 
Übergangszeit bestens vernetzt und durchaus 
in der Lage, die lokale SPD unter Druck zu set-
zen, wurde Hofmann unter der Ägide von Kopf, 
der Hofmanns Agieren richtungsweisend be-
gleitete, früh in die Verwaltungsstrukturen des 
Landes integriert. Das politische Feld, das Hof-
mann nun betrat, war von anderen Konfliktli-
nien und Machtkonstellationen geprägt als das 

– aber welcher? Empirische Untersuchungen zu In-
halt und Bedeutung der Ochsentour, in: Zeitschrift 
für Parlamentsfragen, Jg. 51 (2020), H. 1, S. 49–67.

7	 Nentwig, Teresa: Hinrich Wilhelm Kopf (1893–1961). 
Ein konservativer Sozialdemokrat, Hannover 2013, 
S. 276–278.

8	 Niedersächsisches Landesarchiv, Nds. 100, Acc. 
2006/070 Nr. 26, sowie Personalnachweisung in 
Niedersächsisches Landesarchiv, Nds. 100, Acc. 
2006/070 Nr. 25.

Feld der Arbeiter:innenbewegung, in der er bis 
zum Kriegsende gewirkt hatte. Im politischen 
Feld der unmittelbaren Nachkriegszeit war die 
Stabilisierung der Machtoptionen handlungs-
leitend: Die niedersächsische Sozialdemokratie 
führte zwar bis 1955 sämtliche Regierungen in 
Niedersachsen an, jedoch durchgehend in Ko-
alitionen mit konservativen bis reaktionären 
Parteien, deren Gemeinsamkeiten dünn gesät, 
deren interne Rivalitäten ausgeprägt waren und 
die daher auf instabilen Füßen standen.9 Die 
Koalitionen, die allesamt von Kopf geleitet wur-
den, waren daher von einem paradoxen Kräfte-
verhältnis bestimmt: Stark ausgeprägte konser-
vative und liberal-bürgerliche Milieus hatten im 
neu gegründeten Bundesland eine zersplitterte 
Parteienlandschaft hervorgebracht, deren Frag-
mentierung und innere Rivalität Kopf strate-
gisch zu nutzen wusste,10 die ihn jedoch immer 
wieder zu Tributen an seine Koalitionspartner 
zwang. Gerade in den entscheidenden Jahren 
1947–1948, in denen die Entnazifizierung weit-
gehend durch die niedersächsische Landesre-
gierung übernommen und neu strukturiert wur-
de, war ein Wahlblock aus der nationalistischen 
Deutschen Partei (DP) und der CDU an der Ko-
alition beteiligt. 

Die Entnazifizierung in Niedersachsen

Vor diesem Hintergrund vollzog sich der Auf-
stieg Hofmanns in der Landesverwaltung, und 
er lernte in diesen Jahren, mit den Ambivalen-
zen dieser Kräfteverhältnisse zu arbeiten. 1947 
wurde die Entnazifizierung in Teilen den Lan-
desregierungen in der britischen Besatzungs-
zone übergeben, wobei seitens der Militärre-
gierung deutlich gemacht wurde, dass mit den 
Entnazifizierungsprozessen primär Sicherheits-
interessen verknüpft waren. Nach Ansicht des 
britischen Public Safety Branch sollte das Ka-

9	 Nentwig: Hinrich Wilhelm Kopf, S. 375–402.

10	 Schenke/Scharf/Tappé: Konstitutionsfaktoren, S. 21–25.
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tegoriensystem der Entnazifizierung „nicht als 
Strafe für Verhalten in der Vergangenheit“ ge-
sehen, sondern „vom Standpunkt der Sicherung 
der Zukunft“ betrachtet werden.11 

Im März 1948 wurde das vorhandene Aus-
schusswesen der Entnazifizierung neu struktu-
riert. Mitglieder der Ausschüsse sollten zugleich 
Mitglieder der demokratisch legitimierten Par-
teien sein, wobei eine strukturelle Dominanz der 
Vertreter:innen der konservativen bis reaktionä-
ren Parteien die Arbeit der Ausschüsse prägte,12 
denen Hofmann als Staatskommissar vorstand. 
Diese Dominanz sorgte dafür, dass unkritische 
Überprüfungen der Regelfall waren, sodass in 
der Praxis die Täterschaft des Nationalsozialis-
mus externalisiert wurde, sich eine große Mehr-
heit der Bevölkerung gegen die als willkürlich 
wahrgenommene Entnazifizierung solidarisierte 
und die allermeisten der Überprüften als „un-
belastet“ eingestuft wurden.13 Bereits im Juni 
1948 wurde die Abwicklung der Entnazifizierung 
eingeleitet: Per Erlass wurde den in den Kate-
gorien IV (Mitläufer) und III (Minderbelastete) 
Entnazifizierten die Möglichkeit eingeräumt, in 
Berufung zu gehen, und ein Jahr später wurde 
eine generelle Herabstufung der in Kategorie IV 
und III Eingestuften nach einem bzw. zwei Jah-
ren in die Kategorie V beschlossen.14 Mit die-
sen Beschlüssen war einer massenhaften Re-
habilitierung nationalsozialistischer Täter:innen 
der Weg geebnet, schon bevor das so genannte 
„131er-Gesetz“ belasteten Beamten die Rückkehr 
in den Staatsdienst ermöglichte. 

11	 Niederschrift der Monatsbesprechung bei Public Sa-
fety Special Branch, 05.06.1947, zitiert nach Leßau, 
Hanne: Entnazifizierungsgeschichten. Die Auseinan-
dersetzung mit der eigenen NS-Vergangenheit in der 
frühen Nachkriegszeit, Göttingen 2020, S. 51.

12	 Brüdermann, Stefan: Entnazifizierung in Niedersach-
sen, in: Poestges, Dieter (Hrsg.): Übergang und Neu-
beginn. Beiträge zur Verfassungs- und Verwaltungs-
geschichte Niedersachsens in der Nachkriegszeit, 
Göttingen 1997, S. 97–118, S. 113.

13	 Brüdermann: Entnazifizierung, S. 106–116.

14	 Brüdermann: Entnazifizierung, S. 113–114.

Der Aufbau der Informationsstelle

Kontroversen um Hofmanns Vergangenheit im 
ISK, seine politische Agitationsweise in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit, seine über die 
Jahre im Staatsdienst entstandene Linientreue 
gegenüber Kopf und insbesondere seine Ver-
gangenheit als Staatskommissar für die Ent-
nazifizierung sollten Hofmann noch weit in die 
1950er Jahre hinein begleiten. Und obwohl die 
Entnazifizierung in Niedersachsen von Anbe-
ginn so zahnlos verlaufen war, dass Hannover 
zu einem beliebten Anlaufort für nationalso-
zialistische Polizeioffiziere aus dem Osten ge-
worden war, „denen es in ihrer Heimat zu heiß 
geworden ist“15, war mit Hofmanns Rolle in-
nerhalb der Entnazifizierung eine Art Stigma 
verbunden, das immer wieder reaktiviert und 
gerade vor dem Hintergrund seiner neuen Tä-
tigkeit als Leiter eines Nachrichtendienstes zur 
Bedrohung für den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt umgedeutet wurde. Als Kopf dem Nie-
dersächsischen Kabinett im Herbst 1949 mit-
teilte, dass Hofmann diese Aufgabe zukommen 
sollte, wandte sich der CDU-Fraktionsvorsit-
zende nach Rücksprache mit der DP an den 
niedersächsischen Innenminister und äußerte 
„schwerwiegende Bedenken“. Es dürfe „in keiner 
Weise weder in sachlicher noch in personeller 
Hinsicht eine Verbindung zwischen der Entnazi-
fizierung und dem neu geplanten Aufgabenkreis 
bestehen noch entstehen.“16 Nach der im Januar 
1950 erfolgten Gründung der niedersächsischen 
„Informationsstelle“ – so der Name der Abtei-
lung, die später schlicht in „Landesamt für Ver-
fassungsschutz“ umbenannt wurde – explizier-
te ein Artikel aus den Lüneburger Nachrichten 
diese Vorbehalte:

„Die Zweifel bestehen darin, dass diese Entnazi-
fizierung von der Bevölkerung nicht immer ganz 
verstanden worden ist und – da diese Ansicht 

15	 Rüther/Schulz/Dann: Deutschland im ersten Nach-
kriegsjahr, S. 349. 

16	 Schreiben Cillien an MdI, 15.10.1949, Niedersächsischer 
Verfassungsschutz, 500 000 a.
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nun einmal besteht – angenommen wird, die In-
formationsarbeit von Karl Hofmann würde eben-
so wenig von der Bevölkerung gebilligt werden. 
Hofmann kennt aus seiner früheren Tätigkeit vie-
le Dinge, die ein Informationschef nicht unbe-
dingt wissen sollte, wenn er sich die Fähigkeit 
unbeeinflusst zu beobachten und zu beurteilen 
bewahren will. Bei einer nüchternen Überlegung 
ein durchaus diskutabler Einwand. Je nachdem 
in wessen Händen sich das Überwachungsinstru-
ment ‚Informationsstelle‘ befindet, wird es einge-
setzt. Die Gefahr, dass sie sich vielleicht in eine 
neue Gestapo entwickeln könnte, ist zumindest 
vorhanden.“17

Dieser Konnex zwischen der Rolle als Entnazi-
fizierer und der drohenden Gefahr einer „neuen 
Gestapo“, die eine Täter-Opfer-Umkehr impli-
zierte, wurde immer wieder über Hofmann akti-
viert. Auch seine Vergangenheit beim ISK wurde 
mit einem deutlich erkennbaren, antikommu-
nistischen Unterton gegen ihn in Stellung ge-
bracht. Die Deutschen Stimmen, eine nationalis-
tische Zeitung aus dem Umfeld der DP, schrieb 
im März 1952: 

„Auch die Praxis in Niedersachsen lässt erken-
nen, dass in Regierung und Verwaltung gerade 
die Personen immer mehr an Macht und Einfluss 
gewonnen haben und gewinnen, die vom ISK […] 
zur SPD gestoßen sind. […] Diese Leute wussten 
1945 noch nicht, ob sie sich der KPD oder der SPD 
anschließen sollten, und auch Anhänger der SPD, 
die sie aus ihrer früheren politischen Einstellung 
kannten, waren erstaunt und verwundert, als sie 
schließlich Mitglieder der SPD waren. Sie beherr-
schen zur Zeit wesentliche Stellungen in der Re-
gierung und in der Verwaltung Niedersachsens. Im 
Besonderen gehört auch der Leiter der Informati-
onsabteilung des Niedersächsischen Innenminis-
teriums, also der neuen geheimen Staatspolizei, 
dieser Gruppe des ISK an.“18

17	 O. A.: Der Staatskommissar a.D., in: Lüneburger Nach-
richten, 15.02.1950, Abschrift o. Seitenangabe, Privat-
nachlass Karl Hofmann.

18	 O. A.: Die alte Front: SPD-KPD, in: Deutsche Stimmen, 
02.03.1952, Zeitungsausschnitt o. Seitenzahl, Privat-
nachlass Hofmann.

Bis Mai 1950 hatte Hofmann erste Personalent-
scheidungen für die Besetzung der „Informati-
onsstelle“ getroffen, und zumindest eine dieser 
Entscheidungen sollte für die kommenden Jahre 
von großer Bedeutung sein: Unter den ersten 
Personen, die er einstellte, befand sich neben 
einigen Sozialdemokraten auch der ehemalige 
Hauptmann der Abwehr Richard Gerken.19 In der 
Endphase des Zweiten Weltkrieges war Gerken 
in dem militärischen Nachrichtendienst für die 
„Zersetzung und Sabotage“ an der Westfront, 
also für paramilitärische Aktionen hinter der 
Frontlinie, zuständig gewesen.20 Gerken hatte 
sich im ersten Vorläufer eines Landesnachrich-
tendienstes, dem in Nordrhein-Westfalen ge-
gründeten Staatskommissariat zur Bekämpfung 
von Korruption und Misswirtschaft, einen Na-
men gemacht und war, allem Anschein nach mit 
Unterstützung des britischen MI6, anschließend 
nach Niedersachsen gekommen.21 In vielerlei 
Hinsicht repräsentierte er das Gegenteil Hof-
manns: Gerken war 1933 der NSDAP beigetre-
ten und war im militärischen Nachrichtendienst 
sozialisiert worden. Während Hofmann sein Le-
ben dem politischen Aktivismus untergeordnet 
hatte und im Nationalsozialismus Entbehrungen 
ausgesetzt war, galt Gerken als Opportunist, der 
seine politische Fahne nach dem Wind hängte.22 
Gerken baute nun innerhalb der Informations-
stelle Niedersachsen die Beschaffung, also das 
für die Akquise von Informationen und die Füh-
rung von Agent:innen zuständige Referat, auf. 
Schon im Laufe des ersten Jahres wurde ihm 
dafür ein Sonderetat von 120 000 DM zugewie-
sen, mit dem er ein System „freier Mitarbei-
ter“ einrichtete, über das nationalsozialistisch 
belastete Mitarbeiter inoffiziell eingestellt wur-

19	 Schreiben Hofmann an Finanzminister Strickrodt 
vom 11.04.1950, Niedersächsisches Landesarchiv, Nds. 
200 Acc. 49/83 Nr. 117.

20	 The National Archives, UK, KV-2/968.

21	 Land Informationsstelle – possible Nominees, 
21.04.1949, The National Archives, UK, WO 208/5211.

22	 VA S2a to Commander, 03.02.1954, The National Ar-
chives, UK, WO 208/5211.
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den.23 Gerkens gute Kontakte zu den britischen 
Stellen und die zentrale Position, die er inner-
halb der Informationsstelle einnahm, schienen 
Hofmann jedoch schon bald suspekt geworden 
zu sein, sodass er – freilich ohne dessen Wissen 
– im Frühjahr 1951 eine Versetzung zum Bun-
desamt für Verfassungsschutz (BfV) erwirkte24, 
und Gerken im Sommer 1952 Hannover in Rich-
tung Köln verließ. Dennoch blieb eine berufliche 
Kooperation bestehen, das Verhältnis ambiva-
lent: Einerseits traute Gerken den mehrheitlich 
sozialdemokratischen Landesregierungen nicht 
über den Weg, andererseits war er in seinen 
beruflichen Ambitionen auf die Kooperation 
der Landesämter angewiesen. Hofmann wiede-
rum wollte die Unterstützung des Bundesam-
tes beim Aufbau eines nachrichtendienstlichen 
Systems im Grenzbereich bekommen, obgleich 
er Gerken zu misstrauen schien. 

Aufgrund der langen Grenze zur DDR wurde Nie-
dersachsen in den 1950er Jahren zu einem be-
deutenden Austragungsort nachrichtendienstli-
cher Auseinandersetzungen zwischen Ost und 
West, weshalb das niedersächsische Landesamt 
für Verfassungsschutz, wie die Informationsstel-
le ab 1954 hieß, schon in den ersten fünf Jahren 
einen rasanten Ausbau erlebte. In Zusammenar-
beit mit dem BfV bildete der niedersächsische 

23	 Für das BfV, siehe Goschler, Constantin/Wala, Micha-
el: „Keine neue Gestapo“. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und die NS-Vergangenheit, Reinbek 
bei Hamburg 2015, S. 66–91; zur Informationsstelle 
Nordrhein-Westfalen, siehe Buschfort, Wolfgang: Ge-
heime Hüter der Verfassung. Von der Düsseldorfer 
Informationsstelle zum ersten Verfassungsschutz 
der Bundesrepublik (1947–1961), Paderborn 2004, S. 
80–98. Für Hinweise zur Einstellung belasteter Mit-
arbeiter über das System „freier Mitarbeiter“ in Nie-
dersachsen, siehe Niederschrift über die 42. Sitzung 
des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen 
am 23. August 1956, Niedersächsisches Landesarchiv, 
Nds. 50 Acc. 96/88 Nr. 776.

24	 Hett, Benjamin Carter/Wala, Michael: Otto John: Patri-
ot oder Verräter. Eine deutsche Biographie, Hamburg 
2019, S. 156–157; Domeisen to CPO, 15.05.1951, The 
National Archive, UK, WO 208/5211.

Landesverfassungsschutz ein dichtes Netz an 
Einrichtungen, die eine nachrichtendienstliche 
Kontrolle des Grenzstreifens sowie die Samm-
lung von Informationen hinter der Grenze er-
möglichen sollten. Eine dieser Gründungen war 
1952 die Bundesnachrichtenstelle (BUNAST) 
Hannover, die unter der Ägide des BfV ihre 
Arbeit aufnahm. Der erste Leiter der BUNAST 
Hannover wurde der auf Betreiben Gerkens 
durch das BfV als „freier Mitarbeiter“ eingestell-
te Walter Odewald. Als Odewald 1955 – aufgrund 
seiner Vergangenheit als Referent für die Kri-
minalpolizei beim Leiter des nationalsozialis-
tischen Sicherheitsdienstes des Reichsführers 
SS in Paris für das besetzte Frankreich – sei-
ne offizielle Einstellung und Verbeamtung beim 
BfV seitens des alliierten Kontrollgremiums des 
Bundesamts verweigert wurde, nahm Hofmann 
die Chance wahr, um die Führung der BUNAST 
Hannover zu übernehmen: Er überzeugte Ode-
wald, sich in Niedersachsen zu bewerben und 
beantragte seine Verbeamtung im niedersäch-
sischen Staatsdienst. Faktisch hatte Hofmann 
dadurch die Leitung der zwar vom BfV finan-
zierten, jedoch nur inoffiziell eingerichteten, 
rechtlich fragwürdigen Einrichtung gesichert. 
Kurz darauf legte er weite Teile der Arbeit der 
BUNAST Hannover still. Der Grund für dieses 
widersprüchliche Verhalten lag darin, dass 
Hofmann die Militarisierung der nachrichten-
dienstlichen Arbeit im Grenzgebiet zu verhin-
dern suchte. Denn die Befugnisse der BUNAST 
Hannover waren kurz zuvor durch das BfV mit 
dem Ziel erweitert worden, ein sogenanntes 
„Schweigenetz“ hinter der ostdeutschen Grenze 
einzurichten.25 Als „Schweigenetze“ wurden in 
den 1950er Jahren paramilitärische Strukturen 
bezeichnet, die im Konfliktfall hinter den feind-
lichen Linien Sabotageakte durchführen sollten. 
Im Regelfall basierten diese Strukturen zu jener 
Zeit personell auf Netzwerken aus der Zeit des 
Nationalsozialismus.26 Der Etablierung solcher 

25	 Unterabteilungsleiter IV A an Abteilungsleiter IV, 
19.08.1957, Bundesarchiv, B106/200132.

26	 Ausführlicher hierzu: Wala, Michael: Stay-Behind 
Operations, former members of SS and Wehrmacht, 
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Netze fehlte nicht nur die Rechtsgrundlage, sie 
waren nach Hofmanns Ansicht auch ein hoch-
riskantes Spiel, da bei ihrer Aufdeckung eine 
Eskalation der angespannten Lage zwischen 
Ostberlin und Bonn drohte.

„Eine Frau schrie“

Im März 1958 brachte jedoch der Spiegel unter 
der Überschrift „Eine Frau schrie“27 die Brisanz 
der Personalien Odewald und Gerken ans Licht 
der Öffentlichkeit. Der Verfasser des Artikels 
warf den beiden vor, den Versuch unternom-
men zu haben, ein aus der Tschechoslowakei 
geflüchtetes Ehepaar illegal über die Grenze in 
die DDR abzuschieben. Die Geschichte wurde 
allerdings vielmehr als Anlass genutzt, um die 
NS-Vergangenheit der Nachrichtendienstler zu 
problematisieren. In der Zusammenarbeit zwi-
schen den Polizeibehörden und den Verfas-
sungsschutzämtern, so der Spiegel, hätte sich 
eine Praxis etabliert, die faktisch dazu geführt 
habe, dass „ein Verfassungsschutz mit eigener 
Exekutive à la Gestapo“ im Entstehen begrif-
fen sei, vor allem in Niedersachsen. Der Arti-
kel wurde dementsprechend aufmerksam in der 
niedersächsischen SPD wahrgenommen. Noch 
im März stellte der sozialdemokratische Abge-
ordnete Lothar Urbanczyk eine kleine Anfrage 
an Hinrich Wilhelm Kopf, der nach zwei Jah-
ren in der Opposition 1957 in einer Koalition 
mit DP und CDU den Posten des Innenministers 
übernommen hatte, und parallel dazu schickte 
sich die sozialdemokratische Abgeordnete Ma-
ria Meyer-Sevenich an, die Vergangenheit Ode-
walds zu recherchieren. Schnell fand Meyer-Se-
venich Personen, die bezeugten, dass Odewald 
schon vor 1933 überzeugter Nationalsozialist 
und später in der SS aktiv gewesen sei. Sie 

and american intelligence services in early cold war 
Germany, in: Journal of Intelligence History, Jg. 15 
(2016), H. 2, S. 71–79.

27	 Hier und im Folgenden: Nayhauß, Mainhardt Graf 
von: „Eine Frau schrie“, in: Der Spiegel, 11.03.1958.

erstattete Anzeige beim Bundesanwalt gegen 
Odewald und Gerken und versuchte, bei Kopf 
und Hofmann die Versetzung Odewalds zu er-
zwingen. 

Hofmann reagierte jedoch nicht, wie von 
Meyer-Sevenich erwartet, mit einer Versetzung 
Odewalds, sondern beauftragte Recherchen im 
eigenen Haus und erging sich in Erklärungen, 
welche strategische Bedeutung Odewald für ihn 
besäße. Meyer-Sevenich schien es unverständ-
lich, wie sich ein Parteigenosse, der selbst im 
Widerstand tätig gewesen war, hinter einen Be-
amten vom Schlage Odewalds stellen konnte, 
sodass die Auseinandersetzung endgültig eska-
lierte.28 Im November 1958 legte Meyer-Sevenich 
Kopf eine Dienstrangliste der SS vor, aus der 
hervorging, dass Odewald Inhaber des SS-To-
tenkopfringes gewesen sei. Kopf gab diese In-
formation zur Prüfung in sein Ministerium, das 
sich jedoch mit einer beeidigten Aussage Ode-
walds, diesen Ring niemals erhalten zu haben, 
zufriedengab.29 Nachdem ihr klar geworden war, 
dass auch vonseiten Kopfs keine größere Un-
terstützung in ihrem Streben, Odewald aus dem 
Verfassungsschutz zu entfernen, zu erwarten 
war, wandte sich Meyer-Sevenich konsterniert 
an den Geschäftsführer des Landesausschusses 
der SPD, Hans Striefler. Dieser organisierte im 
Dezember 1958 ein Treffen zwischen Meyer-Se-
venich, Hofmann, Kopf und einigen zentralen 
Parteigenossen, um dem Konflikt um Ode-
wald vor dem im Frühjahr 1959 anstehenden 
Wahlkampf ein Ende zu bereiten. Mit den In-
formationen von Meyer-Sevenich konfrontiert, 
war Hofmann genötigt, seine Position zur Cau-
sa Odewald darzulegen: Er bestritt, aus einem 
„Treuekomplex“30 gegenüber Odewald heraus zu 

28	 Briefwechsel Hofmann-Meyer Sevenich, 24.11.1958-
03.12.1958, Bundesarchiv, ZSG 163/733.

29	 Eidesstattliche Erklärung Odewald vom 26.11.1958. Nie-
dersächsisches Landesarchiv, Nds.147 Acc. 2012/093 
Nr. 48.

30	 Hier und im Folgenden: Vermerk über eine persön-
liche Besprechung in Sachen Odewald, 06.12.1958, 
Bundesarchiv, ZSG 163/733.
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handeln, sondern nahm vor dem Hintergrund 
seiner eigenen Biografie in Anspruch, erken-
nen zu können, ob eine Person ein „getarnter 
SS-Mann“ sei: Schließlich habe er im Rahmen 
der Entnazifizierung „nicht hunderte, sondern 
tausende von Fällen überprüft“. Zugleich re-
produzierte Hofmann das leitende Narrativ für 
die nachrichtendienstliche Personalstruktur der 
Nachkriegszeit: „Es wäre ihm zwar auch wesent-
lich lieber,“ so gibt es der Gesprächsvermerk 
wieder, 

„wenn das Reservoir an geeigneten Fachkräften 
so groß wäre, daß man nur mit auch optisch völ-
lig unbelastetem Personal arbeiten könne. Dazu 
sei jedoch die vorhandene Personaldecke an 
kriminalistischen Fachkräften einfach zu knapp. 
Nachdem nun einmal die ganze Kriminalpolizei 
durch das Dritte Reich und die Angleichungsmaß-
nahmen an die SS hindurchgegangen sei, kön-
ne man diesen Personenkreis nicht schlechthin 
von jeder Mitarbeit ausschließen. […] Man könne 
schließlich nicht davon ausgehen, daß das deut-
sche Volk eine soziologisch und moralisch völlig 
intakte Struktur besäße.“

In der anschließenden Vernehmung räumte 
Odewald jedoch ein, schon vor 1933 die Nati-
onalsozialisten unterstützt zu haben. Als zum 
Jahreswechsel erneut die Berichterstattung über 
den Fall Odewald einsetzte, wurde deutlich, dass 
Hofmanns Position im Verfassungsschutz kaum 
mehr zu halten war. Obgleich Kopf sich noch 
Anfang des Jahres hinter ihn stellte, mehrten 
sich innerhalb der Partei die Stimmen, die Hof-
manns Absetzung forderten. Diesem Druck war 
Hofmann nicht mehr gewachsen. Er verstarb am 
09.01.1959 auf einer Dienstreise an Herzversa-
gen, kurz nachdem er noch in Hannover ange-
rufen und sich über einen Zeitungsartikel zum 
Fall Odewald erregt hatte.31 

31	 Fritz Tobias, „Der Fall Obels“, Bundesarchiv, ZSG 
163/733.

Der Sozialist und der Staatsschutz

Der Causa Odewald wohnt unzweifelhaft eine 
gewisse Tragik inne: Begann Hofmanns Karrie-
re als Leiter des Verfassungsschutzes mit der 
Unterstellung, als Widerständler und ehemaliger 
Entnazifizierer eine „neue Gestapo“ einrichten 
zu wollen, die auf der Basis des Wissens um die 
nationalsozialistische Vergangenheit von Perso-
nen der Öffentlichkeit ihre Macht im politischen 
Feld auszubauen trachte, so fand sie ihr Ende 
über den Vorwurf, einen Nachrichtendienst ein-
gerichtet zu haben, der gerade aufgrund des 
Rückgriffes auf nationalsozialistische Beam-
te zu einer der Gestapo ähnlichen Organisati-
on mutiert sei. In dieser Entwicklung spiegelt 
sich nicht nur ein sich wandelnder Zeitgeist, in 
dessen Zuge langsam die nationalsozialistische 
Vergangenheit von Mitarbeiter:innen in Sicher-
heitsbehörden publik wurde.32 Sondern es zeigt 
sich zugleich, in welchem Maße die alltägliche 
Arbeit im sicherheitspolitischen Feld, das von 
Personal mit nationalsozialistischer Belastung 
durchdrungen war, zu einer Normalisierung und 
einer Grenzverschiebung im Denken Hofmanns 
selbst geführt hatte. 

Zunächst ist mit Blick auf die Entwicklung des 
niedersächsischen Verfassungsschutzes festzu-
halten, dass zwei Mitarbeiter, die aus der Ab-
wehr stammten, einen maßgeblichen Einfluss 
auf die Organisationsentwicklung in den Grün-
dungsjahren hatten: Neben Richard Gerken ist 
dies der ihm folgende Leiter des Referats Be-
schaffung Walter Lorenz, der ab 1953 zusätzlich 
die Spionageabwehr, das umfassendste Referat 
im niedersächsischen Verfassungsschutz der 
1950er Jahre, aufbaute. Insbesondere Gerken 
schaffte es nicht nur, strukturell Einfluss auf die 
Behörde zu nehmen und über das System der 
„freien Mitarbeiter“ persönliche Kontakte aus 
der Zeit vor dem Kriegsende in die Behörde zu 
integrieren. Sondern Gerken war auch aufgrund 
seiner guten Kontakte zum britischen MI6 ein 
privilegierter Akteur innerhalb der Organisation 

32	 Goschler/Wala: „Keine neue Gestapo“, S. 195–228.
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und nahm binnen kürzester Zeit eine Schlüssel-
funktion ein. 

Der Rückgriff des britischen Nachrichtendiens-
tes auf Gerken, der sich dem MI6 als willfähriger 
Informant anbot und so seine Nachkriegskarri-
ere einleitete, ist nicht isoliert zu betrachten. 
Ähnliche Karrieren von Personen, die mitun-
ter eine deutlich höhere Belastung aufwiesen, 
durchziehen die Entstehungsgeschichte der 
westlichen, transnationalen Sicherheitsarchitek-
tur der Nachkriegszeit. Was ihnen gemein war, 
ist der Umstand, dass sie ihr Schicksal vor dem 
Hintergrund des sich in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit erst abzeichnenden Kalten Krieges zu 
wenden wussten, indem sie ihr Wissen und ihre 
Netzwerke zur Verfügung stellten und sich so 
den Schutz vor Strafverfolgung und in vielen 
Fällen auch eine Zukunft in der Nachkriegsge-
sellschaft sicherten.33 Oftmals, wie auch im Fall 
Gerken, wurde das Wissen dieser Personen zu-
nächst genutzt, um retrospektiv die Strukturen 
der nationalsozialistischen Nachrichtendienste 
zu durchdringen: Gerken lieferte den Alliierten 
Namenslisten und Informationen über Waffen-
depots und Aktenverstecke.34 Zugleich wurde 
jedoch Wissen über den militärisch-nachrich-
tendienstlichen Komplex der Sowjetunion pro-
duziert, das insbesondere für die britischen 
und amerikanischen Nachrichtendienste von 
großem Interesse war. Dies wiederum konnten 
die Belasteten nutzen, um ihr Handeln zu recht-
fertigen und sich Rehabilitation zu verschaffen. 

Wenngleich die Hierarchie zwischen den alliier-
ten Nachrichtendiensten und ihren national-
sozialistischen Kontakten klar geregelt war, ist 
deren Machtverhältnis nicht eindeutig zu be-
urteilen: In den Wissens- und Praxisbeständen, 

33	 Ausführlicher hierzu Wala, Michael: Westliche Nach-
richtendienste, SS-, Gestapo- sowie Wehrmachtsan-
gehörige und die Entstehung einer transatlantischen 
Sicherheitsarchitektur im frühen Kalten Krieg, in: 
Zeitschrift für Außen- und Sicherheitspolitik, Jg. 9 
(2016), H. 2, S. 13–25. 

34	 The National Archive, UK, KV 2/968. 

die aus diesen Kontakten resultierten, schrieben 
sich die Rechtfertigungs- und Wahrnehmungs-
muster der nationalsozialistischen Beamten 
mit ein. So entwickelten sich Kooperationen, im 
Rahmen derer die Belasteten, wenngleich sie 
von den Alliierten aufgrund ihrer oftmals of-
fen zutage tretenden rassistischen und autori-
tären Einstellungen kritisch betrachtet wurden, 
einen Spielraum erhielten, den sie zu ihrem und 
dem Vorteil der sie umgebenden Netzwerke zu 
nutzen wussten.35 Auf dieser Grundlage wurde 
auch der niedersächsische Verfassungsschutz, 
der zunächst als eine explizit sozialdemokra-
tische Idee einer „Informationsstelle“ entwickelt 
worden war, in die Wissens- und Praxiscommu-
nitys des nachrichtendienstlichen Feldes integ-
riert, und auch Hofmanns Handeln strukturierte 
sich im Zuge seines Eintritts in die Organisa-
tion neu, wie Gerken bemerkte: Er betonte im 
Herbst 1952 gegenüber seinem britischen Kon-
taktoffizier in Bezug auf Hofmann, „dass sein 
technisches Know-how und seine Autorität in 
den letzten Monaten enorm zugenommen ha-
ben und dass er nun als Doyen der Sicherheits-
organisation gilt.“36 In dieser Einschätzung zeigt 
sich zunächst, dass Hofmann in Gerkens Augen 
in einem umfassenden Sinne zu einem Akteur 
im nachrichtendienstlichen Feld geworden war, 
der den Habitus und die feldinhärenten Logiken 
übernommen hatte. Es handelte sich allerdings 
nicht um eine schlichte Übernahme von be-
stimmten Handlungs- und Denkweisen, sondern 
um einen reflexiven Prozess. Hofmann war sich, 
das zeigen die Akten deutlich, der Ambivalenz 
des Verhältnisses zu den Teilen seines Perso-
nals, die im Nationalsozialismus geprägt wor-
den waren, bewusst, er ordnete diesen Umstand 
jedoch anderen Risikoszenarien unter. Neben 
der für die Nachrichtendienste der Nachkriegs-
zeit so charakteristischen beständigen Angst 

35	 Wala: Westliche Nachrichtendienste, S. 20–23.

36	 L.O. Brown, 14.10.1952, The National Archives, UK, WO 
208/5211. Original: „[…] that his technical know-how 
and authority had increased tremendously in recent 
months, and that he was now considered to be the 
doyen of the security organization.“
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vor kommunistischer Unterwanderung hatte 
Hofmann die fast paranoide Sorge, die Kontrolle 
über das Agieren anderer Nachrichtendienste 
in Niedersachsen sicherzustellen. Gerade das 
System der Bundesnachrichtenstellen, die ne-
ben der BUNAST Hannover auch in Kassel und 
Lübeck gegründet worden waren, hatte sich im 
Laufe der 1950er Jahre zu einer großen Initiati-
ve amerikanisch-deutscher nachrichtendienst-
licher Kooperation entwickelt.37 Hofmann jedoch 
trachtete danach, die Institutionalisierung der 
US-amerikanischen Dienste in seinem Kontroll-
bereich so gering wie möglich zu halten.38 Er war 
somit in einem umfassenden Sinne Leiter einer 
Organisation geworden, die seine Wahrnehmun-
gen und strategischen Erwägungen durchdrang, 
zugleich aber müssen seine Handlungen als re-
flexive und normativ motivierte Versuche an-
gesehen werden, auf das sich konsolidierende 
nachrichtendienstliche Feld der Nachkriegszeit 
einzuwirken.

37	 Allen, Keith R.: Interrogation Nation: Refugees and 
Spies in Cold War Germany, Lanham/Boulder/New 
York/London 2017, S. 46.

38	 Meyer-Sevenich an Hofmann, 26.11.1958, Bundesarchiv,  
ZSG 163/733.
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T his urge to construct the 
Enemy is [a] fatal limitati-
on of populism. Today, the 
ultimate ‚enemy‘ is not a 
concrete social agent but 
in some sense the system 
itself“1, so schreibt Slavoy 
Žižek in einer Kritik des lin-

ken Populismus. Linkspopulismen kommen un-
ter der Feder des Anarcho-Marxisten ohnehin 
nicht gut davon. Zugleich zeigt sich Žižek gerne 
mit Persönlichkeiten wie Yanis Varoufakis, dem 
ehemaligen griechischen Finanzminister und 

1	 Žižek, Slavoj: Should the Left’s answer to rightist po-
pulism be #MeToo? Part I., 15.10.2018, in: The Philoso-
phical Salon, URL: https://thephilosophicalsalon.com/
should-the-lefts-answer-to-rightist-populism-real-
ly-be-a-me-too-part-i/ [eingesehen am 01.12.2021].

prominenten Mitglied der linkspopulistischen 
Bewegung Syriza. 

Kritik an (linkem) Populismus gibt es reichlich; 
zumeist in der Gestalt, dass der Populismus 
etablierte Mechanismen liberaler Demokrati-
en, zum Beispiel Repräsentationslogiken oder 
Diskursnormen, unterminiert. Solcherlei Kri-
tik teilt Žižek nicht, vielmehr hält er es selbst 
nicht so innig mit liberalen Demokratiemodel-
len. Er teilt sogar eine grundlegende Diagnose 
mit Advokat*innen des Linkspopulismus wie 
dem Theoretiker Ernesto Laclau und der Po-
litikwissenschaftlerin Chantal Mouffe: Demnach 
ist der Populismus eine Reaktion auf rationalis-
tische Demokratiekonzepte, die entpolitisierend 
wirken. Und trotzdem ist Žižek sein lautester 
Gegner von linker Seite: Politisierende Bestre-
bungen von Linkspopulist*innen können einer 
kapitalistischen Ordnung nichts entgegenhalten. 

Linkspopulismus 
auf der psycho
analytischen 
Couch
Linke Kritik am Linkspopulismus 
mit Slavoy Žižek
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Das kann nur eine Diktatur des Proletariats, so 
der verschnupfte Kontra-Philosoph. Dieser Bei-
trag fragt, wie sich unter diesen Voraussetzun-
gen der Linkspopulismus von linker Seite kri-
tisieren lässt: Welche Gräben durchlaufen die 
intellektuelle Linke? 

Das Phänomen „Populismus“

Populismus ist zum gängigen Begriff im öffentli-
chen politischen Diskurs und gesellschaftlichen 
Debatten geworden; aus wissenschaftlicher Per-
spektive ist er jedoch nicht klar umrissen. Es 
kann zwischen zwei politikwissenschaftlichen 
Ansätzen unterschieden werden, die sich mit 
dem Populismus befassen – nämlich jenen, die 
analytisch, und solchen, die affirmativ vorge-
hen.2 

Während analytische Ansätze Populismen wis-
senschaftlich zu charakterisieren versuchen und 
kritische Distanz wahren,3 arbeiten affirmative 
Ansätze an theoretisch-normativen Plädoyers 
für den (Links-)Populismus.4 Die bislang um-
fassendste Theoretisierung haben Laclau und 
Mouffe unternommen.5 Sie zielen auf die Re-
habilitation des Politischen als einen Raum der 
Antagonismen, der heute von bürokratischen 
und durch technische Fragestellungen geprägte 
Verfahren zurückgedrängt wird. Sie legen damit 
einen Gegenentwurf zu rationalistischen und 
konsensorientierten Demokratiekonzepten vor. 

2	 Vgl. Bedorf, Thomas/Kissler, Sarah: ‚Wir‘ sind kein 
Volk, in: Panreck, Isabelle-Christine (Hrsg.): Popu-
lismus – Staat – Demokratie. Ein interdisziplinäres 
Streitgespräch, Wiesbaden 2020, S. 77–94.

3	 Z. B. Rosanvallon, Pierre: Das Jahrhundert des Popu-
lismus. Geschichte Theorie Kritik, Hamburg 2020.

4	 Vgl. Bedorf/Kissler: ‚Wir‘ sind kein Volk.

5	 Zu Zwecken dieses Beitrags werden die Arbeiten von 
Laclau und Mouffe zusammengedacht, wenngleich 
sowohl ihre theoretischen Einflüsse als auch ihre 
normativen Rückschlüsse durchaus Unterschiede 
aufweisen.

Der Linkspopulismus von Mouffe und Laclau ist 
dezidiert ein Versuch radikaler Demokratie, die 
antagonistische Gegensätze des Politischen in 
agonalen Auseinandersetzungen bewältigt.6 Sie 
sind daher den affirmativen Ansätzen zuzu-
rechnen.

Links ist, so der Politikwissenschaftler Philipp 
Manow, ein Populismus, wenn sich der Protest 
gegen die „‚neoliberale‘ Wirtschaftsordnung, 
also die freie Bewegung von Gütern und Kapi-
tal, sowie die fiskalpolitische Zurückhaltung des 
Staates (‚Austerität‘)“7 richtet. Affirmative Link-
spopulismen bemängeln die Unfähigkeit mar-
xistisch oder sozialdemokratisch orientierter 
linker Politik, emanzipatorische Kämpfe wie „die 
zweite Welle des Feminismus, die Schwulen- 
und Lesbenbewegung, [den] Kampf gegen den 
Rassismus und Umweltthemen“8 zu integrieren. 
Ihr agonales Potenzial sei in einem „postpoliti-
schen“ Klima verloren gegangen.9 Mouffe bringt 
dies ursächlich mit der Emergenz des Neolibe-
ralismus in Verbindung: Die neoliberale Hege-
monie sei auch eine Hegemonie von elitären 
Akteur*innen, durch die demokratisch konstitu-
tive Werte von Gleichheit und Volkssouveränität 
untergraben würden. Die Dominanz einzelner 
Akteur*innen reiße agonistische Räume ein, in 
denen zuvor unterschiedliche gesellschaftliche 
Projekte aufeinanderprallen konnten.10 Žižek 
teilt die Diagnose eines postpolitischen Zeital-
ters mit Mouffe und Laclau. Für Žižek ist jedoch, 
wie zu zeigen ist, nicht die Ausschaltung libe-
raler Demokratie, sondern die liberale Demokra-
tie selbst die Ursache der Postpolitik, die als 
Supplement kapitalistischer Ordnungen an sich 
selbst scheitert. 

6	 Vgl. Mouffe, Chantal: Für einen linken Populismus, 
Berlin 2018. 

7	 Manow, Philip: Die politische Ökonomie des Populis-
mus, Berlin 2018, S. 20.

8	 Mouffe: Für einen linken Populismus S. 8.

9	 Ebd., S. 25.

10	 Vgl. ebd., S. 26.
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The Lacanian Left

Žižek und Laclau werden neben einigen anderen 
Autor*innen zur Lacanian Left des kritischen 
politischen Denkens gezählt, die sich in den 
letzten dreißig Jahren herausgebildet hat.11 Er-
neut findet damit die in der modernen Psycho-
logie kontrovers diskutierte Psychoanalyse Ein-
gang in die kritische Gesellschaftsanalyse. Via 
linguistischer Überlegungen löst Jaques Lacan, 
auf dessen Arbeit der Name dieser Denkschule 
zurückgeht, die Grenzen zwischen Subjekt und 
Gesellschaft auf. Darin liegt seine Attraktivität 
für postmodernes politisches Denken. Die teils 
konträren Positionen, die die Autor*innen vor 
diesem Hintergrund entwickeln, gehen nicht zu-
letzt auf den breiten Interpretationsspielraum 
zurück, den Lacan im politik-theoretischen 
Raum eröffnet.12

Die lacansche Psychoanalyse hat Konsequenzen 
für das Verständnis vom Raum des Politischen, 
von „Volk“ und von Identität, die sich affirmative 
Linkspopulismen auf bestimmte Weise zu eigen 
machen. Umgekehrt formt die Psychoanalyse 
Žižeks Kritik an diesen linkspopulistisch verein-
nahmten Konzepten. Keine Kurzdarstellung kann 
der Komplexität des lacanschen Modells gerecht 
werden. Da aber die unterschiedlichen Lesarten 
Lacans die intellektuellen Gräben der Lacanian 
Left beeinflussen, folgt ein knapper Überblick. 

Lacans Psychoanalyse ist ein Aufschlag zwi-
schen einer fortentwickelten Freud‘schen Psy-
choanalyse, entwicklungspsychologischen Über-
legungen und der Saussure’schen Linguistik. 
Zum Ausgangspunkt wird dabei ein kulturell 

11	 Vgl. Stavrakakis, Yannis: Lacanian Left. Essays on 
Psychoanalysis and Politics, Edinburgh 2007.

12	 Dazu ausführlicher Reckwitz, Andreas: Subjekt, Bie-
lefeld 2008, S. 54; Robinson, Andrew: The Politics 
of Lack, in: British Journal of Politics and Internati-
onal Relations, Jg. 6 (2004), H. 6, S. 259–269; But-
ler, Judith/Laclau, Ernesto/Žižek, Slavoj: Contingency, 
Hegemony, Universality. Contemporary Dialogues on 
the Left, London 2010, S. 26.

konstituiertes Subjekt.13 Dieses Subjekt bewegt 
sich zwischen drei Ordnungen: Dem Symboli-
schen, dem Imaginären, dem Realen. 

Das Symbolische ist eine sprachliche Ordnung 
von Zeichen. Jedes Zeichen stellt eine Signi-
fikante dar, gewissermaßen das Geräusch, das 
ein Wort ausmacht. An diese Signifikante ist 
eine Bedeutung oder ein Konzept gebunden, 
das Signifikat. An die Signifikante Stuhl ist das 
Signifikat einer Sitzgelegenheit gebunden. Lacan 
transzendiert diese Saussure’sche Linguistik 
insofern, als dass er hinter jeder Signifikanten 
statt eines Signifikats nur weitere Signifikanten 
vermutet. 

Die imaginäre Ordnung ist der Ort vermeintli-
cher Einheit. Die Suche nach einheitlicher Re-
präsentation des Selbst begleitet das Subjekt 
ein Leben lang. Lacan begreift aber jede Reprä-
sentation als Fehlrepräsentation, diese Suche 
muss demnach misslingen. Während das Sym-
bolische über die Differenz von Signifikanten 
funktioniert, ist das Imaginäre von trügerischer 
Einheit dominiert.

Über das Reale lässt sich „nichts Treffendes sa-
gen“14, wir können nur von der „impossibility 
of the real“15 sprechen. Im Subjekt – wie auch 
im Sozialen – ist das Reale nicht zu greifen, es 
äußert sich lediglich in Form von Symptomen. 
Es ist die Ebene der unbewussten Begierde, der 
Traumata und der Unvollkommenheit, die von 
dem Symbolischen und dem Imaginären unter-
drückt werden und damit individuell wie gesell-
schaftlich nicht erfahrbar sind. Dies hat Aus-
wirkungen auf die Subjektbildung, da es statt 
eines essentiellen Wesenskerns des Subjekts 
nur bruchstückhafte Fragmente gibt. Das Reale 
ist damit nicht gleichbedeutend mit „Realität“. 

13	 Vgl. Reckwitz: Subjekt, S. 52.

14	 Ebd., S. 65.

15	 Parker, Ian: Psychoanalytic Culture. Psychoanalytic 
Discourse in Western Society, London 1997, S. 238.
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Das verkannte Sie: Eliten oder das System?

Der affirmative Linkspopulismus Laclaus konst-
ruiert darauf aufbauend einen Wir-Sie-Antago-
nismus. Er mache sich die lacansche Diagno-
se der kognitiven Notwendigkeit von Symbolen 
zu Nutze. Um die Demokratie zu repolitisieren, 
braucht es demnach ein klares Feindbild, gegen 
das aufbegehrt werden kann, so zum Beispiel 
sich bereichernde politische oder wirtschaftli-
che Eliten. 

Für Žižek führt dies zu einer falschen Suggesti-
on, nämlich dass ohne einzelne, korrumpierte 
Akteur*innen die Verschränkung von liberaler 
Demokratie und Kapitalismus gerechte Ergeb-
nisse produzieren könne. Žižek nutzt Lacan 
wiederum eher analytisch, statt positivistisch: 
Dysfunktionalitäten unserer Gegenwart, zum 
Beispiel wiederkehrende Wirtschaftskrisen, sind 
Symptome eines an sich falschen Systems. Da-
her schreibt der Philosoph auch: „Capital […] is 
our Real“16. Hierin zeigt sich, dass Žižek die Psy-
choanalyse – im Gegensatz zu Laclau – ideo-
logiekritisch verwendet.17 Dieses kapitalistische 
Real18 des Einzelnen ist ideologisch verbrämt 
und äußert sich in Symptomen wie der Gier 
(oder unterbewusster Begierde). Eliten mittels 
einer linkspopulistischen Revolution abzuschaf-
fen, ist für Žižek sinnlos, solang das kapitalisti-
sche Real im Einzelnen weiterwirkt. 

16	 Žižek: The Left’s answer.

17	 Hetzel, Andreas/Hetzel, Mechthild: Slavoy Žižek. Psy-
choanalyse, Idealismus und Populärkultur, in: Moebius, 
Stephan/Quadflieg, Dirk (Hrsg.): Kultur. Theorien der 
Gegenwart, Wiesbaden 2011, S. 334–344, hier S. 339.

18	 Unberührt davon bleibt, dass der Kapitalismus auch 
als symbolische Ordnung von Produktionsverhältnis-
sen, Marktregeln und Gewinnlogiken zu greifen ist. 
Das würde auch Laclau nicht anders verstehen.

Das verkannte Wir: Pluralismus und Identität?

Die populistische Konstruktion des Wir leidet 
ein ähnliches Schicksal: „As Laclau likes to 
emphasize, ‚society‘ doesn’t exist, but ‚people‘ 
also doesn’t exist. […] People is a false name 
for the social totality.”19 Es gibt für Žižek kein 
lebensweltliches Fundament für eine Gruppe 
von Menschen, sich „Volk“ zu nennen, vor allem 
nicht – und da ist er ganz auf Laclaus Seite – 
auf eine ethnonationalistisch-essentialistische 
Weise. 

Das Wir affirmativer Linkspopulismen ist kein 
ethnonationalistisch-essentialistisches, son-
dern es soll verschiedene Identitäten unter sich 
vereinen können; es ist damit nur eine leere Si-
gnifikante. Darin liegt eine unorthodoxere Lesart 
der lacanschen Psychoanalyse. Identitäten sind 
bei Lacan Konstruktionen des Imaginären. Das 
macht sich Laclau zunutze, um vermeintliche 
Einheiten mittels einer Signifikanten zu einer 
Art Sammelidentität zu machen, unter der linke 
Anliegen vereint werden. Žižek hingegen liest 
Lacan orthodoxer: Da das Reale der Subjek-
te kein essentieller Kern ist, den man identi-
tär beziehen kann, sondern eben ein brüchiger 
Ausdruck des Begehrens, gibt es keine wahren 
Identitäten bei Žižek. Das Dasein des Subjekts 
ist eine vollständig fluide Angelegenheit.20 Alle 
Identitäten sind aber notwendigerweise Fehlre-
präsentationen; begründet in der „impossibility 
of the real“21.

Aus dieser Haltung zu Identität entwickelt Žižek 
auch eine Kritik am Multikulturalismus, die oft 
antipluralistisch anmutet, wenn der psychoana-
lytische Hintergrund des Realen vernachlässigt 

19	 Žižek: The Left’s answer.

20	 Vgl. Breckman, Warren: Žižek, Laclau und das 
Ende des Postmarxismus, in: Heil, Reinhard/Hetzel, 
Andreas/Hommrich, Dirk (Hrsg.): Unbedingte Demo-
kratie. Fragen an die Klassiker neuzeitlichen politi-
schen Denkens, Baden-Baden 2011, S. 199–214, hier 
S. 203.

21	 Parker: Psychoanalytic Culture, S. 236.
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wird. Žižek postuliert, dass der Multikulturalis-
mus die „ideale Form von Ideologie“22 für einen 
globalen Kapitalismus ist. Die verschiedenen 
partikularen Wurzeln im Multikulturalismus sind 
ein „phantasmatischer Schirm, der die Tatsache 
verschleiert, dass das Subjekt […] immer schon 
durch und durch entwurzelt ist, dass seine wah-
re Position diejenige der Leere der Universalität 
ist“23. Dieser Schirm lenke davon ab, dass der 
Kapitalismus eine „beispiellose Homogenisie-
rung der heutigen Welt“24 bedeutet. 

Die verkannte Demokratie: Leere als 
Identität oder strukturelle Position?

Bei Laclau und Mouffe ist Demokratie – ver-
einfacht gesagt – verwirklicht, wenn Antagonis-
men immer wieder aufeinandertreffen können. 
Die Adaption der lacanschen Psychoanalyse in 
Laclaus Werk führt zur affirmativen Theoreti-
sierung eines Linkspopulismus. Dennoch muss 
Laclau begründen können, warum sein Wir eine 
leere Signifikante darstellt, die, einmal an die 
Macht gekommen, Demokratie besser verwirk-
licht als vorherige Eliten. Žižek hat ein ähn-
liches Problem. Auch er muss argumentieren, 
warum die von ihm geforderte „Diktatur des 
Proletariats“25 Macht legitim besetzen darf. 

Demokratie wird bei Žižek über die symbolische 
Verschiebung in der Repräsentation von Macht 
analysiert: In vordemokratischen Regierungen 
war Macht in einer spezifischen Person verkör-
pert. „Mit dem Zusammenbruch der Monarchie 
wurde der Ort der Macht zu einem lieu vide, 
einer Leerstelle, die niemand wirklich in Besitz 

22	 Žižek, Slavoj: Ein Plädoyer für die Intoleranz, Wien 
1998, S. 72.

23	 Ebd., S. 73–74.

24	 Ebd., S. 78. 

25	 Žižek, Slavoj: Auf verlorenem Posten, Frankfurt am 
Main 2009, S. 239.

nehmen oder personifizieren kann“26. Mit der 
Etablierung moderner Demokratien wird dieses 
Krisenmoment zu einer dauerhaften Bedingung 
von Regierung. Es fällt nicht schwer, hier den 
Konnex zum lacanschen nicht-symbolisierbaren 
Kern des Realen herzustellen.27 Erhalten werden 
kann die Leerstelle laut Žižek nur durch die Dik-
tatur des Proletariats. Wie paart sich nun eine 
Leerstelle der Macht mit der Diktatur? Žižek 
schreibt: „Der Begriff ‚Diktatur‘ bezeichnet die 
hegemoniale Rolle im politischen Raum und der 
Begriff ‚Proletariat‘ jene, die im sozialen Raum 
nicht dazugehören“28. Hätte es auch ein anderer 
Begriff statt der Diktatur getan? Sicherlich. Aber 
zentral ist der Charakter der Arbeiterklasse bei 
Žižek. Sie ist „die einzige (revolutionäre) Klas-
se […], die sich mit der Abschaffung ihres Ge-
genteils selbst abschafft“29. Das begründe sich 
darin, dass sie einen „Anteil der Anteillosen“30 
markiert. Ihre Position ergebe sich einzig dar-
aus, dass die herrschende Klasse sie braucht, 
um sich selbst und ihre Herrschaft zu reprodu-
zieren. Die proletarische Arbeiterklasse qualifi-
ziere sich für die Herrschaft über ihre negati-
ve Eigenschaft: Wenn sie herrscht, löst sie sich 
selbst als negative Projektionsfolie der kapita-
listischen Klasse ab. Und da das ihre einzige 
konstitutive Form war, löst sie sich damit selbst 
auf. Wenn das Proletariat herrscht, regiert, so 
Žižek, durch diese Negativität die Allgemein-
heit.31 Es ergibt sich hier ein dialektisches Ver-
hältnis: Die Arbeiterklasse besetzt die Leerstelle 
der Macht, aber lässt sie gleichzeitig frei.

Das integrative Wir des Linkspopulismus kann 
das nicht geltend machen: Der Vorwurf an den 
Populismus lautet, dass er nicht aus einer Po-
sition der Negativität an die Macht gelangt und, 

26	 Breckman: Postmarxismus, S. 202.

27	 Vgl. ebd., S. 203.

28	 Ebd.

29	 Žižek: Posten, S. 243.

30	 Ebd.

31	 Vgl. ebd.
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folglich, statt einer klassenlosen Gesellschaft 
nur eine Politik der Interessen verfolgen kann.

An dieser Stelle drängt sich jedoch eine berech-
tigte Frage auf: Ist die Negativität des Proletari-
ats wirklich mehr als eine Fiktion? Erinnert sie 
nicht vielmehr an eine leere Signifikante wie 
sie auch der Linkspopulismus für sich bean-
sprucht? Žižek würde dem entgegenhalten, dass 
das Proletariat eine leere Negativität darstellt, 
weil es im Gegensatz zu linkspopulistischen 
leeren Signifikanten nicht substanzielle, grup-
penbezogene Kämpfe in sich vereint, sondern 
eine substanzlose Non-group ist. Er meint so 
gesehen das Gegenteil von Laclau, der schreibt: 
„For me, emptiness is a type of identity, not a 
structural location“32. Für Žižek müsste es hei-
ßen: Emptiness is a structural location, not a 
type of identity.

Resümee

Die revitalisierte Psychoanalyse erweist dem po-
litischen Denken einen Dienst, wo sie den Eu-
rozentrismus rationalistischer Demokratiekon-
zepte infrage stellt. Manch eine*r mag zudem 
argumentieren, dass eine Emotionalisierung des 
Politischen wünschenswert ist. Sie kann auch 
die tiefe Verwurzelung der Produktionsverhält-
nisse in unseren psychischen Realen begrün-
den. Aber sie inspiriert auch vage Konstruk-
te, die nicht falsifizierbar sind oder von deren 
politischer Verwirklichung wir uns keine gute 
Vorstellung machen können.

Lacans psychoanalytische Überlegungen führ-
ten zwei linke Denker auf grundsätzlich unter-
schiedliche Pfade. Žižek und Laclau lesen Lacan 
in unterschiedlichen Stimmungen. Laclau ver-
arbeitet Lacan auf positivistische Weise dazu, 
linkspopulistische Bewegungen demokratisch zu 
vitalisieren. Lacans Einsicht von Signifikanten 

32	 Laclau, Ernesto: On Populist Reason, London 2005, 
S. 166.

und Identitäten nutzt Laclau, um einen Links
populismus zu theoretisieren, der Affekte und 
Emotionen wieder in das Politische integriert. 

Žižek blickt mit einer analytischen Brille namens 
Lacan umfassender auf die Welt. Es ist eine or-
thodoxere Lacan-Exegese, die Žižek prägt. Eine 
linke Kritik am Linkspopulismus hat bei Žižek 
eine materialistischere Schlagseite: Das popu-
listische Sie erschöpfe sich in einer korrupten 
Elite, aber es verkenne die Wirkung der Produk-
tionsverhältnisse als kapitalistisches Real im 
Einzelnen. Die vermeintliche Identität, die der 
Populismus in einem Wir zu erzeugen versucht, 
erscheint Žižek eine ideologische Mystifikation 
des Nicht-Repräsentierbaren. Die Leerstelle der 
Macht, die eine Demokratie bei Žižek ausmacht, 
will er mit der Diktatur des Proletariats freihal-
ten, während sie der Linkspopulismus mit einer 
leeren Signifikanten besetzt. 

Populist*innen konnte Žižek indes nur einmal 
etwas abgewinnen: Als Syriza im Jahr 2015 ein 
Referendum – „the supreme populist moment“33 
– über die Zustimmung oder Ablehnung der 
europäischen Austeritätsprogramms durchführ-
te, lehnte die Bevölkerung dieses ab. Für Žižek 
ehrbar – aber zum Scheitern verurteilt. Unter 
dem Druck der EU lenkte Tsipras entgegen der 
Referendumsentscheidung in den Austeritäts-
kurs ein. Syriza habe einen aussichtslosen An-
griff auf die kapitalistische Ordnung gewagt und 
verloren: „Syriza touched the Real of our global 
order. It threatened the reign of Capital, which 
is why it had to be humiliated without mercy”34.

33	 Žižek: The Left’s answer.

34	 Ebd. 
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„Antifa“
Seismograf des 
Antidemokratischen

Richard Rohrmoser

I ch tue es für eure Kinder!“, rief 
Frank S., bevor er am 17. Oktober 
2015 die parteilose Kölner Lokalpo-
litikerin Henriette Reker bei einer 
Wahlkampfveranstaltung mit einem 
dreißig Zentimeter langen Bowie-
messer attackierte und ihre Luft-
röhre fast komplett durchtrennte. 

Anschließend verwundete der Täter eine andere 
Frau ebenfalls schwer und fügte drei weiteren 
Personen leichtere Verletzungen zu, ehe ein zu-
fällig anwesender Bundespolizist diesen über-
wältigen und festnehmen konnte.1 Reker über-

1	 Diehl, Jörg: Messerstecher hat rechtsextreme Ver-
gangenheit, in: Spiegel Online, 17.10.2015, URL: 
https://www.spiegel.de/panorama/justiz/henri-
ette-reker-taeter-frank-s-hat-rechtsextreme-vergan-
genheit-a-1058337.html [eingesehen am 01.08.2022].

lebte das Attentat nach einer Notoperation im 
Universitätsklinikum und konnte am Folgetag, 
während sie selbst noch im künstlichen Koma 
auf der Intensivstation lag, die Wahl zur Kölner 
Oberbürgermeisterin für sich entscheiden. 

Bei der polizeilichen Vernehmung setzte der 
Attentäter seine Gewalttat in den Kontext der 
allgemeinen Einwanderungspolitik, für die er 
insbesondere Henriette Reker verantwortlich 
machte, die bis dato als Sozialdezernentin der 
Stadt Köln unter anderem für die kommuna-
le Unterbringung von Geflüchteten zustän-
dig war. Durch diese Einlassungen wurde ein 
fremdenfeindliches Motiv von Frank S. offen-
kundig und obwohl dieser den Polizeibeamt:in-
nen von seiner rechtsextremen Vergangenheit 
berichtete, wusste die Polizei zu diesem Zeit-
punkt noch kaum etwas über den Attentäter. 

Rohrmoser, Richard (2022): 
„‚Antifa’. Seismograf des 
Antidemokratischen“  
In: Demokratie-Dialog 11 
(2022) S. 39–44. 
doi: 10.17875/gup2022-2121
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Verlässliche Informationen konnten dagegen 
rasch lokale Antifa-Gruppen liefern: Noch am 
selben Abend veröffentlichte die antifaschisti-
sche Szene-Zeitschrift Lotta. Antifaschistische 
Zeitung aus NRW, Rheinland-Pfalz und Hessen 
online ein detailliertes Dossier, in dem sie unter 
anderem beschrieb, dass es sich bei Frank S. 
um einen ehemaligen Aktivisten aus dem Um-
feld der Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei 
(FAP) handelt. Unter Berufung auf das „Antifa-
schistische Aktionsbündnis Köln gegen Rechts“ 
konnte die Zeitschrift der Öffentlichkeit sogar 
zur Kenntnis bringen, dass sich der Attentäter 
an den Rudolf-Hess-Gedenkmärschen 1993 in 
Fulda und 1994 in Luxemburg beteiligt hatte.2 
Etliche etablierte Presseorgane bedienten sich 
für ihre Berichterstattungen dieses Wissens, 
verwiesen jedoch nur selten auf die Proveni-
enz ihrer Informationen, denen jahrelange akri
bische, kleinteilige und sisyphosartige Arbeit 
autonomer Antifaschist:innen zugrunde liegt. 

Dieses Beispiel veranschaulicht, dass autonome 
antifaschistische Gruppen oftmals deutlich bes-
ser über rassistische und rechtsextreme Aktivi-
täten und Strukturen im Bilde sind als staatliche 
Sicherheitsbehörden.3 In den letzten Jahren ver-
breitete sich zudem die Erkenntnis, dass sich 

2	 O. A.: K: Mordanschlag auf OB-Kandidatin – Täter 
war früher in FAP (2 Updates), in: Lotta. Antifaschis-
tische Zeitung aus NRW, Rheinland-Pfalz und Hes-
sen, 17.10.2015, URL: https://www.lotta-magazin.de/
nrwrex/2015/10/k-mordanschlag-auf-ob-kandida-
tin-t-ter-war-fr-her-fap-2-updates [eingesehen am 
01.08.2022].

3	 Ein weiteres eindrückliches Beispiel der jüngeren 
Geschichte stellt die Ermordung des Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lübcke (CDU) im Juni 2019 
dar: Ohne die Recherchen antifaschistischer Gruppen 
wären nie so viele Informationen und Fotos über den 
rechtsextremistischen Attentäter Stephan Ernst an 
die Öffentlichkeit gelangt. Siehe dazu etwa O. A.: 25. 
Sitzung: Ohne Antifa-Recherchen wüssten wir nichts, 
04.03.2003, URL: https://www.linksfraktion-hessen.
de/rechtsterror/luebcke-mord/detail-bericht/25-sit-
zung-ohne-antifa-recherchen-wuessten-wir-nichts/ 
[eingesehen am 25.08.2022].

Behörden wie das Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV) bei ihren Ermittlungen nicht selten 
auf Recherche-Plattformen von Antifa-Gruppen 
wie beispielsweise exif, der rechte rand oder 
NSU-Watch beziehen. In seinem Jahresbericht 
von 2016 lobte das Bayerische Landesamt für 
Verfassungsschutz sogar die antifaschistischen 
Recherche- und Enttarnungserfolge und erkann-
te an, dass durch das „Outing“ von Rechtsextre-
mist:innen Straftaten vereitelt werden konnten. 
In diesem Kontext kündigte die Behörde ferner 
an, die von der Antifa-Szene praktizierte In-
ternetaufklärung selbst weiter zu intensivieren 
und dafür sogar einen eigenen Arbeitsbereich 
einzurichten.4 

Einerseits. Andererseits werden – trotz dieser 
Anerkennung – antifaschistische Gruppen nach 
wie vor vom Bundesamt für Verfassungsschutz 
überwacht, da etliche „Linksextremist:innen“ 
Gewalt und weitere Straftaten als Kernbestand-
teil ihres antifaschistischen Aktionsrepertoi-
res betrachten, das laut BfV „Bedrohungen, 
Beschädigung oder Zerstörung von Eigentum, 
Brandstiftungen an Fahrzeugen oder Trefforten 
bis hin zu brutalen körperlichen Angriffen auf 
als ‚faschistisch‘ ausgemachte Personen“5 um-
fasst. Tatsächlich stellt es jedoch ein überkom-
plexes Unterfangen dar, die antifaschistische 
Bewegung pauschal zu beschreiben und zu be-
werten: „Die Antifa“ existiert eben nicht, son-
dern es handelt sich dabei um einen abstrakten 
„Sammel- und Kampfbegriff für viele verschie-
dene linke Strömungen, Initiativen, NGOs, Par-
teien, Gewerkschaften sowie Aktionsstrukturen 
und Politikansätze […], die Faschismus – also 

4	 Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau 
und Verkehr: Verfassungsschutzbericht 2016, URL: 
https://www.verfassungsschutz.bayern.de/mam/anla-
gen/verfassungsschutzbericht_bayern_2016.pdf [ein-
gesehen am 01.08.2022].

5	 Bundesministerium des Innern und für Heimat: Ver-
fassungsschutzbericht 2021, URL: https://www.bmi.
bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/
themen/sicherheit/vsb-2021-gesamt.pdf?__blob=pu-
blicationFile&v=4 [eingesehen am 01.08.2022]. 
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eine auf dem Führerprinzip basierende, antide-
mokratische, nationalistische, rassistische und 
rechtsextreme Ideologie und Bewegung – kon-
sequent ablehnen“6. 

Trotz ihrer konfrontativen Praxis und der teilwei-
sen Infragestellung des staatlichen Gewaltmono-
pols kann diese facettenreiche Bewegung in der 
Gesamtheit aufgrund ihres zivilgesellschaftlichen 
Engagements im Kampf gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus als eine „soziale Bewegung“ 
bewertet werden: Im Laufe ihrer langen und tra-
ditionsreichen Geschichte hat die antifaschisti-
sche Bewegung kontinuierlich Impulse für Inten-
sität, Richtung und Tempo des sozialen Wandels 
gesetzt und tritt auch heute noch für eine Ge-
sellschaft ein, die Antisemitismus, Geschichtsre-
visionismus, Nationalismus, Neonazismus, Ras-
sismus, Sexismus etc. resolut bekämpft.7 

Historischer Hintergrund

Entstanden ist die antifaschistische Bewegung 
bereits in den frühen 1920er Jahren in Italien 
als Reaktion auf den faschistischen Diktator 
Benito Mussolini. Im Kontext des erstarkenden 
Nationalsozialismus riefen auch in Deutschland 
bald schon KPD, SPD und einige Gewerkschaf-
ten zu einer breiten „Einheitsfront“ im Kampf 
gegen die NSDAP auf. Jedoch dominierten die 
innerlinken Konflikte und Zerwürfnisse zwischen 
Kommunist:innen und Sozialdemokrat:innen de-
ren Einheitsbestrebungen gegen den Faschis-
mus. Seitens der KPD entwickelte sich die Di-
stanzierung von der SPD zeitweise sogar zum 
Schwerpunkt ihrer Politik, indem sie im Jahr 
1924 die von Grigori Sinowjew begründete „So-
zialfaschismusthese“ übernahm, die besagt: 
„Die Sozialdemokratie ist objektiv der gemä-
ßigte Flügel des Faschismus. Diese Phänomene 

6	 Rohrmoser, Richard: Antifa. Porträt einer linksradi-
kalen Bewegung. Von den 1920er Jahren bis heute, 
München 2022, S. 13.

7	 Siehe ebd., S. 14.

schließen einander nicht aus, sondern ergänzen 
einander. Es sind keine Antipoden, sondern Zwil-
lingsbrüder.“8 Diese These wurde von Stalin und 
der Kommunistischen Internationale (Komin-
tern) offiziell propagiert und verhinderte somit 
eine einheitliche Gegenbewegung und -reaktion 
auf den erstarkenden Nationalsozialismus. Erst 
nachdem kommunistische Parlamentarier:innen 
im Mai 1932 im Reichstag von Abgeordneten 
der NSDAP attackiert worden waren, rückte die 
KPD von dieser fatalen Einstellung ab und rief 
am 10. Juli 1932 in der Berliner Philharmonie die 
„Antifaschistische Aktion“ (kurz: „Antifa“) aus. 
In ihrem Gründungsaufruf hieß es: „Die Anti-
faschistische Aktion muss durch den organi-
sierten roten Massenselbstschutz in breitester 
Einheitsfront den Mordterror des Hitlerfaschis-
mus brechen […], der die offene faschistische 
Diktatur über Deutschland aufrichten will.“9 Die-
se Erkenntnis setzte sich jedoch zu spät durch, 
sodass auch die „Antifaschistische Aktion“ den 
Machtantritt der NSDAP nicht mehr verhindern 
konnte. Für Antifaschist:innen hatten die Jahre 
von 1933 bis 1945 beispiellose Konsequenzen; 
die Niederlage gegen die Nationalsozialist:in-
nen, der Zweite Weltkrieg, der Holocaust, aber 
ebenso die Fortexistenz antisemitischer und 
rechtsextremistischer Aktivitäten und Struktu-
ren im Nachkriegsdeutschland prägen die Ge-
sellschaftsanalyse sowie die Motivation antifa-
schistischer Gruppen bis in die Gegenwart.10

Nach 1945 war es zunächst vor allem die Ver-
einigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN), 
die unter der Losung „Nie wieder Faschismus“ 
antifaschistische Aufklärungsarbeit leiste-
te, sich an Gedenkstätten engagierte und Ge-
schichtsvermittlung an Schulen anbot. Später 
nominell erweitert zur Vereinigung der Verfolg-

8	 Stalin, Josef W.: Werke. Band 6: 1924, Berlin 1952, 
S. 147.

9	 Zitiert nach: Wimmer, Ruth/Wimmer, Walter: Kampf 
dem Faschismus! Thälmann 1929–1933, Leipzig 1986, 
S. 239.

10	 Vgl. Keller, Mirja et al.: Antifa. Geschichte und Orga-
nisierung, Stuttgart 2018, S. 41. 
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ten des Naziregimes – Bund der Antifaschistin-
nen und Antifaschisten (VVN-BdA) präsentiert 
sie sich bis heute als „die älteste und größ-
te politisch-antifaschistische Organisation in 
Deutschland“11. Neben dieser Vereinigung war 
Antifaschismus auch bei Gruppen wie dem 
Kommunistischen Bund (KB) oder bei kommu-
nistischen Parteien wie – bis zu ihrem Verbot 
1956 – der KPD oder – nach ihrer Wiederzulas-
sung 1968 – der DKP ein konstitutiver Bestand-
teil ihres Selbstverständnisses. 

Eine Zäsur in der Historie des Antifaschismus 
stellten allerdings die späten 1970er bzw. frü-
hen 1980er Jahre dar: In dieser Zeit setzte sich 
innerhalb autonomer Gruppierungen zunehmend 
die Überzeugung durch, bei der Bekämpfung von 
Rassismus und Rechtsextremismus nicht weiter 
auf die Arbeit staatlicher Institutionen zu ver-
trauen, sondern stattdessen jenseits von De-
monstrationen und Protestaktionen selbst aktiv 
zu werden und sich Neofaschist:innen direkt ent-
gegenzustellen. Ein Fanal für dieses neue antifa-
schistische Selbstverständnis ereignete sich im 
Herbst 1983 im niedersächsischen Fallingbostel, 
als militante Antifaschist:innen den Konferenzort 
des NPD-Bundesparteitag stürmten und sich an-
schließend eine schwere Straßenschlacht mit der 
Polizei lieferten: Dieses Ereignis gilt als die Ge-
burtsstunde der autonomen Antifa. 

Durch die sukzessiv steigende Gewaltbereit-
schaft der Autonomen erweiterte sich das Spek-
trum an Aktionsformen enorm, das fortan von 
antifaschistischer Aufklärungs- und Bildungsar-
beit über Sabotageaktionen und Sachbeschä-
digungen bis zu situationsbedingten Attacken 
auf politische Gegner:innen reichte. Der Erfolg 
der Aktionen und Aktivitäten wird dabei sze-
neintern vor allem am Grad der Berichterstat-
tungen in Presse, Funk und Fernsehen gemes-
sen. Insofern stellen die Fragen der Gewalt und 
der Bildung breiter Bündnisse mit friedlichen 

11	 Siehe dazu etwa O. A.: Wir über uns, URL: https://
brandenburg.vvn-bda.de/wir-uber-uns/ [eingesehen 
am 01.08.2022].

antifaschistischen Gruppierungen kontinuierli-
che und kontroverse Streitpunkte innerhalb der 
Bewegung dar. Selbstredend hat die Gewalt-
bereitschaft autonomer Antifa-Gruppen staat-
liche Einschränkungen und Repressionen wie 
Durchsuchungen, Polizeikontrollen und Über-
wachungen zur Folge und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz stuft die antifaschistische 
Bewegung als „linksextremistisch“ ein. Durch 
den in den Verfassungsschutzberichten ver-
wendeten Oberbegriff „Extremismus“ steht der 
„Linksextremismus“ zwangsläufig in der Nähe 
des Begriffs „Rechtsextremismus“, was sowohl 
akademisch als auch populärwissenschaftlich 
kontrovers diskutiert wird. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz vertritt jedoch das „Postu-
lat der Äquidistanz“, wonach der Staat gegen 
politischen Extremismus jeglicher Couleur glei-
chermaßen vorgehen soll. Der Unterschied, dass 
Rechtsextremismus antiegalitäre Ideologien wie 
Antisemitismus, Nationalismus und Rassis-
mus befürwortet, während Linksextremismus 
beim Streben nach dem Ideal der Gleichheit al-
ler Menschen bestimmte Normen und Regeln 
des demokratischen Rechtsstaates ablehnt und 
dessen Gewaltmonopol nicht anerkennt, ist da-
bei unerheblich.12 Langzeitrecherchen des Ta-
gesspiegel und von ZEIT ONLINE ergaben in 
diesem Kontext jedoch, dass rechtsmotivierte 
Gewalttäter:innen zwischen 1990 und 2020 in 
Deutschland mindestens 187 Menschen getötet 
haben;13 linken Extremist:innen fielen in dem-
selben Zeitraum dagegen sechs Personen zum 
Opfer.14

12	 Siehe dazu Fuhrmann, Maximilian: Antiextremismus 
und wehrhafte Demokratie. Kritik am politischen 
Selbstverständnis der Bundesrepublik Deutschland, 
Baden-Baden 2019, S. 224.

13	 Jansen, Frank et al.: Todesopfer rechter Gewalt in 
Deutschland seit der Wiedervereinigung, in: Der Tages-
spiegel, 30.09.2020, URL: https://www.tagesspiegel.
de/politik/interaktive-karte-todesopfer-rechter-ge-
walt-in-deutschland-seit-der-wiedervereini-
gung/23117414.html [eingesehen am 01.08.2022].

14	 Siehe dazu ZDFInfo Doku: Deutschland extrem – Ex-
tremismus von links und rechts, URL: https://www.

https://brandenburg.vvn-bda.de/wir-uber-uns/
https://brandenburg.vvn-bda.de/wir-uber-uns/
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https://www.tagesspiegel.de/politik/interaktive-karte-todesopfer-rechter-gewalt-in-deutschland-seit-der-wiedervereinigung/23117414.html
https://www.zdf.de/dokumentation/zdfinfo-doku/deutschland-extrem-extremismus-von-links-und-rechts-102.html
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Antifa als „soziale Bewegung“

Die antifaschistische Bewegung polarisiert: Kriti-
ker:innen sehen insbesondere in den autonomen 
Antifa-Gruppen aufgrund ihrer konfrontativen 
Praxis und der Infragestellung des staatlichen 
Gewaltmonopols eine Gefährdung der Demokra-
tie von links. Sympathisant:innen der Bewegung 
vertreten dagegen den Standpunkt, dass selbst 
autonome Antifa-Gruppen einen notwendigen 
zivilgesellschaftlichen Beitrag gegen Rassismus 
und Rechtsextremismus leisten. So ist es auch 
dem Engagement autonomer Antifaschist:innen 
zu verdanken, dass sowohl der Staat als auch die 
Zivilgesellschaft in den letzten Dekaden durch 
antifaschistische Impulse resoluter auf rassisti-
sche und rechtsextremistische Aktivitäten und 
Strukturen reagiert haben. In den 1980er Jahren 
fanden dagegen beispielsweise Kundgebungen 
von NS-Vereinigungen oder Friedhofsbesuche 
alter Nationalsozialist:innen am Volkstrauer-
tag noch frappierend häufig statt und stießen 
nicht auf Widerstand aus der Politik und der 
bürgerlichen Zivilgesellschaft. Ebenso warnten 
antifaschistische Gruppen im Kontext der deut-
schen Wiedervereinigung und der Zuwanderung 
Geflüchtete aus Kriegs- und Krisengebieten 
frühzeitig vor einem raschen Erstarken neofa-
schistischer Strukturen und rassistischer Ge-
waltausschreitungen – die Pogrome zu Beginn 
der 1990er Jahre konnten allerdings nicht ver-
hindert werden. Die Pogrome von Hoyerswerda, 
Rostock-Lichtenhagen, Mölln und Solingen ver-
deutlichten die Notwendigkeit antifaschistischer 
Reaktionen, sodass etliche staatlich-initiierte 
antifaschistische Programme folgten. Spätestens 
als der damalige Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) nach einem Brandanschlag auf eine 
Synagoge in Düsseldorf im Oktober 2000 den 
sogenannten „Aufstand der Anständigen“15 aus-

zdf.de/dokumentation/zdfinfo-doku/deutschland-ex-
trem-extremismus-von-links-und-rechts-102.html 
[eingesehen am 01.08.2022].

15	 O. A.: Schröder fordert „Aufstand der Anständigen“, 
in: Spiegel Online, 04.10.2000, URL: https://www.
spiegel.de/politik/deutschland/anschlag-auf-syn-

rief, hat sich „Antifaschismus“ zu einem Element 
der bundesdeutschen Staatsräson etabliert. 

Da sich jedoch die staatlichen Antifaschis-
mus-Projekte nicht zwingend effektiver als zivil-
gesellschaftliches Engagement erwiesen und der 
Staat aus Sicht der Antifa-Bewegung sowieso 
nicht als „Reparaturbetrieb der Gesellschaft“ die-
nen soll, existieren auch autonome Antifa-Grup-
pen weiterhin und versuchen staatlichen und 
institutionellen Defiziten bei der Bekämpfung 
von Rassismus und Rechtsextremismus durch 
eigeninitiatives Engagement entgegenzuwirken. 
Ferner streben sie eine Gesellschaft an, die An-
tisemitismus, Geschichtsrevisionismus, Nationa-
lismus, Neonazismus, Sexismus und weitere Un-
terdrückungsformen resolut bekämpft. Durch ihre 
akkuraten Recherche- und Enttarnungsarbeiten 
haben autonome Antifa-Gruppen als „Frühwarn-
system“ immer wieder rassistische und rechts-
extreme Straftaten vereiteln oder als „Gedächtnis 
der Gesellschaft“ zumindest nachträglich aufklä-
ren können. Insofern kann die Antifa als soziale 
Bewegung zur Registrierung und notwendigen 
Bekämpfung von antidemokratischen, antiegali-
tären, antifreiheitlichen und ausgrenzenden Ten-
denzen in der Gesellschaft betrachtet werden. 

Vor allem durch ihre friedlichen Protestformen 
im Stile des zivilen Ungehorsams (z. B. Boykot-
taktionen, Menschenketten, Sitzblockaden etc.) 
haben sich Antifa-Gruppen immer wieder als 
normative Korrektivkraft im Sinne des soge-
nannten „Böckenförde-Diktums“ erwiesen. Der 
Rechtsphilosoph Ernst-Wolfgang Böckenförde 
hatte bereits in den 1960er Jahren den Grund-
satz geprägt, wonach „der freiheitliche, säkulari-
sierte Staat […] von Voraussetzungen [lebt], die 
er selbst nicht garantieren kann“16. Im Grunde 

agoge-schroeder-fordert-aufstand-der-anstaendi-
gen-a-96537.html [eingesehen am 25.08.2022].

16	 Böckenförde, Ernst Wolfgang: Die Entstehung des 
Staates als Vorgang der Säkularisation, in: ders. 
(Hrsg.): Recht, Staat, Freiheit. Studien zur Rechtsphi-
losophie, Staatstheorie und Verfassungsgeschichte, 
Frankfurt 1991, S. 92–114, hier S. 112. 
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bedeutet dies, dass das Gedeihen der Demo-
kratie stets auf einer moralischen Substanz so-
wie einem staatstragenden Ethos der Toleranz 
in der Zivilgesellschaft basiert. Selbstverständ-
lich ist jedoch kritisch zu konstatieren, dass der 
Faktor „Gewaltbereitschaft“ in autonomen An-
tifa-Gruppen seit ihrer Genese in den frühen 
1980er Jahren ein strukturelles Problem dar-
stellt. Ferner ist fatal, dass einzelne Strömungen 
der antifaschistischen Bewegung ein symbio-
tisches Verhältnis mit den Medien führen, weil 
Gewaltbilder stets die stärkste Resonanz in der 
Öffentlichkeit auslösen. Trotz der Gewaltprob-
lematik zeigt die Geschichte jedoch, dass zi-
vilgesellschaftliches antifaschistisches Engage-
ment aufgrund von staatlichen Defiziten und 
Versagen bei der Bekämpfung von Rassismus 
und Rechtsextremismus von absoluter Notwen-
digkeit ist. Dabei soll und darf die breite und 
facettenreiche Antifa-Bewegung auch den ein-
zelnen zur Gewalt bereiten Gruppierungen nicht 
ohne Weiteres das Deutungsmonopol darüber 
überlassen, was „Antifaschismus“ bedeutet und 
in welcher Form dieser seinen Ausdruck findet.
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Muslimisch 
identitär?

Marvin Hild

D ie Gruppierungen „Ge-
neration Islam“ (GI) und 
„Realität Islam“ (RI) sind 
einflussreiche und in ih-
rer Reichweite wachsende 
Akteure des deutschspra-
chigen radikalislamischen 
Spektrums in den Sozia-

len Medien.1 Verfassungsschutzbehörden wer-
fen ihnen ideologische Nähe zur Hizb ut-Tahrir 
(deutsch: „Befreiungspartei“) vor;2 diese Ein-
schätzung entspricht auch dem wissenschaftli-

1	 Hartwig, Friedhelm/Hänig, Albrecht: Monitoring der 
Peripherie des religiös begründeten Extremismus 
(PrE), Bonn 2021, S. 52 f.

2	 Z. B.: Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat: Verfassungsschutzbericht 2020, Berlin 2021, 
S. 244.

chen Konsens.3 Die Hizb ut-Tahrir (HuT) selbst ist 
schon seit 2003 durch das Bundesministerium 
des Innern mit einem Betätigungsverbot belegt, 
welches 2006 durch das Bundesverwaltungsge-
richt bestätigt wurde. Der Senat stellte unter 
anderem fest, dass die HuT im Rahmen öffent-
licher Äußerungen zum israelisch-palästinen-
sischen Konflikt zur gewaltsamen Beseitigung 
des Staates Israel und zur Tötung von Menschen 

3	 O. V.: OCCI – Interview: „Generation Islam“ und On-
line-Islamismus, in: OCCI DE Insight Report. Platt-
formwanderung als Folge der Entfernung rechtsex-
tremer Profile, neonazistische Propaganda und die 
islamistische Gruppe „Generation Islam“, 2018, S. 7‒11; 
Möller, Patrick et al.: Netzwerke der Hizb ut-Tahrir 
in Deutschland – Ein Einblick, in: Emser, Corinna et 
al. (Hrsg.): SCHNITT:STELLEN: Erkenntnisse aus For-
schung und Beratungspraxis im Phänomenbereich 
islamistischer Extremismus, Nürnberg 2021, S. 67‒81.
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aufgefordert hatte. Unter anderem deshalb wur-
de die Feststellung aus der Bekanntmachung 
über das Vereinsverbot, dass die Tätigkeit der 
HuT „sich gegen den Gedanken der Völkerver-
ständigung [richtete und] […] Gewaltanwendung 
als Mittel zur Durchsetzung politischer Belange 
[befürwortete] und […] hervorrufen [sollte]“4, als 
zutreffend erachtet.5 

Die HuT wurde 1953 in Jerusalem von Muham-
mad Taqī ad-Dīn an-Nabhānī gegründet. Ziel 
der „Befreiungspartei“ war einerseits das Ende 
israelischer Herrschaft in allen Teilen Palästin-
as, andererseits aber auch die Beseitigung der 
existierenden muslimischen Staaten. Im Panis-
lamismus der HuT haben diese Nationalstaa-
ten keine Daseinsberechtigung; die islamische 
Umma6 soll als Ganzes politisch in einem Kali-
fat organisiert sein und so eine weltweite Ein-
heit der Muslime7 schaffen.8 Das Weltbild der 
HuT ist durch Dichotomie gekennzeichnet: So 
steht beispielsweise das islamische Kalifat als 
Entwurf klar in kriegerischem Antagonismus zu 
nicht-muslimischen Staaten wie dem Vereinig-
ten Königreich, den USA, Frankreich und Russ-

4	 Bundesministerium des Innern: Bekanntmachung des 
Bundesinnenministeriums über die Verfügung eines 
Vereinsverbotes (Hizb ut-Tahrir). P 113 (neu) - 618 
060 - 9/ 10, Berlin 10.01.2003, nachzulesen unter: ht-
tps://s.gwdg.de/mxND3k [eingesehen am 05.07.2022].

5	 Bundesverwaltungsgericht: Urteil vom 25.01.2006 – 6 
A 6.05, Leipzig 2006, nachzulesen unter https://lexe-
tius.com/2006,604 [eingesehen am 05.07.2022].

6	 Wörtlich „Gemeinde“. Der Begriff bezeichnet die Ge-
meinschaft aller Muslime weltweit.

7	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Perso-
nenbezeichnungen und personenbezogenen Haupt-
wörtern das generische Maskulinum verwendet. 
Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleich-
behandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. Die 
verkürzte Sprachform beinhaltet keine Wertung.

8	 Hamid, Sadek: Islamic Political Radicalism in Britain: 
The Case of Hizb-ut-Tahrir, in: Abbas, Tahir: Islamic 
Political Radicalism. A European Perspective, Edin-
burgh 2007, S. 145–159, hier S. 146.

land.9 Die HuT ist ideologisch im Spektrum des 
radikalen Islam dem Islamismus zuzuordnen. 
Ihre spezifische Islaminterpretation stellt die 
rechtliche und normative Grundlage der von 
ihr gewünschten Gesellschaftsordnung dar. Sie 
strebt keine anachronistische Rückbesinnung 
auf einen idealisierten, von unzulässigen Neu-
erungen bereinigten Islam der ersten drei Ge-
nerationen nach dem Propheten Muhammad an 
und unterscheidet sich unter anderem dadurch 
von der Salafiyya.10 Gemein mit vielen anderen 
Reformbewegungen ist ihr jedoch das Streben 
nach Emanzipation aus der kolonialen Fremd-
bestimmung für die Muslime. 

Im Bericht des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz für das Jahr 2021 wird die HuT folgen-
dermaßen erwähnt: 

„Ziel der panislamisch ausgerichteten ‚Hizb 
ut-Tahrir‘ (HuT) ist die ‚Befreiung‘ aller Muslime 
von ‚Unterdrückung‘ und ihre Vereinigung in ei-
nem weltweiten Kalifat. Aus Sicht der HuT haben 
‚unterdrückte‘ Muslime das Recht auf ‚Selbst-
verteidigung‘ mit allen Mitteln. […] Ein weiteres 
Charakteristikum der HuT ist ein ausgeprägter 
Antisemitismus. In Deutschland agitiert die HuT 
wegen des Betätigungsverbots im Untergrund 
und rekrutiert dort neue Mitglieder. Insbesonde-
re in den sozialen Netzwerken gibt es zahlreiche 
Gruppierungen mit ideologischer Nähe zur HuT, 
beispielsweise ‚Realität Islam‘, ‚Generation Islam‘ 
und ‚Muslim Interaktiv‘. Mit Videos und Textbei-
trägen erreichen sie Zehntausende Interessenten 
und nutzen ihren Bekanntheitsgrad auch für Mo-
bilisierungszwecke in der realen Welt. […] Die von 
ihnen besetzten Themen spielen im Rekrutie-
rungsprozess islamistischer Organisationen eine 
wichtige Rolle und bereiten den Nährboden für 
eine Radikalisierung junger Muslime.“11

9	 An-Nabhani, Taqiyyu-d-Din: Die Lebensordnung 
des Islam, Jerusalem 1953, in der Übersetzung von: 
AL-Khilafa Publications, London 1997, S. 111.

10	 El-Wereny, Mahmud: Radikalisierung im Cyberspace. 
Die virtuelle Welt des Salafismus im deutschsprachi-
gen Raum – ein Weg zur islamistischen Radikalisie-
rung?, Bonn 2021, S. 26 ff.

11	 Bundesministerium des Innern und für Heimat: Ver-
fassungsschutzbericht 2021, Berlin 2022, S. 221.
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Wie aber gelingt es den Verantwortlichen hinter 
den Gruppen „Generation Islam“ und „Realität 
Islam“, einem Verbot zu entgehen, obwohl die 
Sicherheitsbehörden von ihrer Zugehörigkeit 
zur HuT überzeugt sind? Zu welchen Themen 
äußern sie sich, auf welche Art – sowohl rheto-
risch als auch inhaltlich ‒ und inwiefern korres-
pondiert dies mit ideologischen Charakteristika 
der HuT? Eine Betrachtung der Accounts von 
„Generation Islam“ und „Realität Islam“ in den 
sozialen Netzwerken Twitter und Instagram zwi-
schen Oktober 2021 und Juli 2022 gibt darüber 
Aufschluss und zeigt auch Unterschiede zwi-
schen beiden Akteuren auf.12

Repressionsnarrative und 
identitäre Abgrenzung

Ein prominentes Thema bei beiden Gruppen ist 
antimuslimischer Rassismus beziehungsweise 
Diskriminierung von Muslimen; bei „Realität Is-
lam“ ist es mit Abstand am wichtigsten. Seit 
dem russischen Einmarsch in die Ukraine am 
24.02.2022 wird Diskriminierung von Muslimen 
und Rassismus häufig in Bezug zur Ungleich-
behandlung von ukrainischen Flüchtlingen und 
jenen, die aus dem Nahen Osten oder Afrika 

12	 Betrachtet wurden die Twitter-Konten @genislam1 
und @islam_realitaet sowie die Instagram-Accounts 
@generation_islam und @realitaetislam. Da RI Twitter 
erst im Oktober 2021 beigetreten ist, wurde der erhe-
bungsrelevante Zeitraum allgemein auf den 01.10.2021 
bis zum 05.07.2022 festgelegt. Da Twitter vorrangig 
textbasiert ist, konnten hier alle Tweets aus dem Zeit-
raum ausgewertet werden, während bei Instagram die 
Funktionsweise stärker auf Bilder konzentriert ist. Die-
ser Umstand sowie technische Gründe erlaubten dort 
nur eine selektive Auswertung der Inhalte, bei denen 
jeweils vier Beiträge mit den meisten und den we-
nigsten Likes sowie den meisten und den wenigsten 
Kommentaren und zusätzlich vier Videobeiträge mit 
den meisten Views – insgesamt also bis zu 20 Beiträ-
ge ‒ berücksichtigt wurden. Mittels einer Codierung im 
computergestützten qualitativen Analyseverfahren mit 
dem Programm MAXQDA konnten relevante inhaltliche 
Bereiche identifiziert und kategorisiert werden.

kommen, gesetzt. Diese reale Ungleichbehand-
lung, welche sich bisweilen in der medialen 
Berichterstattung und Aussagen von Politikern 
widerspiegelte,13 wird insbesondere von RI in 
das eigene Narrativ westlicher Islamfeindlichkeit 
überführt, wenn beispielsweise festgestellt wird: 
„Dieser Hass, der hinter diesen Misshandlungen 
steckt, ist definitiv ein Resultat der gescheiter-
ten gesamteuropäischen Minderheitenpolitik 
und der islamfeindlichen Assimilationspolitik 
im Speziellen!“14 

Allgemein ist „Assimilationspolitik“ im Umgang 
mit Muslimen und bezüglich der Rolle des Islam 
in westlichen Gesellschaften bei „Realität Islam“ 
ein häufig verwendeter Begriff, ebenso wie „Wer-
tediktatur“15. Dieser Begriff erinnert an die Rhe-

13	 Z. B.: Rebhan, Christiane: Wirbel um Aussagen der 
bayerischen Integrationsbeauftragten: „Muss Ukrai-
nern nicht erklären, dass auf dem Boden nicht ge-
kocht wird.“, in: Business Insider, 22.04.2022, URL: ht-
tps://s.gwdg.de/4ynUVx [eingesehen am 05.07.2022].

14	 Realität Islam: Post vom 24.05.2022, in: Instagram, URL: 
https://s.gwdg.de/VHZEBl [eingesehen am 27.07.2022].

15	 Z. B.: Realität Islam: Tweet vom 16.05.2022, in: Twitter,  
URL: https://t.co/8rUZixSi9m [eingesehen am 05.07.2022].

Abbildung 1: Realität Islam: Post vom 06.03.2022, in: 
Instagram, URL: https://s.gwdg.de/y4xOw7 [eingesehen 
am 27.07.2022].
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torik des identitären Rechtsextremismus, die 
Gesellschaftswissenschaftler Maik Fielitz und 
Martin Kahl halten diesbezüglich fest: „Mit den 
Aufrufen zur Verteidigung der Referenzgemein-
schaft werden eine ‚geistige Reinheit‘ und eine 
Aufbruchsstimmung beschworen mit dem Ziel, 
exklusive und monoidentitäre Gemeinschaften 
hervorzubringen.“16 Die HuT grenzt Muslime als 
ebensolches Kollektiv ab, das nach seinen Wer-
ten in einem bestimmten geografischen Raum 
leben sollte. Darin ähnelt ihr Weltbild jenem 
identitär rechtsextremer Gruppen. Derartige 
Vorwürfe in den Postings richten sich bei bei-
den neben Deutschland vor allem noch an das 
laizistische Frankreich,17 RI bezieht sich darüber 
hinaus auch auf die österreichische Politik.18 
Österreich bietet sich als Betätigungsraum für 
deutsche Anhänger der HuT an, da die Orga-
nisation dort nicht verboten ist und das Land 
ebenfalls zum deutschen Sprachraum gehört. 
So sind mehrere HuT-Mitglieder, die vor dem 
Verbot in Deutschland aktiv waren, nun dort 
tätig. Die Vorstellung, dass „westliche“ Kulturen 
und die „islamische“ Kultur grundsätzlich in ei-
nem derart gegensätzlichen Verhältnis stehen, 
dass Muslime sich etwa in der französischen, 
österreichischen oder deutschen Gesellschaft 
ohne Aufgabe ihrer muslimischen Identität 
nicht integrieren könnten, entspricht den ideo-
logischen Leitlinien der HuT. Unter Bezugnahme 
auf die homogene muslimische Identität dient 
der ständige Verweis auf den kollektiven Opf-
erstatus dazu, die intramuslimische Bindung zu 

16	 Fielitz, Maik/Kahl, Martin: Zwischen Tastatur und Stra-
ße: Post-digitale Strategien und Praktiken des iden-
titären Rechtsextremismus und Islamismus im Ver-
gleich, in: Birsl, Ursula et al. (Hrsg.): Inszenieren und 
Mobilisieren: Rechte und islamistische Akteure digital 
und analog, Opladen, Berlin, Toronto 2022, S. 289‒317, 
hier S. 314.

17	 Z. B.: Realität Islam: Tweet vom 23.10.2021, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/8b0psa [eingesehen am 
05.07.2022].

18	 Z. B.: Realität Islam: Tweet vom 09.11.2021, in: Twit-
ter, URL: https://t.co/FgCpcfrfmm [eingesehen am 
05.07.2022].

stärken, was die politische Organisation der ge-
samten Umma im Kalifat befördern soll. 

Gleichzeitig wird jedoch mittels Abwertung 
„westlicher“ Kultur die „islamische“ aufgewertet: 
So ist ein häufiges Motiv die Heuchelei oder mo-
ralische Korruption des „Westens“. Dies bezieht 
sich zwar einerseits wiederum auf den Umgang 
mit Muslimen, andererseits aber auch auf Werte 
und Merkmale liberaler, säkularer Gesellschaften 
‒ etwa den toleranten Umgang mit sexuellen 
Minderheiten oder den relativ geringen Stellen-
wert von Religion. So spricht „Generation Islam“ 
im Zusammenhang mit der Berichterstattung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu Trans-
genderthemen von „LGBTQ Wahn [sic]“19 und 
bezeichnet Europa als „gottloser als die USA“20. 

19	 Generation Islam: Tweet vom 06.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/lQw09p [eingesehen am 
05.07.2022].

20	 Generation Islam: Tweet vom 28.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://t.co/yUIC3ZB2NJ [eingesehen am 
05.07.2022].

Abbildung 2: Generation Islam: Tweet vom 19.04.2022, in: 
Twitter, URL: https://t.co/Rp0Px7SJoA [eingesehen am 
05.07.2022].
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Auch eine liberale Indoktrination macht GI dem 
Westen zum Vorwurf, während dieser gleichzei-
tig religiöse Indoktrination kritisiere.21

Herrschaftskritik

Aber auch muslimischen Herrschern wird Kor-
rumpiertheit vorgeworfen. GI betrachtet diese 
als „westliche Vasallen“22 und „Marionetten“, die 
damit „beschäftigt [sind,] korrupt und nutzlos 
zu sein“23. Die Politik des Kronprinzen Sau-
di-Arabiens, Mohammed bin Salman, ziele „auf 
die Entfernung der letzten islamischen Elemen-
te und [fördere den] kufr“24 (deutsch: „Unglau-
ben“) und „Mustafa Kemal, Gründer der säku-
lar-laizistischen Republik Türkei, [sei] mitunter 
der Hauptagent des Westens gewesen, dem wir 
[die Muslime, Anm. d. Verf.] es zu verdanken 
haben, dass der Schutzschild der islamischen 
Umma – das Kalifat – nicht mehr existent ist.“25 
Auch in diesem Kontext wird wieder auf das 
Kalifat als Idealzustand gemäß der HuT verwie-
sen und Laizismus, Liberalisierung sowie politi-
sche Nähe zum Westen abgelehnt.

Neben den Kulturkämpfen, denen GI und RI die 
Muslime im Westen ausgesetzt sehen, thema-
tisieren beide Gruppen auch die Situation von 
Muslimen weltweit sowie die Rolle des Westens 

21	 Generation Islam: Tweet vom 19.04.2022, in: Twit-
ter, URL: https://t.co/Rp0Px7SJoA [eingesehen am 
05.07.2022].

22	 Generation Islam: Post vom 11.01.2022, in: Instagram, 
URL: https://s.gwdg.de/ontQiD [eingesehen am 
27.07.2022].

23	 Generation Islam: Tweet vom 10.04.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/WOJxoh [eingesehen am 
05.07.2022].

24	 Generation Islam: Tweet vom 24.03.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/Yybi48 [eingesehen am 
05.07.2022].

25	 Generation Islam: Post vom 12.11.2021, in: Instagram, 
URL: https://s.gwdg.de/PbQMXZ [eingesehen am 
27.07.2022].

in muslimischen Ländern. Dabei geht es beiden 
zum einen um die Unterdrückung respektive 
Diskriminierung der Uiguren in China und der 
Muslime in Indien durch Hindutva-Nationalis-
ten.26 Letztere bezeichnet „Generation Islam“ als 
„Götzenanbeter“27, was auch als Anspielung auf 
die weitgehende Rechtlosigkeit von Hindus in 
einem islamischen politischen System gemäß 
den Vorstellungen der HuT verstanden werden 
kann. Andererseits sind auch westliche Inter-
ventionen beziehungsweise die Politik west-
licher Staaten hinsichtlich des Nahen Ostens 
häufiger Gegenstand von Kritik, beispielsweise 
wenn es um Doppelstandards des Westens bei 
den Kriegen im Irak und in der Ukraine geht.28 
Aber auch die koloniale Vergangenheit im Na-
hen Osten29 und das US-Gefängnis in Guan-
tanamo30 werden kritisch thematisiert.

Antisemitismus

Ein weiteres Thema, das von beiden ‒ beson-
ders intensiv aber von GI ‒ behandelt wird, 
ist der Israel-Palästina-Konflikt. Die Äußerun-
gen, die dazu getätigt werden, überschreiten an 
vielen Stellen die Grenze zum Antisemitismus. 
So werden die israelischen Streitkräfte etwa 

26	 Hindutva bezeichnet ein politisches Konzept, das die 
autoritäre Ausrichtung Indiens nach den Vorstellun-
gen eines primär politisch-kulturell verstandenen 
Hinduismus zum Ziel hat.

27	 Generation Islam: Tweet vom 12.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/H5cYpN [eingesehen am 
05.07.2022].

28	 Z. B.: Generation Islam: Tweet vom 30.03.2022, in: 
Twitter, URL: https://t.co/nqFrC2L6v3 [eingesehen am 
05.07.2022].

29	 Z. B.: Generation Islam: Tweet vom 29.04.2022, in: 
Twitter, URL: https://t.co/jJIuBwVRSq [eingesehen am 
05.07.2022].

30	 Z. B.: Realität Islam: Tweet vom 10.01.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/5clECE [eingesehen am 
05.07.2022].
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als „#Kindesentführer“31, „#kindermörder“32 und 
„Hyänen“33 dämonisiert und entmenschlicht so-
wie der Staat Israel als „schmutzige[s] Zionis-
tengebilde“34 delegitimiert. Israelis seien nicht 
als Nachkommen Moses’, sondern höchstens als 
jene des Volkes von Lot und als „mordende […] 
Juntas“35 zu sehen. Diese Äußerung steht im 
Kontext von Pro-LGBT-Positionen Israels. Lots 
Eintreten gegen die als moralisch verwerflich 
präsentierte Sexualmoral der Sodomiter ist im 
Koran in mehreren Suren überliefert, der Ver-
weis darauf in diesem Kontext ist somit eine 
religiöse Verunglimpfung der Israelis als Sodo-
miten. Häufig verwendet GI in diesen Tweets 
das Hashtag #EinesTages.36 Ob damit auf eine 
zukünftige Freiheit Palästinas oder auch auf das 
Ende der Existenz Israels angespielt wird, bleibt 
vordergründig unklar; in der Ideologie der HuT 
gehören diese beiden Dinge jedoch untrennbar 
zusammen. Auch die deutsche Unterstützung 
Israels wird häufig kritisiert, etwa wenn ein Be-
richt der Times of Gaza über eine israelische 
Razzia mit den Worten „Deutsche Staatsräson“37 
und mit einem erbrechenden Emoji kommen-

31	 Generation Islam: Tweet vom 26.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/sub9JF [eingesehen am 
05.07.2022].

32	 Generation Islam: Tweet vom 03.06.2022 (a), in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/86Nl1Z [eingesehen am 
05.07.2022].

33	 Generation Islam: Tweet vom 23.05.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/3c9axp [eingesehen am 
05.07.2022].

34	 Generation Islam: Tweet vom 03.06.2022 (b), in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/xlBTlO [eingesehen am 
05.07.2022].

35	 Generation Islam: Tweet 2022-06-16T16:24:44.000Z, 
in: Twitter, URL: https://s.gwdg.de/yEUgZk [eingese-
hen am 05.07.2022].

36	 z. B.: Generation Islam: Tweet vom 06.05.2022, in: 
Twitter, URL: https://s.gwdg.de/vxzMNI [eingesehen 
am 05.07.2022].

37	 Generation Islam: Tweet vom 29.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://s.gwdg.de/tm721j [eingesehen am 
05.07.2022].

tiert wird. Unter Bezugnahme auf „Unterdrü-
ckung, Sklaverei, Völkermord“ und „ein brutales 
Apartheidsregime“38 in Deutsch-Südwestafrika 
stellt GI „viele Gemeinsamkeiten“39 zwischen 
dem Kolonialregime des deutschen Kaiserrei-
ches und Israel fest.

Résumé

Die Hizb ut-Tahrir ‒ informell vertreten durch 
Akteure wie „Generation Islam“ und „Realität Is-
lam“ ‒ ist trotz ihres Verbots weiterhin in der 
Bundesrepublik Deutschland aktiv, insbesonde-
re in den Sozialen Medien. Laut dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz hat dieses Engagement 
der Organisation zwischen 2019 und 2021 einen 
Anhängerzuwachs von 43040 auf 70041 Perso-
nen beschert. Damit übersteigt ihr Personenpo-
tenzial in Deutschland beispielsweise jenes der 
Hamas (450)42 oder der Furkan-Gemeinschaft 
(400)43 aus dem islamistischen Spektrum so-
wie jenes der neurechten Identitären Bewegung 
(500)44. Es ist somit durchaus berechtigt, den 
Akteuren „Generation Islam“ und „Realität Islam“ 
eine gewisse Relevanz im radikalislamischen 
Spektrum zuzuschreiben. Ihre Online-Aktivität 
dient dazu, Muslimen den Eindruck zu vermit-
teln, in westlichen, säkularen Gesellschaften und 
weltweit ständiger antimuslimisch-rassistischer 
Repression ausgesetzt zu sein, und soll eine 
kollektive „islamische“ Identität propagieren, 
welche klar von liberalen Werten, wie etwa der 

38	 Generation Islam: Tweet vom 24.06.2022, in: Twit-
ter, URL: https://t.co/YoLP60cudq [eingesehen am 
05.07.2022].

39	 Ebd.

40	 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 
S. 244.

41	 Bundesministerium des Innern und für Heimat, S. 221.

42	 Ebd., S. 218.

43	 Ebd., S. 229.

44	 Ebd., S. 73.
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Toleranz gegenüber sexuellen Minderheiten, ab-
gegrenzt ist. Die häufige positive Bezugnahme 
auf das Kalifat macht deutlich, welche politi-
schen Ordnungsvorstellungen vertreten werden. 
Im Hinblick auf den Israel-Palästina-Konflikt fin-
den sich insbesondere bei GI regelmäßig Äuße-
rungen, die den Staat Israel delegitimieren und 
Angehörige der israelischen Sicherheitskräfte 
dämonisieren und entmenschlichen. Anders als 
vor dem Verbot der HuT selbst unterbleiben je-
doch Aufrufe zu oder offene Befürwortung von 
Gewalt als politische Handlungsoption. So ge-
lingt es den beiden Gruppen zumindest bisher, 
einem Verbot zu entgehen. Ebenso unterbleiben 
Bezugnahmen auf an-Nabhānī oder die HuT 
selbst, sodass die Zugehörigkeit zu HuT im Fal-
le eines Verbotsversuches möglicherweise nicht 
gerichtsfest belegt werden könnte.
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P redigten spielen zweifelsoh-
ne sowohl in der Glaubens-
praxis des Christentums als 
auch des Islam eine wichtige 
Rolle. Die „Ḫuṭba“ (Predigt) 
ist ein essenzieller Bestand-
teil eines jeden Freitagsge-
bets in der Moschee, deren 

wöchentlicher Besuch nach den Vorstellungen 
des orthodoxen sunnitischen Islam Pflicht für 
jeden gesunden, männlichen Muslim ist.1 Somit 

1	 Das Gebot, das Freitagsgebet zu besuchen, wird im 
Koran erwähnt (Koran 62:9). Einem von Abū Dāwūd 
as-Siǧistānī (gest. 888 oder 889) überlieferten Ha-
dith zufolge sind von dem Gebot nur Sklaven, Frau-
en, Minderjährige und Kranke ausgenommen (Sunan 
Abī Dāwūd, Buch 2, Hadith 678, URL: https://sunnah.
com/abudawud:1067 [eingesehen am 10.08.2022]).

kann angenommen werden, dass das Glaubens-
verständnis vieler Gläubiger maßgeblich durch 
die wöchentliche Predigt geprägt wird. 

Die Debatte um muslimische „Hassprediger“, 
die bereits in den frühen 2000er Jahren in der 
deutschen Politik und den Medien geführt wur-
de, zeigt, dass in der Öffentlichkeit Predigten 
im islamischen Kontext häufig eine potenziell 
hohe (und oftmals negative) Wirkmächtigkeit 
zugeschrieben wird. So schrieb der SPIEGEL 
2004 anlässlich des durch einen dschihadis-
tischen Anschlag ermordeten Regisseurs Theo 
van Gogh: 

„Die rund 2000 muslimischen Versammlungs- 
und Gebetshäuser der Republik, das dämmert in-
zwischen auch den Politikern, sind der Schlüssel 
zu einem friedlichen Miteinander: Predigen die 
Vorbeter Versöhnung und distanzieren sie sich 
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vom Terror, stellt das militante Muslime ins Ab-
seits […]. Predigen die Imame jedoch Hass, drohen 
tatsächlich Konflikte wie in den Niederlanden.“2

Ob Predigten aber tatsächlich so wirksam sind 
wie oftmals behauptet, muss freilich dahinge-
stellt bleiben. Studien zum Inhalt von Predig-
ten in Moscheen in Deutschland gibt es bisher 
kaum, deren Rezeption durch Gläubige wurde 
bisher überhaupt nicht untersucht. Der Poli-
tikwissenschaftler Mahmoud Jaraba legte 2020 
eine Studie zur Analyse von dreißig Predigten 
vor, die 2016 und 2017 in einer namentlich nicht 
genannten Moschee salafistischer Prägung in 
Bayern gehalten wurden. Er kam zum Schluss, 
dass in der Hälfte der Predigten politische Ziele 
propagiert worden seien und identifizierte ein 
salafistisches Narrativ, das Nicht-Muslim*innen 
ebenso abwerte wie innerislamische Gegner*in-
nen des Salafismus. Dieses könnte schließlich 
Jaraba zufolge zur gesellschaftlichen Spaltung 
beitragen.3 Andere Studien befassen sich meist 
mit Predigten in den beiden großen Moschee-
verbänden in Deutschland – der Türkisch-Is-
lamischen Union der Anstalt für Religion (Dİ-
TİB), deren Imame als Beamte dem türkischen 
Staat unterstellt sind, und der Islamischen 
Gemeinschaft Millî Görüş (IGMG).4 Die Inhalte 

2	 Cziesche, Dominik/Schmid, Barbara/Stark, Holger: Har-
te Hand gegen Hassprediger, in: SPIEGEL.de [ursprüng-
lich SPIEGEL 48/2004], 21.11.2004, URL: https://www.
spiegel.de/politik/harte-hand-gegen-hassprediger
-a-88226944-0002-0001-0000-000037494654 
[eingesehen am 14.08.2022].

3	 Jaraba, Mahmoud: Salafismus. Die Wurzeln des isla-
mistischen Extremismus am Beispiel der Freitagspre-
digten in einer salafistischen Moschee in Deutsch-
land, Wien 2020, S. 26–33 sowie 193–211. 

4	 Carol, Sarah/Hofheinz, Lukas: Eine Inhaltsanalyse von 
Freitagspredigten der Türkischen Islamischen Union 
der Anstalt für Religion e.V., WZB Discussion Paper 
No. SP VI 2021-101, URL: https://www.econstor.eu/
bitstream/10419/234527/1/1759171883.pdf [eingesehen 
am 30.03.2022]; Kutzner, Stefan: Islamische Religiosi-
tät in Deutschland. Zwei Deutungsmusteranalysen, in: 
Winkel, Heidemarie/Sammet, Kornelia (Hrsg:): Religion 
soziologisch denken. Reflexionen auf aktuelle Ent-

von islamischen Predigten sind zudem auch 
in jüngerer Zeit Gegenstand der außerwissen-
schaftlichen Publizistik – so legte der Fernseh-
journalist Constantin Schreiber 2017 das Buch 
„Inside Islam: Was in Deutschlands Moscheen 
gepredigt wird“5 vor, in dem er eine Reihe zufäl-
lig ausgewählter Predigten vorstellt, die 2016 in 
Deutschland gehalten wurden. Die diesjährige 
Kurzstudie des FoDEx-Fachbereiches „Radikaler 
Islam“ soll dazu beitragen, die bestehende For-
schungslücke zu schließen, und erstmals Pre-
digten in namentlich bekannten Moscheen aus 
dem radikalislamischen Spektrum in den Blick 
nehmen. Die ersten Ergebnisse der kommenden 
Veröffentlichung sollen hier vorgestellt werden.

Zur Konzeption der Studie

Die Studie „nimmt gezielt Predigten in den 
Blick, die 2022 in der Moschee der Deutsch-
sprachigen Muslimischen Gemeinschaft (DMG) 
in Braunschweig sowie in der Moschee des 
Deutschsprachigen Islamkreises (DIK) Hannover 
gehalten wurden. Letztere ist auch als „Masjid 
Ghuraba“ (arabisch für: „Moschee von Fremden“) 
bekannt – unter diesem Namen ist die Gemein-
de beim Messenger-Dienst Telegram aktiv.6 

wicklungen in Theorie und Empirie, Wiesbaden 2017, 
S. 243–269; Oprea, Julia-Alexandra: An Assessment 
of DİTİB’s role in the prevention of violent radica-
lization. A crucial aspect of Turkish State Islam in 
Germany, SWP Working Papers 1, 2020, URL: https://
www.swp-berlin.org/publications/products/arbeitspa-
piere/CATS_Working_Paper_Nr.1__Iulia_Alexandra_
Oprea.pdf [eingesehen am 30.03.2022].

5	 Schreiber, Constantin: Inside Islam: Was in Deutsch-
lands Moscheen gepredigt wird, Berlin 2017.

6	 Die Bezeichnung ist ein Verweis auf einen Hadith, 
demzufolge der Islam als etwas Fremdes in die Welt 
kam und letztlich wieder zu etwas Fremdem werden 
wird (Sunan Abī Dāwūd, Buch 1, Hadith 279, URL: 
https://sunnah.com/muslim/1/279 [eingesehen am 
29.08.2022]). Der Hadith erfreut sich unter Anhän-
ger*innen eines rigiden Islamverständnisses einer 
gewissen Beliebtheit, denn sie verstehen sich häu-
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Hierbei handelt es sich um die zwei Moscheen, 
die in den letzten Jahren vom Niedersächsi-
schen Verfassungsschutz als dezidiert salafis-
tisch geprägte Moscheen in Niedersachsen aus-
gewiesen worden sind.7 

Die eingangs geschilderten Behauptungen kon-
trastierend wurde bei der Planung der Studie 
von der Annahme ausgegangen, dass explizi-
te politische Themen in Predigten eine geringe 
Rolle spielen und stattdessen der Bezug auf das 
Jenseits und die Belohnungen und Strafen, die 
nach islamischer Lehre nach dem Tod zu erwar-
ten sind, im Vordergrund stehen.8 Gleichzeitig 
war die These handlungsleitend, dass Religion 
grundsätzlich eine „endemische politische Po-
tenz“9 innewohnt, da religiöse Lehren nicht nur 
Wahrheitsansprüche erheben, sondern häufig 
auch Normen postulieren und damit das Feld 
der Politik berühren, die mittels Regelsetzungen 
kollektive Entscheidungen trifft. Somit lassen 
sich auch Predigtinhalte auf ihre politische Re-
levanz befragen, die keine expliziten politischen 
Inhalte aufweisen. Die Studie stellt somit fol-
gende Fragen: Werden in den Predigten explizit 
politische Themen aufgegriffen, wie die beiden 
aktuellen Großkrisen, die Covid-Pandemie und 
der Ukraine-Krieg, oder die Frage nach dem Zu-
sammenleben in der multiethnischen, multire-
ligiösen (Post-)Einwanderungsgesellschaft? Wie 
wird das Verhältnis zwischen der Eigengruppe 

fig als Menschen, die Nicht-Muslim*innen und sogar 
Muslim*innen mit einer vermeintlich unzureichenden, 
laxen Religionspraxis als „Fremde“ gegenüberstehen. 
Vgl. Klevesath, Lino et al.: Radikalislamische YouTu-
be-Propaganda: Eine qualitative Rezeptionsstudie 
unter jungen Erwachsenen, Bielefeld 2021, S. 101.

7	 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport 
– Verfassungsschutz (Hrsg.): Verfassungsschutzbe-
richt 2021, Hannover 2022, S. 209–217.

8	 Diese Annahme lag auch in den in der bisherigen 
Forschungsarbeit gesammelten Erfahrungen im Rah-
men der Feldforschung begründet.

9	 Willems, Ulrich: Religion und Politik, in: Pollack, Detlef 
et al. (Hrsg.): Handbuch Religionssoziologie, Wiesba-
den 2018, S. 659–692, hier: S. 661.

bzw. Ingroup der frommen Muslim*innen und 
der Fremdgruppe bzw. Outgroup der Nicht-Mus-
lim*innen oder auch Muslim*innen mit einem 
weniger rigiden Islambild dargestellt? Welche 
Aussagen werden zu den Beziehungen zwischen 
den Geschlechtern getroffen? Und: Welche po-
litischen Implikationen hat das Weltbild, das in 
den Predigten vertreten wird? 

Die empirische Grundlage der Studie bilden 
neun Predigten, die von Mitarbeitenden des 
FoDEx-Projektes besucht, vor Ort digital auf-
gezeichnet und anschließend transkribiert 
wurden. Sämtliche in der Studie inkludierte 
Predigten wurden nach Auslaufen aller pande-
miebedingten Auflagen gehalten, die für Religi-
onsgemeinschaften in Niedersachsen galten – 
die Thematisierung der Corona-Maßnahmen in 
den Predigten war somit nicht mehr so nahelie-
gend wie in den Jahren zuvor. Sechs Predigten 
wurden während des Fastenmonats Ramadan 
2022 besucht, davon vier in der DMG-Moschee 
Braunschweig.10 Anschließend wurden noch drei 
weitere Predigten im Frühsommer besucht. So 
sollte vermieden werden, dass das Sample der 
Studie ausschließlich aus Ramadanpredigten 
besteht, die sich durch häufige Bezugnahmen 
auf den heiligen Monat des Islam auszeichnen. 
Darüber hinaus wurde eine zehnte Predigt in 
die Analyse einbezogen, die nicht vor Ort be-
sucht wurde, sondern die am 13. Mai 2022 in 
der DIK-Moschee in Hannover gehalten und 
anschließend über soziale Medien verbreitet 
wurde.11 Sie wurde ergänzt, weil sie das Ver-
hältnis der Moscheegemeinde zu den überwie-
gend nicht-muslimischen Nachbar*innen der 
Moschee zum Thema hatte und somit die Be-

10	 Während des Untersuchungszeitraumes wurden in 
der Moschee der DMG Braunschweig jeweils zwei 
Freitagsgebete nacheinander abgehalten mit je einer 
Predigt. Besucht wurde stets das zweite Freitagsge-
bet des Tages.

11	 Krass, Marcel: „Wie wir Muslime die Moscheen nie-
derreißen - Freitagspredigt v. 13.05.22“, in: Födera-
le Islamische Union, 16.05.2022, URL: https://youtu.
be/60M0g2BI1b8 [eingesehen am 12.09.2022].

https://youtu.be/60M0g2BI1b8
https://youtu.be/60M0g2BI1b8
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ziehung zwischen Ingroup und Outgroup in den 
Blick nimmt.

Die Transkripte der Predigten wurden anschlie-
ßend mithilfe des Softwareprogramms MAXQDA 
einer qualitativen Inhaltsanalyse nach Philipp 
Mayring unterzogen.12 Den identifizierten Kern-
aussagen wurden dabei passende Codes zuge-
ordnet. Eingeteilt wurden die Predigtpassagen 
nach a) formalen Kategorien (u. a. Begrüßung, 
Koran- oder Hadithzitat, Bittgebet), b) der An-
sprache bestimmter Themen (Ramadan, das 
Jenseits, Glaubensüberzeugungen etc.) sowie c) 

12	 Mayring, Philipp: Qualitative Inhaltsanalyse. Grundla-
gen und Techniken, Weinheim 2015, hier insbesonde-
re S. 69–90.

tiefergehenden Reflexionen etwa über die Ver-
gänglichkeit des Lebens und die Zeitverschwen-
dung durch nichtige, irdisch-profane Tätigkeiten 
oder die Dankbarkeit des Menschen gegenüber 
Gott.

Die Auswertung der Predigtinhalte zeigt, dass 
explizit politische Inhalte in den zehn in den 
Blick genommenen Predigten nur eine margina-
le Rolle spielten. Insgesamt wurden dem Mate-
rial 528 Codings zugewiesen – doch nur neun 
Textpassagen wurden dem Code „Bezug zur 
(aktuellen) Politik“ zugeordnet. Reflexionen über 
das Verhältnis zur Outgroup der Nicht-Mus-
lim*innen finden sich im Material ebenfalls nur 
neunmal – und die Frage nach dem Verhältnis 
der Geschlechter, die bei der öffentlichen De-
batte um den Islam oft im Fokus steht, wird 

Überblick über die untersuchten Predigten

Datum Moschee Thema der Predigt

08.04.2022 DMG Braunschweig Vergänglichkeit des Ramadans/Notwendigkeit, den Monat 
für Gebete und andere fromme Handlungen zu nutzen

15.04.2022 DMG Braunschweig Bedeutung des Korans und der Koranlektüre

22.04.2022 DMG Braunschweig Die Vergebung und die besondere Gelegenheit, sie im Ra-
madan zu erlangen

22.04.2022 DIK Hannover Ramadan als Training zur Einhaltung islamischer Gebote/
Wichtigkeit der Dankbarkeit gegenüber Gott

29.04.2022 DMG Braunschweig Vergänglichkeit des Ramadan/Notwendigkeit, den Monat 
gut zu nutzen und fromme Handlungen auch nach Mo-
natsende beizubehalten

29.04.2022 DIK Hannover Notwendigkeit der Unterstützung der Moschee durch die 
Gläubigen

13.05.2022 DIK Hannover Die Notwendigkeit, die Menschen in der Nachbarschaft ei-
ner Moschee gut zu behandeln

17.06.2022 DIK Hannover Der Koran als einzig wahre Religion bei Gott und Moham-
med als „Siegel“ der Propheten

24.06.2022 DMG Braunschweig Die Notwendigkeit, Gottes Gebote überall einzuhalten – 
auch in einer nicht-islamischen Umgebung

24.06.2022 DIK Hannover Die Bedeutung der ersten 10 Tage des Monats Ḏū l-Ḥiǧǧa, 
in die der Beginn des Haddsch (Pilgerfahrt) und das isla-
mische Opferfest fällt
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lediglich in fünf Passagen reflektiert. Im Vor-
dergrund stehen vielmehr der Themenkomplex 
Ramadan und dessen Facetten (insgesamt 63 
Codierungen) sowie verschiedene Glaubens-
überzeugungen (53 Codierungen). Oft finden 
sich Betrachtungen über die Notwendigkeit, in 
der Glaubenspraxis Disziplin zu üben (43 Co-
dierungen), sowie über die Vergänglichkeit des 
Menschen im Diesseits, die dazu nötige, sinn-
lose Zeitverschwendung mit weltlichen Dingen 
zu vermeiden (24 Codierungen). Auch die nach 
islamischer Überzeugung im Jenseits anstehen-
den Belohnungen und Strafen werden häufig 
angesprochen (42 Codierungen). Die letzten drei 
Themenkomplexe sind dabei eng miteinander 
verzahnt, da der Lohn im Jenseits Folge des 
Fokus auf die religiösen Pflichten im Diesseits 
ist. Hier soll als erster Einblick in die Ergebnisse 
der Studie ausführlich nur auf die Bezüge zu 
politischen Themen eingegangen werden.

Bezugnahmen zur (aktuellen) 
Politik in den Predigten

Der durch Medienberichte prominente Prediger 
Marcel Krass spricht in einer Predigt das Pro-
blem der „Abneigung gegen den Islam und die 
Muslime“13 von Seiten der Nicht-Muslim*innen 
an. Krass zufolge stellten nicht „komische Leu-
te mit Glatzköpfen“14 die eigentliche Gefahr dar. 
Vielmehr trügen Muslim*innen, die mit ihrem 
Verhalten ihren Mitmenschen schadeten – etwa 
durch das Zuparken von Einfahrten im Umfeld 
von Moscheen – maßgeblich zu Antipathien 
gegen Muslim*innen bei. Angesichts des Ärgers 
um Parkplätze in der Umgebung der eigenen 
Moschee sei es nachvollziehbar, wenn die Men-
schen dort den Wunsch nach einer Regierungs-
verantwortung für die AfD entwickelten, selbst 

13	 Krass, Marcel: Predigt vom 13.05.2022 in der DIK-Mo-
schee Hannover, Abs. 29.

14	 Ebd., Abs. 25.

wenn sie eigentlich keine „Nazis“ oder „Islam-
hasser“ seien.15

In einer anderen Predigt stellt Marcel Krass 
die muslimische Gemeinschaft „andere[n] Na-
tionen“16 gegenüber, die einzelne für ihre Ge-
schichte prägende Daten als Nationalfeiertage 
feierten – so etwa in der Bundesrepublik den 
Tag der Deutschen Einheit. Die Muslim*innen 
feierten hingegen das Ereignis der Herabsen-
dung des Korans, das für ihre Geschichte maß-
geblich sei, im Ramadan einen ganzen Monat 
lang.17 Es ließe sich vermuten, dass die Klassifi-
zierung der muslimischen Gemeinschaft als Na-
tion schlicht Folge einer spontanen, unpräzisen 
Formulierung ist. Tatsächlich aber erklärte Krass 
bereits 2014 in einem Video, dass Muslim*in-
nen sich als eine Nation verstünden.18 Deshalb 
sei es sogar verständlich, dass sie die gegen-
wärtige Zerstreuung überwinden und einen ei-
genen Staat gründen wollten, in dem sich alle 
Muslim*innen der Welt versammeln und gemäß 
dem göttlich gestifteten islamischen Recht le-
ben könnten.19 Es ist somit davon auszugehen, 
dass die Einordnung der muslimischen Gemein-
schaft als Nation in der Predigt bewusst vorge-
nommen worden ist. Krass grenzt die muslimi-
sche Gemeinschaft von Nationen, deren Staat 
nach den Grundsätzen der liberalen, säkularen 
Demokratie verfasst sind, ab, da seiner Auffas-
sung nach der Islam eigentlich nach einer staat-
lichen Ordnung verlangt, die auf der Idee der 
Gottessouveränität fußt. In der gleichen Predigt 
stellt Krass aber auch Deutschland „unseren is-
lamischen Ländern“20 gegenüber. Dies verwun-

15	 Ebd., Abs. 24.

16	 Krass, Marcel: Predigt vom 22.04.2022 in der DIK-Mo-
schee Hannover, Abs. 15.

17	 Ebd., Abs. 15 f.

18	 Krass, Marcel: Was ist Scharia?, in: Deen Akademie, 
30.10.2014, URL: https://youtu.be/VcVMIqxhbSE [ein-
gesehen am 13.09.2022], ab Minute 44:02.

19	 Ebd., ab Minute 46:03.

20	 Ders., Predigt vom 22.04.2022 in der DIK-Moschee 
Hannover, Abs. 2.
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dert nicht nur deshalb, weil Krass einen deut-
schen Pass besitzt und selbst deutschstämmig 
ist. Vielmehr klagte er an anderer Stelle, dass 
heute eigentlich kein wahrhaft islamischer Staat 
existiere, der als Heimstatt aller Muslim*innen 
dienen könne21 – die Vision einer muslimischen 
Nation, die weltweit alle an den Islam Glauben-
den politisch vereint, ist demnach noch nicht 
erreicht.

Ein anderer, namentlich nicht bekannter Predi-
ger der DIK-Moschee Hannover verweist auf die 
Tatsache, dass die eigene Moscheegemeinde 
„nicht vom Staat finanziert“22 werde, was mög-
licherweise nicht allen Moscheebesucher*innen 
bewusst sei. Diese Trennung von Staat und Re-
ligion wird allerdings nicht beklagt. Vielmehr 
dient der Verweis auf diesen Umstand als An-
lass, die Gläubigen zu Spenden für die Moschee 
aufzurufen,23 da Moscheen in Deutschland „auf 
den Schultern von Männern und Frauen, die an 
Allah und den Jüngsten Tag Īmān [Glauben] ha-
ben“24 getragen würden. 

Das von 2020 bis 2022 in der deutschen Poli-
tik vorherrschende Thema – die Auswirkungen 
der Corona-Pandemie und die Maßnahmen zu 
ihrer Bekämpfung – fanden in den untersuch-
ten Predigten überhaupt keinen Niederschlag. 

21	 Krass: Was ist Scharia?, ab Minute 44:45. Möglicher-
weise nutzt Krass in der Predigt bewusst den Be-
griff „Länder“ und nicht „Staaten“, da es ihm um 
mehrheitlich muslimisch bevölkerte Länder geht und 
nicht um Gemeinden, die seinen Vorstellungen einer 
islamischen Ordnung entsprechen. Zur Analyse des 
Videos siehe Klevesath, Lino et al.: Scharia als Weg 
zur Gerechtigkeit? Eine Analyse der Rezeption eines 
salafistischen Online-Videos durch junge Muslim*in-
nen, FoDEx-Studie Radikaler Islam, Göttingen 2019, 
online einsehbar unter: https://www.fodex-online.de/
publikationen/studie-scharia-als-weg-zur-gerech-
tigkeit/.

22	 Predigt vom 29.04.2022 in der DIK-Moschee Hanno-
ver, Abs. 16.

23	 Ebd., Abs. 17.

24	 Ebd., Abs. 16.

Das Thema des Krieges in der Ukraine, wel-
ches 2022 einen Großteil des politischen Dis-
kurses dominierte, wird im Material auch nur 
ein einziges Mal angesprochen. Sami M‘Barek, 
der als Prediger unter der Kunya25 „Abu Maher“ 
bekannt ist, erwähnt in seiner Predigt am 8. 
April 2022, dass es auch muslimische Geflüch-
tete aus der Ukraine in Deutschland gebe, die 
Schwierigkeiten hätten, einen Ifṭār (die Mahlzeit 
des Fastenbrechens zu Tagesende im Ramadan) 
vor Ort zu finden, während in den Geflüchte-
tenunterkünften das Essen nur zu bestimmten 
Zeiten möglich sei und zudem Schweinefleisch 
enthalte.26 Hier zeigt sich die Tendenz, weltpo-
litische Themen nur dann zu erwähnen, wenn 
sie konkret im Alltagsleben (von Muslim*innen) 
sichtbar werden.

Das Thema der Bildungspolitik wird in den un-
tersuchten Predigten nicht direkt angesprochen. 
Ein namentlich nicht bekannter Prediger in der 
DIK-Moschee Hannover, der in seiner Predigt 
betont, dass einzig der Islam die wahre Religion 
sei, geht aber auf die Rolle der Bildungsinsti-
tutionen ein. Sie seien mit dafür verantwortlich, 
dass viel „Unwissenheit“ über den Islam beste-
he und selbst „manche Muslime durch einfache 
Sachen […] ins Wanken geraten.“ An „Schulen 
oder Universitäten oder anderen Institutionen“ 
würden „Zweifel gesät über den Koran oder über 
den Propheten“. Doch der Versuch, die Botschaft 
des Islam „anzugreifen“, sei zum Scheitern ver-
urteilt, denn „der Islam hat keine Fehler, der Ko-
ran hat keine Fehler“27. Deutlich wird, dass der 
Prediger hinter dem von politischen Mehrheiten 
gewünschten und getragenen Ausbau islambe-

25	 Die „Kunya“ ist ein arabischer Beiname. Eine Kunya 
weist in der Regel die Namensträgerin oder den Na-
mensträger als Mutter bzw. Vater eines namentlich 
genannten Kindes aus. „Abu Maher“ bedeutet „Vater 
von Maher“. 

26	 Abu Maher: Predigt vom 08.04.2022 in der DMG-Mo-
schee Braunschweig, Abs. 103 f.

27	 Predigt vom 17.06.2022 in der DIK-Moschee Hanno-
ver, Abs. 19.

59

https://www.fodex-online.de/publikationen/studie-scharia-als-weg-zur-gerechtigkeit/
https://www.fodex-online.de/publikationen/studie-scharia-als-weg-zur-gerechtigkeit/
https://www.fodex-online.de/publikationen/studie-scharia-als-weg-zur-gerechtigkeit/


Demokratie-Dialog 11-2022

60

zogener Bildungsangebote28 nicht die Absicht 
vermutet, mehr Kenntnisse über den Islam zu 
vermitteln und das Zugehörigkeitsgefühl von 
Muslim*innen zur deutschen Gesellschaft zu 
stärken, sondern das Ziel, die Glaubensgewiss-
heit von Muslim*innen zu erschüttern sowie 
Unwahrheiten über die Religion zu verbreiten. 
Dabei ist bemerkenswert, dass er nicht unter-
scheidet zwischen um Neutralität bemühten 
Angeboten, wie religionskundlichem Unterricht 
oder der islamwissenschaftlichen Lehre, einer-
seits und konfessionellen Angeboten, wie dem 
islamischen Religionsunterricht und der islami-
schen Theologie, andererseits, die von gläubi-
gen Muslim*innen unterrichtet beziehungsweise 
gelehrt werden, die einer innerislamischen Per-
spektive verpflichtet sind. Stattdessen wird jede 
Inklusion islambezogener Inhalte in staatlichen 
Bildungsinstitutionen hier offensichtlich als Ge-
fährdung des eigenen Islamverständnisses auf-
gefasst, demzufolge wahres Wissen über den 
Islam nur dazu führen kann, den Wahrheitsan-
spruch des Islam unumschränkt anzuerkennen, 
während jeder Zweifel daran als Angriff auf die 
Religion gewertet wird.

Insgesamt zeigt sich, dass bei den wenigen An-
lässen, bei denen inhärent politisch relevante 
Themen angesprochen wurden, zumeist ein di-
rekter Bezug zur Lebensrealität der Moschee-
besucher*innen vorliegt. Politisches und gesell-
schaftliches Engagement der Gläubigen wird als 
Möglichkeit überhaupt nicht erwähnt – ob dies 
in einer grundlegenden Ablehnung der Demo-
kratie begründet ist oder in der Annahme, ein 
solches Engagement sei wirkungslos, bleibt offen. 
So wird etwa die Vermittlung eines vermeintlich 

28	 Beispielhaft sei hier etwa auf den schwarz-grünen 
Koalitionsvertrag in NRW verwiesen. In diesem be-
kunden die Koalitionspartner ihre Absicht zum Aus-
bau sowohl des konfessionellen islamischen Religi-
onsunterrichts als auch der islamischen Theologie 
(O. V.: Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen: Ko-
alitionsvereinbarung von CDU und GRÜNEN 2022 – 
2027, Düsseldorf 2022, S. 63, URL: https://gruene-nrw.
de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE_Vor-
der-und-Rueckseite.pdf [eingesehen am 16.09.2022]).

falschen Islambilds in den Bildungsinstitutio-
nen beklagt, doch keine Chance gesehen, auf 
den gesellschaftlichen Diskurs zur islambezoge-
nen Bildung Einfluss zu nehmen. Den Predigern 
geht es vielmehr darum, dass die Gläubigen 
eingedenk der politischen Rahmenbedingungen 
im Privatleben zum (vermeintlichen) Wohl der 
muslimischen Gemeinschaft handeln, ohne sich 
aber dabei in die Sphäre des Öffentlichen und 
Politischen zu begeben.

Resümee

Die Analyse der untersuchten Predigten zeigt, 
dass die Predigten auch in Moscheen, die sich 
als radikalislamisch klassifizieren lassen, als re-
ligiöse Äußerungen ernst genommen werden 
müssen. Die Prediger verstehen sich als Ver-
künder einer überzeitlichen und überweltlichen 
Wahrheit und nicht als politische Akteure oder 
als auf die Gesamtgesellschaft einwirkende Ak-
tivisten. Dennoch erlauben die untersuchten 
Predigten auch Einblicke in Bezug auf die poli-
tischen Ansichten der Prediger. Die Politik wird 
– wenn überhaupt – als fremde Sphäre wahrge-
nommen, die sich nicht beeinflussen lässt und 
von der potenziell Unheil droht. Einzig Marcel 
Krass merkt an, dass die Muslim*innen durch 
gutes Verhalten im Alltag gegenüber ihren 
nicht-muslimischen Mitmenschen dazu beitra-
gen können, Muslim*innenfeindlichkeit einzu-
dämmen. Gleichwohl grenzt er Muslim*innen als 
vermeintlich eigene Nation aus der politischen 
Gemeinschaft aus. In Bezug auf das Verhältnis 
zu Nicht-Muslim*innen wird ein zuvorkommen-
der, sozialadäquater Umgang angemahnt, auch 
wenn die Gläubigen sich dabei des uneinge-
schränkten, einzigartigen Wahrheitsanspruchs 
der eigenen Religion bewusst bleiben sollen und 
der Kontakt mit Nicht-Muslim*innen nicht dazu 
führen dürfe, die Befolgung der als göttlich le-
gitimierten Gebote einzuschränken, die in Koran 
und Sunna (der ursprünglich mündlichen Über-
lieferung vom Propheten Mohammed) fixiert 
sind. Dominierend in den untersuchten Predig-
ten sind gleichwohl Ermahnungen, sich der Be-

https://gruene-nrw.de/dateien/Zukunftsvertrag_CDU-GRUeNE_Vorder-und-Rueckseite.pdf
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lohnungen und Strafen im Jenseits bewusst zu 
sein und daher jede Zeitverschwendung in der 
kurzen irdischen Existenz zu meiden, um sich 
diszipliniert der Glaubenspraxis zu widmen – 
und zwar ausschließlich in der bewussten Ab-
sicht, Gott zu dienen. Anderenfalls könne man 
– so warnt etwa Abu Maher – am Jüngsten Tag 
„sein Wunder erleben“29. Doch auch dieser auf 
den ersten Blick apolitische Fokus auf im Jen-
seits drohende Strafen hat durchaus politische 
Implikationen: Politisches Engagement erscheint 
in der von den Predigern vertretenen Weltan-
schauung wenig sinnvoll – der Streit um Re-
gelungen im säkularen Staat im Diesseits kann 
angesichts der Sorge um die Einhaltung der 
gottgegebenen Gebote, die über das eigene Heil 
oder die Verdammnis im Jenseits entscheiden, 
tatsächlich als ablenkende Zeitverschwendung 
gelten.
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Jubiläum am 
rechten Rand
Zehn Jahre AfD

Marco Bitschnau

W ie so viele andere, 
schickt sich auch 
das Jahr 2023 an, 
eines diverser Ju-
biläen zu werden: 
Unter anderem 
stehen dann 175 
Jahre Märzrevolu-

tion und 375 Jahre Westfälischer Friede auf dem 
Programm, ferner runde Geburts- und Todestage 
von Adam Smith, Blaise Pascal, Edward Jenner 
und, last but not least, auch das zehnjährige 
Bestehen der Alternative für Deutschland (AfD). 
Im Fall der Letztgenannten ist der Zeithorizont 
freilich etwas anders gelagert, gibt es die Partei 
doch nicht seit hundert, sondern gerade einmal 
seit zehn Jahren. Indes ist bereits diese eine 
Dekade ein beträchtlicher Zeithorizont für eine 
politische Kraft, der noch immer der Ruf des 
Parvenüs vorauseilt; mithin also jenes „gärigen 

Haufens“, den der einstige Vorsitzende Alexan-
der Gauland wiederholt zu erkennen glaubte.1 

Allein, was gärt schon zehn lange Jahre? In der 
Regel nichts Genießbares – und so hat die AfD 
seit ihrem Premierenauftritt auf der politischen 
Bühne vor allem mit einem Strom wohltempe-
rierter Geschmacklosigkeiten auf sich aufmerk-
sam gemacht. Ob nun das Thüringer bête noire 
Björn Höcke über den „afrikanischen Ausbrei-

1	 Etwa im Gespräch mit der Welt. Vgl. Schuster, Jac-
ques: Alexander Gauland und der „gärige Haufen“ AfD, 
in: Welt Online, 12.02.2016, URL: https://www.welt.de/
politik/deutschland/article152178742/Alexander-Gau-
land-und-der-gaerige-Haufen-AfD.html [eingesehen 
am 31.07.2022].
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tungstyp“ doziert,2 besagter Gauland die Parla-
mentsarbeit mit der Pirsch verwechselt und ein 
„Wir werden sie jagen!“ in die Mikrofone röhrt3 
oder der Ex-Richter Jens Maier Verständnis für 
den Utøya-Terroristen Fjotolf Hansen äußert:4 
Andere Parteien bringen es im gleichen Zeit-
raum auf wenig mehr als die eine oder andere 
Dienstwagenaffäre. 

Als sich Anfang 2013 eine Handvoll Überzeu-
gungstäter*innen zur Parteigründung im hes-
sischen Oberursel traf, war von all dem frei-
lich noch wenig zu erahnen. Die Versammelten, 
zumeist konservative und europaskeptische 
Honoratior*innen aus dem Mitte-Rechts-La-
ger, wollten vor allem Südeuropa vor der Wett-
bewerbsunfähigkeit und Nordeuropa vor der 
Schuldenhaftung bewahren. Anders gesagt: den 
Euroraum einstampfen und die als aufgezwun-
gen wahrgenommene Gemeinschaftswährung 
rückabwickeln. Das klang damals weit weniger 
radikal als heute, ja, für viele gar wie etwas, 
das man angesichts der noch immer schwelen-
den Euro- und Staatsschuldenkrise zumindest 
ernsthaft in Erwägung ziehen sollte. Die Prota-
gonist*innen der Gründungsphase, allen voran 
der sprachgewandte Volkswirtschaftsprofessor 
Bernd Lucke, wussten zudem mit einer Aura 
einnehmender Seriosität und jenem datenge-

2	 Vgl. Hurtz, Simon: „Blanker Rassismus“: Höcke und 
die Fortpflanzung der Afrikaner, in: SZ.de, 12.12.2015, 
URL: https://www.sueddeutsche.de/politik/afd-thu-
eringen-blanker-rassismus-hoecke-und-die-fort-
pflanzung-der-afrikaner-1.2780159 [eingesehen am 
16.08.2022].

3	 Vgl. Neff, Benedict: Wahlerfolg der AfD: Ein wilder 
Haufen zieht in den Bundestag, in: NZZ.ch, 24.09.2017, 
URL: https://www.nzz.ch/international/ein-wilder-
haufen-zieht-in-den-bundestag-ld.1318236?reduce-
d=true [eingesehen am 16.08.2022].

4	 Vgl. Amann, Melanie: Verständnis für Massenmörder 
Breivik?, in: Spiegel Online, 20.04.2017, URL: https://
www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-saechsi-
scher-afd-bundestagskandidat-relativiert-ta-
ten-von-anders-breivik-a-1144153.html. [eingesehen 
am 16.08.2022]. Breivik ist Hansens vormaliger Nach-
name. 

stützten trust-the-science-Habitus zu über-
zeugen, wie man ihn heute vorwiegend von 
selbsterklärten Klimarebell*innen kennt.5 Kein 
Wunder also, dass die neue Partei zunächst als 
ein mittelbares Krisenphänomen wahrgenom-
men wurde; als institutionalisierte Ausformung 
derselben politökonomischen Kritik, die Politi-
ker*innen wie der CSUler Peter Gauweiler oder 
sein FDP-Kollege Frank Schäffler bereits etliche 
Jahre zuvor medienwirksam geübt hatten. 

Zehn Jahre später ist die Euro-Debatte mitsamt 
ihrem arkanen Sondervokabular („ESM“, „ESFF“, 
„Troika“ etc.) längst in den Tiefen der Zeitge-
schichte versunken und harrt dort ihrer Histori-
sierung. Der AfD ist es hingegen gelungen, sich 
nach ihrem ersten Achtungserfolg 2013 nicht in 
die Nische der Einthemenpartei drängen zu las-
sen, sondern ihr Positionsangebot entlang den 
Bedürfnissen einer nativistisch-modernitäts
skeptisch orientierten Klientel auszubauen.6 Der 
etwas bieder anmutende Protestverein der pro-
fessoralen Euro-Abschaffer*innen (von denen 
heute keiner mehr der Partei angehört) wurde 
so Schritt für Schritt zum Projekt der radical 
right. Für die deutsche Politiklandschaft eine 
Zäsur: Galt zuvor, dass „organizational break-
down and institutional decay have been the 
hallmarks of every postwar German radical right 
political party“7 (man denke an die Republika-
ner, die PRO-Kleinstparteien und die DVU), so 

5	 Vgl. Bitschnau, Marco: Wenn nicht nur die Erde 
sich erhitzt. Ein Kommentar, in: Demokratie-Dialog, 
H.10/2022, S. 10–16.

6	 Vgl. etwa Franzmann, Simon T.: Extra-Parliamentary 
Opposition Within a Transforming Political Spa-
ce: The AfD and FDP under Merkel III Between 2013 
and 2017, in: German Politics, Jg. 28 (2019), H. 3, 
S. 332–349; Rosenfelder, Joel: Die Programmatik der 
AfD: Inwiefern hat sie sich von einer primär euros-
keptischen zu einer rechtspopulistischen Partei ent-
wickelt?, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 48 
(2017), H. 1, S. 123–140.

7	 Art, David: The AfD and the End of Containment 
in Germany?, in: German Politics & Society, Jg. 36 
(2018), H. 2, S. 76–86, hier S. 82.
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https://www.nzz.ch/international/ein-wilder-haufen-zieht-in-den-bundestag-ld.1318236?reduced=true
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-saechsischer-afd-bundestagskandidat-relativiert-taten-von-anders-breivik-a-1144153.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-saechsischer-afd-bundestagskandidat-relativiert-taten-von-anders-breivik-a-1144153.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-saechsischer-afd-bundestagskandidat-relativiert-taten-von-anders-breivik-a-1144153.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-saechsischer-afd-bundestagskandidat-relativiert-taten-von-anders-breivik-a-1144153.html
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konnte sich die AfD mit beeindruckendem Tem-
po als siebte Kraft des bundesrepublikanischen 
Parteienkosmos etablieren. Das bedeutet nicht, 
dass sich nicht bald schon gewisse Ermattungs- 
und Zerfaserungserscheinungen eingestellt hät-
ten; einen „gärigen Haufen“ zu führen, bedeutet 
in der Praxis schließlich, Ideolog*innen, Karrie-
rist*innen und politische Glücksritter*innen un-
ter dem Banner eines gemeinschaftlichen Op-
positionsformats zu versammeln. Das verlangt 
einige Anstrengung und birgt naturgemäß eine 
gehörige Implosionsgefahr. 

Zehn Jahre, drei Adjektive

So sehr sich die Partei in Bund und Ländern 
festgesetzt haben mag, so labil bleibt aber ihre 
Beschaffenheit und Zielsetzung jenseits eines 
geradezu habituellen Dagegenseins. Auch an-
gesichts der Vielzahl innerparteilicher Konflik-
te – bei denen man nie so recht weiß, ob nun 
primär ideologische Differenzen personalisiert 
oder persönliche Rivalitäten ideologisiert wer-
den – ist es selbst der Fachwissenschaft lange 
schwergefallen, ihr ein eindeutiges Etikett an-
zuheften. Konservativ sei sie, hieß es während 
der Gründungsphase, wertkonservativ gar (was 
in externen Zuschreibungshierarchien stets die 
ehrenvollere Variante des Konservatismus be-
zeichnet), zweifelsohne aber europaskeptisch, 
sodann rechtskonservativ beziehungsweise na-
tionalkonservativ, rechtspopulistisch, antiplura-
listisch, antiliberal, schließlich völkisch, rassis-
tisch und verfassungsfeindlich.8 Nicht einfacher 
wird die Einordnung durch die historisch be-
dingte Sensibilität der deutschen Öffentlichkeit 
gegenüber jeder Art von Rechtsaußenpolitik, 
die, bei aller Berechtigung, bisweilen einem zu 

8	 Als Beispiel für die Einordnungsdebatte sei hier 
verwiesen auf Biskamp, Floris: Extrem populistisch? 
Über die Kategorisierung von Rechtsaußenparteien 
und die Einordnung der AfD, in: Sehmer, Julian et al. 
(Hrsg.): recht extrem? Dynamik in zivilgesellschaftli-
chen Räumen, Wiesbaden 2021, S. 21–37. 

Bombastik und Hypernervosität neigendem Dis-
kursgeschäft Vorschub leistet. Wer sich diesem 
begrifflichen Überbietungswettkampf verwei-
gert, sieht sich rasch dem Vorwurf ausgesetzt, 
antidemokratisches Gedankengut verharmlosen 
zu wollen (was ebenso ehrenrührig ist wie es 
zur analytischen Verscheuklappung beiträgt).

Nüchterner betrachtet erlaubt das zehnjähri-
ge Bestehen der AfD demgegenüber die Fest-
stellung, dass sie sich abseits aller mehr oder 
weniger passgenauen Ideologiezuschreibungen 
wohl am besten mit einem Adjektivdreiklang 
beschreiben lässt: radikal in der inhaltlichen 
Positionierung, fundamentaloppositionell in der 
systemischen Ausrichtung, letztlich aber auch 
politisch isoliert und ohne valide Machtop-
tionen in Staat und Gesellschaft. Von diesen 
Grundzügen ist die Radikalität zweifellos der 
meistdiskutierte, hebt er die Partei doch am 
markantesten von den Mitbewerbern ab und 
bildet insofern die Grundlage ihrer Skandalisie-
rung. Radikalität meint dabei allerdings nicht 
notwendigerweise das Bekenntnis zu einer „rei-
nen Lehre“ (viele AfD-Positionen sind erkenn-
bar opportunitätsgetrieben), sondern inhaltliche 
Maximalabweichung9 und, daraus resultierend, 
Nichtanschlussfähigkeit an den politischen Be-
trieb. So ist der hiesige Parteienkonsens bei-
spielsweise dezidiert EU-freundlich, die AfD 
aber legt fortwährend den Gassenhauer vom 
„Europa der Vaterländer“ auf und fürchtet das 
Heraufziehen einer totalitären „EUdSSR“.10 Trotz 

9	 Der (als Superlativ notgedrungen unpräzise) Begriff 
der Maximalabweichung ist nicht so zu verstehen, 
dass es keinen noch größeren Unterschied zwischen 
den Positionen der AfD und denen anderer Parteien 
geben könnte. Stattdessen soll zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass es ein konstitutives Charakteris-
tikum der AfD-Inhalte ist, in grundsätzlicher Opposi-
tion zum herrschenden Positionskonsens zu stehen.

10	 Vgl. beispielhaft Weyel, Harald: Rede vom 12.04.2019, 
in: Plenarprotokoll 19/96, S. 11611. Für weitere topog-
rafische Preziosen vgl. Scharloth, Joachim: Invektive 
Toponyme in neurechten Diskursen: Eine korpuslin-
guistische Studie zur Nomination als Medium geo-
graphischer und geopolitischer Raumkonstruktionen, 
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seiner Diskursprominenz bleibt das Radikalitäts-
verdikt letztlich jedoch etwas luftleer, handelt 
es sich doch um eine relationale und am Ende 
vom gesellschaftlichen Erwartungshorizont vor-
geformte Größe: Wäre der Konsens nicht der 
Konsens, dann würden etwaige Abweichungen 
anders wahrgenommen und bewertet werden. 
Und gäbe es eine Tradition relevanter Rechts-
außenfraktionen im Bund, dann würde die AfD 
wohl weniger als so kompromisslos und abseits 
des sens commun stehend gelten. 

Ein geeigneteres Einordnungsmaß ist insofern 
die strategische Positionierung der Partei als 
fundamentaloppositionelle (das heißt: gegen-
politische) Kraft, die sich nicht nur im Inhalt, 
sondern auch in der Praxis konsequent von 
den üblichen Gepflogenheiten des Parteienwe-
sens abwendet. Diese Haltung zeigt sich nach 
außen als Anti-Establishment-Gestus, während 
sie nach innen wagenburghafte Züge trägt und 
in paranoische Systemgegnerschaft umschlagen 
kann. Aus AfD-Sicht gilt es nämlich, den „Alt-
parteien“ nicht nur inhaltlich entgegenzutreten, 
sondern den parlamentarischen Apparat als 
solchen zu desavouieren: „Was wir verachten, 
ist die […] erbärmliche Parteiendemokratie.“11 
Zwar lässt sich diese Verachtung nicht immer 
in letzter Konsequenz durchhalten – trotz öf-
fentlichkeitswirksamen Gepolters über die Fi-
nanzierung parteinaher Stiftungen ist man etwa 
gerne bereit, selbst entsprechende Mittel einzu-
fordern –, doch als sinnstiftendes Moment ist 
sie nach wie vor von elementarer Bedeutung. 
Man könnte stellenweise fast zu dem Schluss 
gelangen, das Kultivieren und Kanalisieren einer 
spezifischen Verachtungsempfindung stelle den 
eigentlichen Daseinszweck der AfD dar. Und wer 
handelt schon seinem Daseinszweck zuwider?12 

in: Geographische Zeitschrift, Jg. 110 (2022), H. 1, S. 
41–60. 

11	 Seitz, Thomas: Rede vom 15.06.2018, Plenarprotokoll 
19/40, S. 3912.

12	 Vgl. das titelgebende Wort vom AfD-Elektorat als ei-
ner Ansammlung „sich ausgeliefert fühlender Durch-
schnittsverdiener“ aus Bergmann, Knut/Diermeier, 

An den Rand gebannt

Am bedeutendsten in der Praxis aber ist die 
umfassende Mehrebenenisolation der Partei,13 
die sich in ihrer wohl deutlichsten Form in 
der Kooperationsabsage aller Mitbewerber nie-
derschlägt. Die vor Jahren getroffene Progno-
se des Politikwissenschaftlers David Art, nach 
der „coalition markets will remain closed to 
[the AfD]“14, hat sich jedenfalls vollumfänglich 
bewahrheitet; und das trotz (oder wegen?) der 
Kemmerich-Episode15 im März 2020. Selbst die 
in AfD-Kreisen zuweilen geäußerte Hoffnung, 

Matthias/Niehues, Judith: Die AfD: Eine Partei der 
sich ausgeliefert fühlenden Durchschnittsverdiener?, 
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 48 (2017), H. 
1, S. 57–75. Ähnlich kommt auch die Analyse von 
Michael A. Hansen und Jonathan Olsen zu dem 
Schluss, dass sich die Wählerschaft der AfD im Jahr 
des Bundestagseinzugs 2017 nicht etwa aus abge-
hängten Globalisierungsverlierern, sondern aus der 
vielbeschworenen Mitte der Gesellschaft rekrutierte. 
Vgl. im Einzelnen Hansen, Michael A./Olsen, Jonat-
han: Flesh of the Same Flesh: A Study of Voters for 
the Alternative for Germany (AfD) in the 2017 Federal 
Election, in: German Politics, Jg. 28 (2019), H. 1, S. 1–19. 

13	 Anna-Sophie Heinze zeichnet ein differenzierteres 
Bild, was den (vor allem informellen) Umgang mit 
der Partei in den Ländern betrifft. Vgl. Heinze, An-
na-Sophie: Zum schwierigen Umgang mit der AfD in 
den Parlamenten: Arbeitsweise, Reaktionen, Effekte, 
in: Zeitschrift für Politikwissenschaft, Jg. 31 (2021), 
H. 1, S. 133–150. Die in diesem Beitrag gemachten 
Annahmen gelten primär für den Bund, wenngleich 
eine formale Kooperation mit der AfD (sei es als 
Koalitionspartner oder im Rahmen einer Tolerierung) 
derzeit auf keiner Ebene realistisch erscheint. Nur 
weil die Isolationspraxis abseits des Rampenlichts 
einige blinde Flecken aufweist, wird damit das Isola-
tionsprinzip als Leitmaxime nicht untergraben.

14	 Art: The AfD and the End of Containment in Germa-
ny, S. 83.

15	 Gemeint ist die Wahl des FDP-Politikers gleichen Na-
mens zum Ministerpräsidenten von Thüringen, die 
mutmaßlich durch Stimmen der AfD ermöglicht wur-
de. Nach einem bundesweiten Aufschrei (samt expli-
ziter Distanzierungen von Seiten der FDP-Spitze) trat 
Kemmerich binnen weniger Tage wieder zurück.
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man könne womöglich konservativen Common 
Ground mit einer re-konservativisierten Post-
Merkel-CDU finden, hat sich in den letzten Mo-
naten denkbar brachial zerschlagen: Niemand 
Geringeres als deren neuer Parteichef Friedrich 
Merz ließ sich am Vorabend seiner Wahl mit 
der Aussage zitieren, dass, wenn jemand „von 
uns die Hand hebt, um mit der AfD zusam-
menzuarbeiten, dann steht am nächsten Tag 
ein Parteiausschlussverfahren an.“16 Ein unmiss-
verständlicher Fingerzeig in Richtung möglicher 
Sympathisant*innen innerhalb der CDU-Ostver-
bände und zugleich ein Ausweis dafür, dass der 
hiesige Cordon sanitaire (allen Unkenrufen zum 
Trotz) nichts von seiner Festigkeit eingebüßt 
hat:17 Die AfD bleibt die factio non grata im 
deutschen Parteienreigen, heute nicht anders 
als vor zehn Jahren.

Qualitativ tritt diese Isolation umso scharfkan-
tiger hervor, je klarer man sie von der bloßen 
Meidung als mehr oder weniger übliches Stan-
dardwerkzeug parlamentarischer Politikarbeit 
abgrenzt. Gemieden werden kann man zwar 
ebenfalls aufgrund inhaltlicher Außenseiter-
positionen oder fehlender Seriosität; doch ist 
das Meidungsverhalten in aller Regel an einer 
spezifischen Problematik ausgerichtet, die es 
zu überwinden gilt, um eine Partei in den Kreis 
der möglichen Partner ein- oder zurückkehren 
zu lassen. Da sie eine korrigierbare Fehlstellung 
und keinen grundsätzlichen Defekt zum Ziel hat, 
ist die Meidung als solche konditional – sie 

16	 Merz, Friedrich zit. nach: Medick, Veit: Merz geht auf 
Merkel zu, in: Spiegel Online, 23.12.2021, URL: https://
www.spiegel.de/politik/deutschland/friedrich-merz-
geht-auf-angela-merkel-zu-a-86dd9f24-51b1-4df8-
b509-923bfca2e2fb [eingesehen am 31.07.2022].

17	 Empirische Befunde legen die Annahme nahe, dass 
diese Verweigerung von der großen Mehrzahl der 
CDU-, CSU-und FDP-Anhängerschaft getragen wird. 
Vgl. Wurthmann, L. Constantin: Black-Blue or Baha-
mas? Explaining CDU, CSU, FDP and AfD Voter At-
titudes Towards a Common Governmental Coalition 
Before the 2017 Federal Election, in: German Politics 
(online first), 27.03.2022, DOI: https://doi.org/10.1080/
09644008.2022.2056593. 

will Annäherungsversuche nicht von vornher-
ein verunmöglichen, sondern lediglich im Hier 
und Jetzt ausschließen. Ein klassisches Beispiel 
ist DIE LINKE, die nicht zuletzt aufgrund ihrer 
sicherheitspolitisch dissonanten Positionen 
(Stichwort: NATO-Austritt) als Bündnispartner 
auf Bundesebene gemieden wird. Sie steht so-
mit zwar abseits des Koalitionsbasars, kann aber 
dennoch kaum als wirklich isoliert gelten: Dafür 
sind die rot-rot-grünen Planspiele zu ausgereift, 
die landespolitischen Blaupausen zu zahlreich 
und die Legitimität ihres Vertretungsanspruchs 
zu anerkannt. Anders der Fall der AfD, deren 
Isolation schon insofern ein gewisser Endgül-
tigkeitscharakter zukommt, als die politische 
Konkurrenz mit einem solcherart neutralisierten 
Paria ganz gut leben kann. 

Radikalität, Fundamentalopposition, Isolation – 
wie Rädchen in einem Getriebe greifen diese 
drei Charakteristika ineinander und bedingen 
sich wechselseitig: In einer konsensgeprägten 
Demokratie bedarf es für die Zurschaustellung 
echter Radikalität notgedrungen eines funda-
mentaloppositionellen Impetus; wer aber einen 
solchen zu erkennen gibt, provoziert die Iso-
lation durch die Konsensträger. Die strafende 
Distanz der anderen ist insoweit die logische 
Konsequenz des selbstgewählten AfD-Renega-
tentums. Offen bleibt einzig, bis zu welchem 
Grad dieser Außenseiterstatus seinen Teil zum 
schleichenden Bedeutungsverlust der Partei 
beiträgt. Dass derzeit Landtagswahl um Land-
tagswahl verloren geht18 und die Querelen an 

18	 Stand August 2022 hat die AfD bei den letzten neun 
Landtagswahlen – die einen Zeitraum von annähernd 
zweieinhalb Jahren umfassen – jeweils an Stimmen 
gegenüber dem vorherigen Wahlergebnis eingebüßt. 
Im Einzelnen handelt es sich dabei (in umgekehrt 
chronologischer Ordnung) um Nordrhein-Westfalen 
(2022: −2,0 % auf 5,4 %), Schleswig-Holstein (2022: 
−1,5 % auf 4,4 %), Saarland (2022: −0,5 % auf 5,7 %), 
Mecklenburg-Vorpommern (2021: −4,1 % auf 16,7 %), 
Berlin (2021: −6,2 % auf 8,0 %), Sachsen-Anhalt (2021: 
−3,5 % auf 20,8 %), Rheinland-Pfalz (2021: −4,3 % auf 
8,3 %), Baden-Württemberg (2021: −5,4% auf 9,7 %) 
und Hamburg (2020: −0,8 % auf 5,3 %).

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/friedrich-merz-geht-auf-angela-merkel-zu-a-86dd9f24-51b1-4df8-b509-923bfca2e2fb
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/friedrich-merz-geht-auf-angela-merkel-zu-a-86dd9f24-51b1-4df8-b509-923bfca2e2fb
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/friedrich-merz-geht-auf-angela-merkel-zu-a-86dd9f24-51b1-4df8-b509-923bfca2e2fb
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/friedrich-merz-geht-auf-angela-merkel-zu-a-86dd9f24-51b1-4df8-b509-923bfca2e2fb
https://doi.org/10.1080/09644008.2022.2056593
https://doi.org/10.1080/09644008.2022.2056593
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der Parteispitze auch nach der Re-Inthronisati-
on Tino Chrupallas und Alice Weidels auf dem 
Riesaer Parteitag nicht aus der Welt geräumt 
sein dürften,19 fügt sich in jedem Fall ins Mosaik 
eines Politakteurs, der weder über den Weitblick 
noch das Geschick verfügt, sich aus einer offen-
kundigen Sackgasse herauszumanövrieren. 

In dieser Hinsicht verhält es sich mit der AfD 
ein wenig so wie mit dem ungeliebten Fußball-
klub, der durch halbseidene Investments in die 
erste Liga gepusht worden ist und sich so den 
Unmut der etablierten Platzhirsche zugezogen 
hat. Diese missgönnen dem Neuling seinen Er-
folg, fürchten ihn aber auch, denn seine Taktik 
ist ungewohnt und seine Anhängerschaft eu-
phorisiert. Es braucht erst ein paar Spielzeiten, 
bis sie sich mit der neuen Sachlage abgefun-
den und verinnerlicht haben, dass es vor allem 
ihre Furcht ist, die dem (bei genauerem Hinse-
hen recht dilettantisch agierenden) Newcomer 
Auftrieb gibt; ihre Sorge, die seine Ambitionen 
nährt; ihre Obsession, die sich zu einer selbst-
erfüllenden Prophezeiung auszuwachsen droht. 
Erst wenn eine Art „mürrischer Indifferenz“ 
(Herfried Münkler) einkehrt, gewinnen die Etab-
lierten die Kontrolle über die Lage zurück. Ge-
wiss könnte man einwenden, dass allein schon 
das Aufkommen des Investorenklubs eine Ver-
schlechterung gegenüber dem Status quo ante 
darstellt, doch spiegelt sich in ihm ja lediglich 
eine tiefsitzende systembedingte Unwucht. Auf 
die AfD gemünzt: Das Fehlen einer Rechtsau-
ßenvertretung im Parlament war schon immer 
ein spezifisch deutscher Sonderfall und unter 
Repräsentationsgesichtspunkten auch recht de-
fektiv. Dass sich das entsprechende Stimmpo-
tenzial nun in dieser Variante Bahn gebrochen 
hat, kann man aus demokratietheoretischer 

19	 Sinnbildlich sei hier nur auf die Abschlussszene-
rie verwiesen, als die eben erst ins Amt gewähl-
ten Co-Vorsitzenden (wobei Chrupallas 53,4 % Bände 
sprechen!) von den eigenen Delegierten desavouiert 
wurden. Entgegen dem erklärten Vorsitzendenwillen 
votierten diese nämlich mehrheitlich für eine Reso-
lution zur einvernehmlichen Auflösung der EU.

Sicht mehr oder weniger zwingend finden.20 Die 
Verhältnisse selbst werden so aber zweifellos 
klarer. 

Eine überschätzte Kraft?

Die AfD stellt also im zehnten Jahr ihres Be-
stehens eine politische Formation dar, deren 
inhaltliche Radikalität und fundamentalopposi-
tionelle Haltung durch einen robusten Isolati-
onsriegel der politischen Konkurrenz eingehegt 
bleibt. Mit Blick nach außen könnte man gar 
von einer der solitärsten Rechtsaußenparteien 
Westeuropas sprechen: Weder die italienische 
Lega noch die österreichische FPÖ, weder die 
niederländische PVV noch der französische RN 
sind ähnlich rigoros von den Fleischtöpfen poli-
tischer Handlungsmacht ausgeschlossen wie die 
AfD; demonstratives Nichtberücksichtigen ihrer 
Kandidat*innen für die stellvertretende Bundes-
tagspräsidentschaft inklusive.21 Eingedenk des 
nachlassenden Erfolgs und der destabilisieren-
den Abwesenheit einer echten Führungsfigur22 
drängt sich so fast zwangsläufig die Frage auf, 
ob die Bedeutung der Partei nicht überschätzt 
und ihr Neuigkeitswert zu selbstverständlich mit 
ihrer vermeintlichen Wirkungsmacht gleichge-
setzt worden ist (eine These, die auch auf den 

20	 Zur These einer durch die AfD geschlossenen Reprä-
sentationslücke vgl. Patzelt, Werner J.: Mängel in der 
Responsivität oder Störungen in der Kommunikati-
on? Deutschlands Repräsentationslücke und die AfD, 
in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 49 (2018), H. 
4, S. 885–895.

21	 Jeweils im dritten Wahlgang scheiterten in der 19. 
Wahlperiode Albrecht Glaser, Mariana Harder-Kühnel, 
Gerold Otten, Paul Podolay, Karsten Hilse und Harald 
Weyel sowie in der 20. Wahlperiode bislang Michael 
Kaufmann.

22	 Vgl. zu diesem für eine Rechtsaußenpartei eher un-
gewöhnlichen Umstand Heinze, Anna-Sophie/Weiss-
kircher, Manès: No Strong Leaders Needed? AfD Party 
Organisation Between Collective Leadership, Internal 
Democracy, and „Movement-Party“ Strategy, in: Poli-
tics and Governance, Jg. 9 (2021), H. 4, S. 263–274.
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rise of populism im Ganzen anwendbar wäre)?23 
Wer jedenfalls die Politberichterstattung der 
Jahre 2017 bis 2019 verfolgt hat, konnte leicht 
zu der Annahme gelangen, eine rechtsnationale 
Revolte stünde absehbar bevor; es bräuchte nur 
die eine große Krise und schon fände man sich 
in einer Lage wieder, in der ein Bundeskanzler 
Gauland seinem Innenminister Höcke Anwei-
sungen zum Schusswaffeneinsatz an der baye-
risch-österreichischen Grenze erteilt.

Krisen gab es seitdem mehr als genug, profitie-
ren aber konnte die AfD von keiner. Schon gar 
nicht von der COVID-19-Pandemie, in der sie im 
Mantel der Freiheitspartei die Querdenker-Be-
wegung hofierte und sich so ein weiteres Mal 
selbst jede Mehrheitsfähigkeit nahm: viel Provo-
kation und Parolengebrüll, doch kaum elektorale 
Rendite.24 Gut möglich natürlich, dass sich das 
in absehbarer Zeit nochmal ändern wird – de-
mokratische Politik ist ein stetes Pendelspiel 
– und die Partei wieder die 15-Prozent-Marke in 
den Umfragen knackt. Urplötzlich verschwinden 
wird sie aller Vermutung nach kaum. (Ganz nach 
dem Nietzschewort, dass, wer mit sich unzu-
frieden ist, „fortwährend bereit [ist], sich dafür 
zu rächen […] und sei es auch nur darin, dass 
wir immer seinen hässlichen Anblick zu ertra-
gen haben.“25) Allein, an ihrer Randposition im 
politischen Gegenwartsgeschäft und der damit 
einhergehenden realpolitischen Ohnmacht än-
dert das wenig. Als ostlastiges Erregungsbaro-
meter mag man ihr durchaus eine gewisse Zu-
kunftstauglichkeit zugestehen (solange sie die 
verfassungsschutzrelevante Radikalisierungs-
schwelle nicht allzu deutlich überschreitet); 

23	 Vgl. dazu die Ausführungen in Bitschnau, Marco: Po-
pulistische Scheinriesen, populistisches Schein-ri-
sing, in: Zeitschrift für Politik, Jg. 69 NF (2022), H. 3, 
S. 287–302. 

24	 Vgl. Lehmann, Pola/Zehnter, Lisa: The Self-Proclai-
med Defender of Freedom: The AfD and the Pan-
demic, in: Government and Opposition (online first), 
30.03.2022, DOI: https://doi.org/10.1017/gov.2022.5.

25	 Nietzsche, Friedrich: Die fröhliche Wissenschaft, 
Chemnitz 1882, S. 208 (Nr. 290: Eins ist Noth).

vom wirklichen Wesenskern parlamentarischer 
Politik, dem Organisieren von Mehrheiten und 
Umsetzen programmatischer Ziele, ist sie aber 
auch nach zehn Jahren noch denkbar weit ent-
fernt.
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P olitischer Erfolg trifft neue 
Parteien meist gnadenlos. 
Früher oder später zwingt 
er sie, zu bestimmen, was 
sie sind und was nicht.1 Da-
für verantwortlich sind Rah-
men- und Entwicklungsbe-
dingungen im politischen 

System, die sich vor allem mit dem ersten 
Parlamentseintritt grundlegend wandeln.2 Ob 

1	 Vgl. Harmel, Robert/Svasand, Lars: Party Leadership 
and Party Institutionalisation: Three Phases of De-
velopement, in: West European Politics, Jg. 16 (1993), 
H. 2, S. 67–88, hier S. 71–73. 

2	 Vgl. etwa Bolleyer, Nicole: The organizational Costs of 
public office, in: Deschouwer, Kris (Hrsg.): New Parties 
in Government. In power for the first time, London 
2008, S. 15–44, hier S. 33. 

ideologische Vielfalt, Basispartizipation oder 
charismatische Gründungsfiguren – was für den 
politischen Aufbruch erfolgreicher Parteineu-
gründungen elementar ist, erweist sich in der 
späteren Entwicklung meist als äußerst hin-
derlich.3 Die ursprüngliche Gründungsidentität 
einer Partei gerät im Zuge ihres politischen 
Aufstiegs so unter Druck, was mitunter heftige 
Konflikte zwischen machtbewussten Führungs-
personen und Parteiströmungen befeuert, die 
wir uns als Wechselspiel von politischer Gärung 
und Klärung vorstellen können. 

3	 Zu typischen Problemen am Beispiel der Piratenpar-
tei vgl. Klecha, Stephan/Hensel, Alexander: Zwischen 
digitalem Aufbruch und analogem Absturz: Die Pira-
tenpartei, Opladen u. a. 2013, S. 162–166. 

Die AfD 
zwischen Gärung 
und Klärung
Zur Entwicklung von 
Strömungen und Strategien 
nach dem Rückzug Jörg 
Meuthens

Alexander Hensel

Hensel, Alexander (2022): 
„Die AfD zwischen Gärung 
und Klärung. Zur Entwick-
lung von Strömungen und 
Strategien nach dem Rück-
zug Jörg Meuthens.“  
In: Demokratie-Dialog 11 
(2022) S. 72–81. 
doi: 10.17875/gup2022-2125



Alexander Hensel  |  Die AfD zwischen Gärung und Klärung

73

Entsprechendes ließ sich in der frühen Entwick-
lung der deutschen Grünen wie unter einem 
Brennglas beobachten: Die 1980 gegründete 
Partei musste sich mehrfach schmerzhaft häu-
ten, bevor sie wurde, was sie ist.4 Früh gelang 
ihr dabei die ideologische Klärung. Die zunächst 
schillernde Anti-Parteien-Partei verortete sich 
rasch klar im linken Lager. Länger gärten in-
des strategische Fragen, die erst mit den Par-
lamentseintritten ihre ganze Sprengkraft entfal-
teten und als „Fundi-Realo-Kontroverse“ in den 
1980er Jahren strömungs- und stilbildend wur-
den.5 Nach einem politisch, personell und orga-
nisatorisch verlustreichen Ringen setzten sich 
Anfang der 1990er Jahre schließlich die Realos 
durch.6 Erst nach einem Jahrzehnt der Gärung 
also klärten sich zentrale Kernfragen und die 
Grünen integrierten sich – letztlich geradezu 
lehrbuchhaft – als „ökologische Reformpartei“ 
ins parlamentarische System der Bundesrepu-
blik.7 

Vor diesem Hintergrund sollen im vorliegenden 
Artikel jüngere Entwicklungen der Alternative 
für Deutschland (AfD) genauer in den Blick ge-
nommen werden; einer Partei, die sich rund 40 
Jahre später im deutschen Parteiensystem zum 

4	 Vgl. Raschke, Joachim: Krise der Grünen. Bilanz und 
Neubeginn, Marburg 1991.

5	 Während die primär parlamentsorientierten Realos 
die Notwendigkeiten politischer Kompromisse und 
Koalitionen früh akzeptierten, präferierten die be-
wegungsorientierten Kräfte eine Fundamentaloppo-
sition und verstanden sich als parlamentarisches 
„Spielbein“ bzw. „Sprachrohr“ außerparlamentari-
scher Bewegungen, vgl. Frankland, Gene E.: The Role 
of the Greens in West Germin Parliamentry Politics, 
1980–89, in: The Review of Politics, Jg. 50 (1988), H. 
1, S.99–121, hier S. 100–102. 

6	 Vgl. Klein, Markus/Falter, Jürgen W.: Der lange Weg 
der Grünen. Eine Partei zwischen Protest und Regie-
rung, München 2003, S. 45–49.

7	 Vgl. Mende, Silke: Von der „Anti-Parteien-Partei“ 
zur „ökologischen Reformpartei“. Die Grünen und 
der Wandel des Politischen, in: Archiv für Sozialge-
schichte, Jg. 52 (2012), S. 273–315, S. 313–315. 

rechts-autoritären Gegenpol der Grünen entwi-
ckelt hat. Hierzu werden vor allem die jüngste 
innerparteiliche Entwicklung der AfD vor und 
nach dem Rückzug ihres langjährigen Bundes-
sprechers Jörg Meuthen sowie neueste strö-
mungstektonische Verschiebungen untersucht, 
die auf dem Bundesparteitag vom 17. bis zum 
19. Juli 2022 in Riesa offenbar wurden. 

Aufstieg und Strömungslehre der AfD

Ähnlich wie die Grünen in den 1980er Jahren war 
auch die AfD schon früh sehr erfolgreich: Nach 
ihrer Gründung 2013 gelang ihr ab 2014 rasch 
und flächendeckend der Sprung in die Parla-
mente.8 Vor allem in den ostdeutschen Bundes-
ländern avancierte sie vielfach zur stärksten Op-
positionskraft. Der Organisationsaufbau der AfD 
verlief vergleichsweise rasant und professionell, 
zugleich wurden hierbei starke basisdemokrati-
sche Elemente integriert. Ideologisch-program-
matisch wandelte sich die liberal-konservative 
eurokritische Sammlungsbewegung schrittweise 
zur rechtspopulistischen Kraft, in der zusehends 
radikale, völkisch-nationalistische und antisys-
temische Positionen an Bedeutung gewannen. 
Ihre unkontrollierte ideologische Gärung brachte 
der AfD auf verschiedenen Ebenen eine Beob-
achtung des Verfassungsschutzes ein, eine ver-
sammlungsdemokratisch eindeutige Klärung der 
Machtverhältnisse zwischen Moderaten und Ra-
dikalen stand bis zuletzt aber weitgehend aus; 
vielmehr versuchte die Partei von ihrem mo-
derat-radikalen Doppelcharakter zu profitieren.9 

8	 Vgl. Decker, Frank: Die Alternative für Deutschland. 
Ein Portrait, in: ders. et al. (Hrsg.): Aufstand der Au-
ßenseiter. Die Herausforderung der europäischen 
Politik durch den neuen Populismus, Baden-Baden 
2022, S. 133–150, hier S. 139.

9	 Vgl. Schroeder, Wolfgang/Weßels, Bernhard: Das Rät-
sel AfD, in: Neue Gesellschaft, Frankfurter Hefte, Jg. 
67 (2020), H. 3, S. 37–42.
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Parallel zur rechtslastigen Gärung entfaltete sich 
mit dem Eintritt in die Landesparlamente ein 
strategischer Konflikt, der als „blaue Fundi-Re-
alo-Kontroverse“10 beschrieben werden kann: In 
der West-AfD entstand und überwog zunächst 
eine ideologisch moderate und parlamentsori-
entierte Position. Selbsternannte „bürgerliche“ 
Kräfte strebten eine harte, aber konstruktive 
und perspektivisch koalitionsbereite Opposition 
an.11 Um für eine liberal-konservative Mitte der 
Gesellschaft attraktiv zu bleiben, forderten sie 
zusehends die Aus- und Abgrenzung von extre-
mistischen Akteuren innerhalb und außerhalb 
der Partei.12 Im Osten dagegen entwickelte die 
AfD eine ideologisch radikalere und bewegungs-
orientierte Position. Angeführt von Mitgliedern 
des „Flügel“-Netzwerks zielte diese auf eine 
fundamentaloppositionelle Protestpolitik, die 
das Parlament intensiv, aber primär als Büh-
ne für öffentliche Provokationen nutzt.13 Analog 
zu ihrem historischen Gegenüber appellierten 
auch die blauen Fundis vehement an die So-

10	 Vgl. Hensel, Alexander: Von der Partei zur Bewegung 
– und wieder zurück? Zur Entwicklung der Alterna-
tiven für Deutschland (AfD) als Parteienbewegung, in: 
Bukow, Sebastian/Jun, Uwe/Siegmund, Jörn (Hrsg.): 
Parteien in Bewegung, Baden-Baden 2021, S. 67–93, 
hier S. 83–78.

11	 Vgl. Hensel, Alexander: Kritik, Kontrolle, Alternati-
ve? Die AfD als parlamentarische Opposition in den 
Landtagen von Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
und Sachsen-Anhalt, in: Bröchler, Stephan/Glaab, 
Manuela/Schöne, Helmar (Hrsg.): Kritik, Kontrolle, Al-
ternative. Was leistet die parlamentarische Oppositi-
on? Wiesbaden 2020, S. 275–300, hier S. 294–296.

12	 Vgl. Decker: AfD-Portrait, S. 147–148; im Detail vgl. 
etwa Hensel, Alexander: AfD Baden-Württemberg: 
Flattern in der Voliere, in: Blog des Göttinger Instituts 
für Demokratieforschung, 13.03.2019, URL: https://
www.demokratie-goettingen.de/blog/afd-baden-wu-
erttemberg-2 [eingesehen am 29.8.2022].

13	 Vgl. Schroeder, Wolfgang/Weßels, Bernhard/Berzel, 
Alexander: Die AfD in den Landtagen. Bipolarität 
als Struktur und Strategie – zwischen Parlaments- 
und „Bewegungs“-Orientierung, in: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen, Jg. 49 (2018), H. 1, S. 91–110, hier  
S. 99–102. 

lidarität mit extremen Aktivisten im Parteivor-
feld, mit deren Hilfe sie die politisch-mediale 
Ausgrenzung der AfD zu kompensieren suchen. 

Die ideologisch-strategische Dualität der AfD 
wirkte ausgehend von den Landtagsfraktionen 
in die teils noch wenig konsolidierten AfD-Lan-
desverbände zurück und befeuerte vielfach 
zähe Strömungsschlachten auf Landesparteita-
gen. Nachdem sich die organisations- und mo-
bilisierungsstarken blauen Fundis im Osten früh 
durchsetzen konnten, fassten sie bald auch im 
Westen Fuß.14 Sie profitierten von der notori-
schen Organisationsschwäche der bürgerlichen 
Kräfte innerhalb der AfD. Ihre – macht- und 
organisationspolitisch oft unerfahrenen – Füh-
rungsfiguren konnten die Volten der virilen Be-
wegungsorientierten selten effektiv einhegen 
und verloren die Kontrolle. Auf diese Weise 
gelang es den blauen Fundis, auch aus ihrer 
Minderheitenposition heraus die mediale Wahr-
nehmung und die oppositionellen Handlungs-
möglichkeiten der AfD zu beeinflussen.15 Kas-
kaden von Skandalen und Konflikten spalteten 
und demobilisierten zudem das bürgerliche 
Lager in der AfD zusehends, deren Funktionä-
re reihenweise verdrängt wurden oder politisch 
ausgezehrt das Handtuch warfen. 

Ideologisch-strategische Konflikte prägten auch 
die AfD im Bund. Deren Protagonisten nutzten 
interne Widersprüche zunächst dazu, dispara-
ten Wählermilieus unterschiedliche politische 
und habituelle Angebote zu unterbreiten.16 In 
den letzten Jahren geriet dieses fragile Konzept 
jedoch unter Druck: Immer offener und lauter 
vorgetragene völkisch-nationalistische, rassis-
tische und antisystemische Forderungen rie-

14	 Vgl. Hensel: Parteienbewegung, S. 85–87. 

15	 Dabei nutzten die bewegungsorientierten Kräfte das 
Format der offenen Mitgliederparteitage, um durch 
die kräftige Mobilisierung ihrer Anhänger die Ergeb-
nisse und mediale Wahrnehmung von AfD-Parteita-
gen zu beeinflussen, vgl. etwa Hensel: Voliere. 

16	 Vgl. Schroeder/Weßels: Rätsel AfD, S. 41–42; Hensel: 
Opposition, S. 277–281. 

https://www.demokratie-goettingen.de/blog/afd-baden-wuerttemberg-2
https://www.demokratie-goettingen.de/blog/afd-baden-wuerttemberg-2
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fen den Verfassungsschutz auf den Plan, was 
insbesondere bürgerliche AfD-Funktionäre und 
Wähler als problematisch wahrnahmen.17 Um 
die Beobachtung durch den Verfassungsschutz 
zu verhindern oder zumindest zu begrenzen, 
entschloss sich der AfD-Bundessprecher Jörg 
Meuthen spät zu einer strategischen Aus- und 
Abgrenzung von rechtsextremen Kräften.18 Die 
hierfür notwendigen Schritte wie Parteiaus-
schlussverfahren polarisierten innerparteilich 
jedoch so stark, dass er an Rückhalt unter 
Funktionären und Verbündeten im Bundesvor-
stand verlor und schließlich resignierte:19 Schon 
Ende 2021 kündigte Meuthen an, nicht wieder 
für das Amt des Bundessprechers zu kandidie-
ren, im Januar 2022 gab er seinen Parteiaustritt 
aus der AfD bekannt, die „nicht mehr auf dem 
Boden der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung“ stehe.20 

AfD-Bundesparteitag in Riesa: 
Vorfeld und Ergebnisse 

Nach diesen Eruptionen war der 13. AfD-Bun-
desparteitag, auf dem der Bundesvorstand tur-
nusmäßig neu gewählt wird, überfällig. Nach 
Meuthens Abgang geriet auch Co-Bundesspre-
cher Tino Chrupalla in Bedrängnis:21 Verbliebe-

17	 Vgl. Decker: AfD-Portrait, S. 145

18	 Vgl. Wehner, Markus: Ende einer Mission, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 29.01.2022, S. 2.

19	 Vgl. Nefzger, Andreas: In der Sinnkrise, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 05.02.2022, S. 4.

20	 O. V.: Meuthen sieht für AfD als „gesamtdeutsche 
Partei“ keine Zukunft, in: Faz.net, 29.01.2022, URL: 
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-
sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zu-
kunft-17764099.html [eingesehen am 01.06.2022]. 

21	 Vgl. folgend Steffen, Tilmann: Partei in der Dauer-
krise, in: Zeit-Online, 17.06.2022, URL: https://www.
zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-partei-
tag-riesa-krise; Joswig, Gareth: Vor dem AfD-Bun-
desparteitag in Riesa: Auf dem rechten Weg, in: taz.
de, 17.6.22, URL: https://taz.de/Vor-dem-AfD-Bun-

ne Meuthen-Anhängerwarfen ihm medienwirk-
sam vor, auf Wähler- und Mitgliederverluste 
keine Antworten zu finden. Auch seine russ-
landfreundliche Position stieß gerade in den 
AfD-Verbänden im Westen auf Kritik. Chrupal-
la reagierte taktisch souverän: Kurz vor Riesa 
lancierte er eine Liste mit Kandidaten für den 
Bundesvorstand, die verschiedene Strömungen 
integrierte. Zu diesem „#TeamZukunft“ gehör-
ten einerseits Angehörige und Sympathisanten 
des 2020 formell aufgelösten völkisch-nationa-
listischen „Flügel“-Netzwerks; andererseits fan-
den sich darin auch Bürgerliche, die sich vom 
Abgrenzungskurs distanzierten und sich für tak-
tische Kooperationen mit dem „Flügel“ geöffnet 
hatten, während Meuthens Anhänger gänzlich 
fehlten.22 So sammelte sich im „#TeamZukunft“ 
bereits vor dem Parteitag die neue Mitte einer 
weiter rechts-verrückten AfD. Die Neuwahlen 
des Bundesvorstands wurden auf diese Wei-
se effektiv orchestriert: Acht von insgesamt 14 
Bundesvorstandsposten wurden mit „#TeamZu-
kunft“-Kandidaten besetzt. Angeführt wird die 
AfD im Bund nun von Chrupalla und Alice Wei-
del, die auch der AfD-Fraktion im Bundestag 
vorsitzen. Weitere acht Posten im Bundesvor-
stand inklusive aller engen Leitungspositionen 
wurden ebenfalls mit Mitgliedern der AfD-Bun-
destagsfraktion besetzt, die damit endgültig 
zum Macht- und Kraftzentrum der AfD-Bun-
despartei avancieren, während der Einfluss von 

desparteitag-in-Riesa/!5861618/; Nefzger, Andreas: 
Wie die AfD um ihren Kurs ringt, in: FAZ.net, 
17.06.2022, URL: https://www.faz.net/aktuell/politik/
inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ih-
ren-kurs-ringt-18107514.html [alle eingesehen am 
22.02.08.2022].

22	 Dies gilt etwa für die AfD-Bundestagsfraktions-
sprecherin Alice Weidel, die ihre fragile Machtbasis 
durch ein taktisches Bündnis mit dem „Flügel“ zu 
kompensieren suchte, vgl. Steffen, Tilman: Wo der 
rechte Flügel weilt, in: Zeit-Online, 13.3.2021, URL: 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/
landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rhein-
land-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen [eingesehen 
am 20.07.2022]. 

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise
https://taz.de/Vor-dem-AfD-Bundesparteitag-in-Riesa/!5861618/
https://taz.de/Vor-dem-AfD-Bundesparteitag-in-Riesa/!5861618/
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
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Landtags- oder Europaparlamentsabgeordneten 
der AfD sinkt.23 

Interessanter jedoch als die strukturellen sind 
die strömungs- und machtpolitischen Entwick-
lungen im fast zu zwei Dritteln neu besetzten 
Bundesvorstand. So zeigt sich, erstens, wie 
marginalisiert Meuthens einst mehrheitsfähiges 
Lager nun ist. Schon die erwähnte forsche At-
tacke seiner verbliebenen Anhänger auf Bun-
dessprecher Chrupalla scheiterte jäh.24 Während 
frühere Protagonisten des bürgerlichen Lagers 
in Riesa nicht einmal mehr kandidierten,25 
misslang es den wenigen neuen Herausforde-
rern deutlich, den vakanten Posten des bürger-
lichen AfD-Sprechers zu erobern.26 Im neuen 
AfD-Bundesvorstand sind moderatere Kräfte 
nun spürbar schwächer als zuvor. Dazu scheint 
auch Meuthens brachial inszenierter Parteiaus-
tritt beigetragen zu haben, der Weggefährten 
brüskierte und über einstige Fronten hinweg zur 
inneren Schließung der Partei beitrug.27 In Rie-
sa zumindest wurde der bislang dienstälteste 
AfD-Bundessprecher einhellig negativ als intri-
gant, egozentrisch und spalterisch beschrieben, 
während seine Gegner sich als Hüter der partei-
lichen Einheit inszenierten.

23	 Im Vergleich mit dem 2019 neu gewählten AfD-Bun-
desvorstand nahm die Zahl der MdB (+4) zu, während 
die der MdL (-1), der MdEP (-2) und Parteifunktionäre 
ohne Mandat (-1) insgesamt merklich abnahm. 

24	 Vgl. Joswig: Rechter Weg.

25	 Dies gilt etwa für die Ex-Bundesvorstandsmitglieder 
Beatrix von Storch, Alexander Wolf und Joachim Paul, 
die Meuthen beim Ausschluss des „Flügel“-Funktio-
närs Andreas Kalbitz unterstützt hatten, vgl. Nefzger, 
Andreas: Die Neuen Tonangeber, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 19.2.2022, S. 4. 

26	 Der AfD-Bundestagsabgeordnete Norbert Kleinwäch-
ter unterlag trotz eloquenter Bewerbungsrede in der 
Wahl zum ersten Bundessprecher Tino Chrupalla mit 
36 zu 53 Prozent. Der AfD-Europaabgeordnete Nico-
laus Fest erzielte in der Wahl zum zweiten Bundes-
sprecher gegen Alice Weidel sogar nur knapp 21 zu 
67 Prozent. 

27	 Vgl. Nefzger: Sinnkrise. 

Zweitens zeigte sich auf dem AfD-Bundespar-
teitag die Stärke der radikalen völkisch-nationa-
listischen Strömung.28 Ihr Anführer Björn Höcke 
kokettierte im Vorfeld abermals medienwirk-
sam mit einer Kandidatur, um den Preis seines 
Nicht-Antritts zu erhöhen. Auf dem Parteitag 
versuchte er mit taktischen Interventionen und 
rhetorischen Kniffen die Versammlung zu len-
ken.29 Neben den eh schon im „#TeamZukunft“ 
berücksichtigten „Flügel“-Anhängern wurden 
drei weitere seiner Aktivisten in den Bundes-
vorstand gewählt. Hierzu zählt auch die bewe-
gungsorientierte AfD-Bundestagsabgeordnete 
Christina Baum, die nicht nur in ihrer eigenen 
Fraktion, sondern auch in ihrem baden-würt-
tembergischen Landesverband enorm umstrit-
ten ist.30 Ebenso wurde auf Drängen des Flügels 
in Riesa eine Satzungsänderung beschlossen, 
die zukünftig die Wahl einer Einer- statt der 
aktuellen Doppelspitze ermöglicht, was als zen-
trale Voraussetzung für eine spätere Übernahme 
der Parteispitze durch Höcke interpretiert wird.31 
Drittens lassen die Wahlergebnisse vermuten, 
dass es dem Bundesvorstand als zentralem 
Führungsgremium der AfD weiter an Rückhalt, 
Geschlossenheit und Effizienz mangeln könn-
te. Zehn der 14 gewählten Vorstandsmitglieder 
konnten nur eine knappe Mehrheit der Dele-

28	 Vgl. ausführlich Joswig, Gareth: Höcke geht aufs Gan-
ze, in: taz.de, 22.06.2022, URL: https://taz.de/Rechts-
extremist-in-der-AfD/!5862822/ [eingesehen am 
29.08.2022].

29	 Indem Höcke sich in Pose, Positionierung und Rhe-
torik gegenüber den anderen Rednern auf dem Par-
teitag klar exponierte, entsprach er genau den zuvor 
geweckten Erwartungen der Medien, die über seine 
machtpolitische Intervention umgehend berichteten, 
vgl. etwa Joswig, Gareth/Orde, Sabine am: Völkische 
auf dem Vormarsch, in: taz.de, 17.06.2022, URL: htt-
ps://taz.de/AfD-Parteitag-in-Riesa/!5861869/ [einge-
sehen am 22.07.2022]. 

30	 Vgl. Joswig: Höcke; Hensel: Parteienbewegung, S. 86. 

31	 Vgl. Nefzger, Andreas: Noch ein Ruck nach rechts, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20.06.2022, S. 2. 

https://taz.de/Rechtsextremist-in-der-AfD/!5862822/
https://taz.de/Rechtsextremist-in-der-AfD/!5862822/
https://taz.de/AfD-Parteitag-in-Riesa/!5861869/
https://taz.de/AfD-Parteitag-in-Riesa/!5861869/
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gierten von sich überzeugen.32 Auch Bundes-
sprecher Chrupalla erhielt nur rund 53 Prozent 
der Delegiertenstimmen – rund zwei Prozent 
weniger als bei seiner letzten Wahl im Jahr 
2019 – und präsentierte sich im Verlauf des 
Parteitags überwiegend schwach und ideenlos.33 
Etwas stärkere Ergebnisse erzielten nur Kandi-
daten, die entweder ohne Konkurrenz antraten, 
oder von ihrer besonderen Popularität inner-
halb der AfD-Bundestagsfraktion profitierten.34 
So erreichte Alice Weidel zwar immerhin rund 
67 Prozent der Delegiertenstimmen, die vor und 
auf dem Parteitag an ihr geübte scharfe Kritik 
– sowie ihre äußerst schroffen Reaktionen – 
verweisen jedoch abermals darauf, dass Weidels 
Stärken eher in der äußeren Repräsentanz als 
in der inneren Führung der Partei liegen.35 Ins-
gesamt verfügt der AfD-Bundesvorstand damit 
weiterhin kaum über Führungsfiguren, die eine 
breite innerparteiliche Unterstützung auf sich 
vereinen und ein stabiles strategisches Zen
trums bilden können.36 

Tücken der neuen Strömungstektonik

Die jüngsten Wahlen des AfD-Bundesvorstands 
markieren durchaus eine Zäsur in der Macht-
tektonik der Bundespartei. Spiegelbildlich zu 
den vergangenen Jahren verlieren die mode-

32	 Sie erzielten dabei Ergebnisse zwischen 53 und 59 
Prozent.

33	 Vgl. Leithäuser, Johannes: Die AfD hat Angst vor sich 
selbst, in: FAZ.net, 18.06.2022, URL: https://www.faz.
net/aktuell/politik/inland/parteitag-in-riesa-die-afd-
hat-angst-vor-sich-selbst-18111631.html [eingesehen 
am 22.07.2022].

34	 So erzielten Maria Harder-Kühnel und Maximilian in 
den Bundesvorstandswahlen ohne Gegenkandidaten 
jeweils knapp 75 Prozent; die AfD-Bundestagsabge-
ordneten Alice Weidel und Stephan Brandner erziel-
ten 67 bzw. 72 Prozent. 

35	 Vgl. Leithäuser: Angst.

36	 Vgl. Schröder/Weßels: Rätsel AfD, S. 40–41. 

rateren Kräfte in der AfD klar ihre versamm-
lungsdemokratische Mehrheitsfähigkeit und ihre 
personellen Vertretungen im Bundesvorstand.37 
In diesem dürften konsequent parlamentsorien-
tierte und auf klare Abgrenzung von Extremis-
ten bedachte Personen nun in der Minderheit 
sein. Demgegenüber nehmen radikale Kräfte 
eine (wenn auch schwache) versammlungsde-
mokratische Mehrheitsposition ein und sind im 
Bundesvorstand stark vertreten.38 Diese gewan-
delte Machttektonik stellt die neue Parteifüh-
rung vor Herausforderungen: Will sie die von 
vielen West-Delegierten kritisierte Fluchtbewe-
gung bürgerlicher Mitglieder stoppen und Wäh-
ler zurückgewinnen,39 muss sie nach der Margi-
nalisierung des Meuthen-Lagers die radikalen 
Kräfte selbst einhegen – und so zum Teil gegen 
ihr eigenes Lager agieren. 

Aus dieser Konstellation erwachsende Konflik-
te traten noch in Riesa zutage: Zunächst ent-
brannte eine heftige Richtungsdebatte zwischen 
Parlaments- und Bewegungsorientierten über 
die Abgrenzung von rechtsextremen Akteuren 
im Parteiumfeld der AfD. Ausgangspunkt bildete 
ein von „Flügel“-Anhängern eingebrachter An-
trag,40 die als rechtsextrem geltende Arbeitneh-
merorganisation „Zentrum Automobil“ (ZA) von 
der AfD-internen Unvereinbarkeitsliste zu strei-

37	 Vgl. Decker: AfD-Portrait, S. 147. 

38	 Vgl. Joswig: Höcke. 

39	 Vgl. Müller, Ann-Kathrin/Weiland, Severin: Chrupal-
la und Weidel führen nach rechts, in: Spiegel-Online, 
19.06.2022, URL: https://www.spiegel.de/politik/deutsch-
land/bundesparteitag-der-afd-in-riesa-chrupalla-und-
weidel-fuehren-nach-rechts-a-b9395722-4faf-44bf-
a7a6-087befe6b7bb [eingesehen am 22.07.2022]. 

40	 O. V.: SN-9 Sachantrag: Landesverband Zentrum Auto-
mobil von Unvereinbarkeitsliste streichen, in: AfD-Bun-
desgeschäftsstelle: Antragsbuch zum Bundesparteitag 
der AfD in Riesa 17. bis 19. Juni 2022, 02.06.22, ano-
nymisierte Version, URL: https://www.afd.de/wp-con-
tent/uploads/sites/111/2022/06/2022-06-02-An-
tragsbuch_Riesa_anonymisiert.pdf [eingesehen am 
30.08.22].

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/parteitag-in-riesa-die-afd-hat-angst-vor-sich-selbst-18111631.html
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chen.41 Der tags zuvor zum ersten Beisitzer ge-
wählte baden-württembergische AfD-Bundes-
tagsabgeordnete Marc Jongen warnte von der 
Warte der „Realpolitik“ aus eindringlich davor, 
sich von einem der NPD nahestehenden, un-
kontrollierbaren und für die politische Schlag-
kraft der AfD irrelevanten „Kleinverein“ abhängig 
zu machen. Der thüringische AfD-Partei- und 
Fraktionsvorsitzende Höcke dagegen forderte in 
bewegungspolitischer Manier, den Verfassungs-
schutz als „Machtinstrument des Parteienkar-
tells“ grundsätzlich abzulehnen und als „letzte 
Opposition“ im Land ausschließlich selbst zu 
bestimmen, von wem man sich abgrenze. Weil 
eine politische Hegemonie stets eine kulturelle 
voraussetze, die auf parlamentarischem Wege 
allein aber nicht zu erreichen sei, müsse man 
sich mit dem Vorfeld aus „freien Medien“, Blog-
gern und Organisationen wie dem ZA solidari-
sieren, so Höcke.42 Dass der Antrag schließlich 
mit rund 60 Prozent der Delegiertenstimmen 
angenommen wurde, zeigt, wie radikalisierungs-
bereit die AfD in der Breite geworden ist.

Wie schwer hingegen ein pragmatischer Kurs 
gegen die radikalen Kräfte durchzusetzen ist, 
zeigte sich auch in der hitzigen Debatte über 
die Resolution „Europa neu denken“ am Ende 
des Parteitags.43 Der von Höcke und anderen 
eingebrachte Antrag erneuerte und erweiterte 
die 2021 knapp beschlossene AfD-Forderung 
nach einem „DEXIT“ und plädierte für eine „ein-

41	 Zum Verhältnis der AfD zum ZA vgl. Steffen, Til-
man: Plötzlich Angst vor rechts, in: Zeit-Online, 
08.03.2022, URL: https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2022-03/afd-gewerkschaft-zentrum-auto-
mobil-alice-weidel-dirk-spaniel [eingesehen am 
25.07.2022].

42	 Wie Antragssteller und Unterstützer des Antrags 
ausführten, soll das ZA als mit der IG-Metall konkur-
rierende Arbeitnehmervertretung der AfD besseren 
Zugang zu den unter Druck geratenen Belegschaften 
des Automobil- und Pflegesektors verschaffen. 

43	 Vgl. o. V.: TO-2 Antrag zur Tagesordnung. Resolution 
„Europa neu denken“, in: AfD-Bundesgeschäftsstelle 
(2022): Antragsbuch, a.a.O., S. 8–13.

vernehmliche Auflösung der EU“ zugunsten ei-
nes Bundes „souveräner und eigenverantwortli-
cher Nationalstaaten“.44 Vor allem westdeutsche 
Delegierte kritisierten die Positionen als poli-
tisch unrealistisch, strategisch destruktiv und 
versuchten die Resolution in die Parteigremien 
zurückzuweisen. Bundessprecherin Weidel be-
kannte sich zwar zur „Grundrichtung des An-
trags“, bemängelte aber fehlende Detailaspekte 
sowie „unspezifische“, „wulstig“ und „unseri-
ös“ wirkende Formulierungen. Erst nach über 
zweistündiger Debatte samt ausgedehnter Ge-
schäftsordnungsschlacht gelang es Parteichef 
Chrupalla nur knapp – und mit symbolischer 
Unterstützung durch sechs neben dem Redner-
pult stehenden Landesvorsitzenden – eine Ab-
stimmung der Resolution zu verhindern, bevor 
der Parteitag sichtlich erschöpft seinen vorzei-
tigen Abbruch beschloss. 

Konturen der Post-Meuthen-AfD

Insgesamt präsentierte sich die AfD auf ihrem 
Parteitag in Riesa sowohl in der Breite als auch 
an ihrer Spitze noch radikaler als zuvor, was 
ihr zumindest in westdeutschen Bundesländern 
mittelfristig elektoral mehr schaden als nüt-
zen und die neue Bundesführung vor Probleme 
stellen dürfte.45 Zugleich könnte die AfD von der 
machtpolitischen Implosion des Meuthen-La-

44	 Angesichts des „Ukraine-Kriegs“ konstatiert der An-
trag das Scheitern des „Universalismus des Westens“ 
und den „Verlust an Wehrhaftigkeit“ und Selbstbe-
hauptungswillen seitens geopolitisch schlafwandeln-
der EU-Eliten. Deren Streben nach „Heterogenisie-
rung der Völker, politischer Korrektheit und eine[r] 
postnationale[n] Grenzenlosigkeit“ führe die „abend-
ländische Identität“ und „Länder Europas in die 
Selbstauflösung“. Daher müsse eine neue europäi-
sche Gemeinschaft gegründet werden, die nationa-
le Interessen und Verfassungen nicht suprastaatlich 
unterordne, sondern „Einheit und Stärke nach außen 
und subsidiäre Vielfalt nach Innen“ vereine. Vgl. o. V., 
TO-2, S. 8–10. 

45	 Vgl. Decker: AfD-Portrait, S. 148–149.
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gers aber auch profitieren, da die vollzogenen 
Klärungsprozesse dazu beitragen könnten, die 
politisch lähmende Lagerkonfrontation der letz-
ten Jahre zu überwinden. Dies bedeutet aller-
dings nicht, dass sich die AfD nach außen hin 
zwangsläufig immer radikaler positionieren und 
präsentieren muss; die fortschreitende ideo-
logische und habituelle Homogenisierung von 
Basis, Funktionären und Führung eröffnet ihr 
vielmehr Möglichkeiten, situationsbedingt zwi-
schen einem moderaten Anpassungs- und ei-
nem radikalen Abgrenzungskurs geschmeidig zu 
changieren, wie es für erfolgreiche Rechtspo-
pulisten in europäischen Nachbarländern schon 
lange üblich ist.46 

Ansätze hierzu ließen sich bereits in Riesa er-
kennen. Nach ihrer Oppositionshaltung während 
der Euro-, Flüchtlings- und Corona-Krisen rich-
tet die AfD ihre populistische Grundkritik nun 
klar auf die Folgen des Russland-Ukraine-Kriegs 
hierzulande. Die neue Parteiführung rechnet in-
folge der Inflation und steigender Energiepreise 
mit dem ökonomischen Abstieg verschiedener 
Bevölkerungsgruppen und setzt auf eine damit 
verbundene „Zuspitzung von Widersprüchen“, 
wie Bundessprecherin Weidel betonte. Ohne 
den Ballast der wirtschaftspolitischen Orthodo-
xie des ordoliberalen Meuthen-Lagers dürfte es 
der AfD leichter fallen, ihre liberale Mittelstands- 
noch stärker mit einer sozialstaatsorientierten 
Sozialpolitik zu verzahnen, ohne sich in ideo-
logischen Grundsatzkonflikten zu verheddern.47 
Parteichef Chrupalla kündigte in Riesa an, mit 
einem freiheitlich-sozialen Kurs sowohl kleine 
Selbstständige und mittelständische Unterneh-
men als auch „sozial Schwache“ und armutsbe-

46	 Vgl. Dézé, Alexandre: Between adaption, differentiati-
on and distinction. Extreme right-wing parties within 
democratic political systems, in: Eatwell, Roger/Mud-
de, Cas (Hrsg.): Western Democracies and the New 
Extreme Right Challange, London 2004, S. 19–40, hier 
S. 20–22.

47	 Vgl. Middelhoff, Paul: Der Parteichef kündigt seinen 
Rückzug an. Was wird ohne Jörg Meuthen aus der 
AfD?, in: DIE ZEIT, H. 42/2021, S. 10. 

drohte Rentner anzusprechen zu wollen, womit 
sich die AfD politisch noch deutlicher in die 
Riege europäischer Rechtspopulisten einord-
net.48 Ihre inhaltliche Neuaufstellung als „letzte 
Opposition“ und „einzige Alternative“ zu den 
von ihr gescholtenen „Altparteien“, wie auf dem 
Parteitag vielfach zu hören war, verschränkt die 
AfD vor allem im Osten mit der Strategie, als 
Repräsentantin und Motor aufkommender So-
zialproteste gegen steigende Energie- und Le-
benshaltungskosten zu wirken.49Auch könnte 
die Homogenisierung der AfD mittelfristig dabei 
helfen, ihren strategischen Dualismus zwischen 
Parlaments- und Bewegungsorientierung zu 
überwinden, oder zumindest auf Eis zu legen. 
Voraussetzung hierfür ist nach der in den letzten 
Jahren zu beobachtenden Radikalisierung vieler 
Moderater, die nun auch in Riesa zu beobacht-
ende strategische Mäßigung einiger Radikaler, 
die den Modus der schrillen Fundamentalkri-
tik zu überwinden versuchen.50 Hierfür plädier-
te etwa der zum „Flügel“-Netzwerk zählende 
AfD-EU-Parlamentarier Maximilian Krah. Vor 
seiner Wahl zum Beisitzer im Bundesvorstand 
warb er mit Verweis auf seine Erfahrungen im 
Dresdener Oberbürgermeister-Wahlkampf of-
fensiv dafür, dezidiert positive Visionen für ein 
auf „Verwurzelung, Heimat und Identität“ beru-
hendes gutes Leben in einem „friedlichen und 
wohlhabenden Land“ zu entwickeln. Auch die 
neue Parteiführung verwies auf die Wichtigkeit 
„alternativer“ Visionen und eines konstruktiven 
Stils und Auftretens der Partei.51 

48	 Vgl. Decker: AfD-Portrait, S. 141–143, S. 148. 

49	 Vgl. Hensel, Alexander: AfD: „Wie mit einem 12er-
Dübel in Beton“, in: Blog des Göttinger Instituts für 
Demokratieforschung, 02.09.2022, URL: https://www.
demokratie-goettingen.de/blog/lpt22-afd-sachsen-
anhalt [eingesehen am 29.09.2022].

50	 Selbst Björn Höcke präsentierte die kontroverse Eu-
ropa-Resolution als Ansatz, die bloße Kritik an der 
EU zugunsten einer positiven Vision zu überwinden. 

51	 Leithäuser, Johannes: Ruhe ist die erste AfD-Pflicht, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20.6.22, S. 1.

https://www.demokratie-goettingen.de/blog/lpt22-afd-sachsen-anhalt
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Auch wenn es in der AfD noch weiter gären 
wird, zeichnen sich knapp zehn Jahre nach ihrer 
Gründung auch Klärungen ab: Anders als die 
Grünen der 1980er Jahre, die sich von ihren 
radikalen Positionen, Posen und Strategien im 
Laufe ihrer Parlamentarisierung mühsam, aber 
konsequent distanzierten, wird sich die AfD als 
rechtspopulistische Oppositionspartei kaum 
substanziell entradikalisieren. Dennoch entwi-
ckelt sie durchaus die Grundlagen für eine situ-
ativ-strategische Mäßigung, die ihr zu erfolgrei-
chen Neupositionierungen verhelfen kann. Auch 
wenn eine solche Entwicklung den politikwis-
senschaftlichen Lehrbüchern zur parlamenta-
rischen Demokratie wohl weniger entspricht, 
könnte sich die AfD auf diese Weise weiter ins 
deutsche Parteiensystem integrieren. 

Literatur:
AfD-Bundesgeschäftsstelle: Antragsbuch zum Bundespar-
teitag der AfD in Riesa 17. bis 19. Juni 2022, 02.06.2022, 
anonymisierte Version, URL: https://www.afd.de/wp-cont-
ent/uploads/sites/111/2022/06/2022-06-02-Antragsbuch_
Riesa_anonymisiert.pdf [eingesehen am 30.08.22].
Bolleyer, Nicole: The organizational Costs of public office, 
in: Deschouwer, Kris (Hrsg.): New Parties in Government. In 
power for the first time, London 2008, S. 15–44. 
Decker, Frank: Die Alternative für Deutschland. Ein Portrait, 
in: ders./Henningsen, Bernd/Lewandoswky, Marcel/Adorf, 
Philipp (Hrsg.): Aufstand der Außenseiter. Die Herausforde-
rung der europäischen Politik durch den neuen Populis-
mus, Baden-Baden 2022, S. 133–150.
Dézé, Alexandre: Between adaption, differentiation and 
distinction. Extreme right-wing parties within democratic 
political systems, in: Eatwell, Roger/Mudde, Cas (Hrsg.): 
Western Democracies and the New Extreme Right Challan-
ge, London 2004, S. 19–40.
Frankland, Gene E.: The Role of the Greens in West German 
Parliamentry Politics, 1980–89, in: The Review of Politics, 
Jg. 50 (1988), H. 1, S.99–121. 
Harmel, Robert/Svasand, Lars: Party Leadership and Party 
Institutionalisation: Three Phases of Developement, in: 
West European Politics, Jg. 16 (1993), H. 2, S. 67–88. 
Hensel, Alexander: AfD: „Wie mit einem 12er-Dübel in 
Beton“, in: Blog des Göttinger Instituts für Demokratiefor-
schung, 02.09.2022, URL: https://www.demokratie-goet-
tingen.de/blog/lpt22-afd-sachsen-anhalt [eingesehen am 
29.09.2022].
Hensel, Alexander: Von der Partei zur Bewegung – und 
wieder zurück? Zur Entwicklung der Alternativen für 
Deutschland (AfD) als Parteienbewegung, in: Bukow, Sebas-
tian/Jun, Uwe/Siegmund, Jörn (Hrsg.): Parteien in Bewe-
gung, Baden-Baden 2021, S. 67–93.
Hensel, Alexander: Kritik, Kontrolle, Alternative? Die AfD als 
parlamentarische Opposition in den Landtagen von Ba-
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt, in: 
Bröchler, Stephan/Glaab, Manuela/Schöne, Helmar (Hrsg.): 
Kritik, Kontrolle, Alternative. Was leistet die parlamentari-
sche Opposition? Wiesbaden 2020, S. 275–300.
Hensel, Alexander: AfD Baden-Württemberg: Flattern in der 
Voliere, in: Blog des Göttinger Instituts für Demokratiefor-
schung, 13.03.2019, URL: https://www.demokratie-goettin-
gen.de/blog/afd-baden-wuerttemberg-2 [eingesehen am 
29.8.2022].
Joswig, Gareth: Vor dem AfD-Bundesparteitag in Riesa: Auf 
dem rechten Weg, in: taz.de, 17.6.22, URL: https://taz.de/
Vor-dem-AfD-Bundesparteitag-in-Riesa/!5861618/ [einge-
sehen am 01.07.2022].
Joswig, Gareth: Höcke geht aufs Ganze, in: taz.
de, 22.06.2022, URL: https://taz.de/Rechtsextre-
mist-in-der-AfD/!5862822/ [eingesehen am 29.08.2022].
Joswig, Gareth/Orde, Sabine am: Völkische auf dem Vor-
marsch, in: taz.de, 17.06.2022, URL: https://taz.de/AfD-Par-
teitag-in-Riesa/!5861869/ [eingesehen am 22.07.2022]. 
Klecha, Stephan/Hensel, Alexander: Zwischen digitalem 
Aufbruch und analogem Absturz: Die Piratenpartei, Opla-
den u. a. 2013. 
Klein, Markus/Falter, Jürgen W.: Der lange Weg der Grünen. 
Eine Partei zwischen Protest und Regierung, München 
2003.

https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2022/06/2022-06-02-Antragsbuch_Riesa_anonymisiert.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2022/06/2022-06-02-Antragsbuch_Riesa_anonymisiert.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2022/06/2022-06-02-Antragsbuch_Riesa_anonymisiert.pdf
https://www.demokratie-goettingen.de/blog/lpt22-afd-sachsen-anhalt
https://www.demokratie-goettingen.de/blog/lpt22-afd-sachsen-anhalt
https://www.demokratie-goettingen.de/blog/afd-baden-wuerttemberg-2
https://www.demokratie-goettingen.de/blog/afd-baden-wuerttemberg-2
https://taz.de/Vor-dem-AfD-Bundesparteitag-in-Riesa/!5861618/
https://taz.de/Vor-dem-AfD-Bundesparteitag-in-Riesa/!5861618/
https://taz.de/Rechtsextremist-in-der-AfD/!5862822/
https://taz.de/Rechtsextremist-in-der-AfD/!5862822/
https://taz.de/AfD-Parteitag-in-Riesa/!5861869/
https://taz.de/AfD-Parteitag-in-Riesa/!5861869/


Alexander Hensel  |  Die AfD zwischen Gärung und Klärung

81

Leithäuser, Johannes: Die AfD hat Angst vor sich selbst, in: 
FAZ.net, 18.06.2022, URL: https://www.faz.net/aktuell/politik/
inland/parteitag-in-riesa-die-afd-hat-angst-vor-sich-
selbst-18111631.html [eingesehen am 22.07.2022].
Mende, Silke: Von der „Anti-Parteien-Partei“ zur „ökolo-
gischen Reformpartei“. Die Grünen und der Wandel des 
Politischen, in. Archiv für Sozialgeschichte, Jg. 52 (2012), S. 
273–315.
Middelhoff, Paul: Der Parteichef kündigt seinen Rückzug an. 
Was wird ohne Jörg Meuthen aus der AfD?, in: DIE ZEIT, H. 
42/2021, S. 10. 
Müller, Ann-Kathrin/Weiland, Severin: Chrupalla und Weidel 
führen nach rechts, in: Spiegel-Online, 19.06.2022, URL: 
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundespar-
teitag-der-afd-in-riesa-chrupalla-und-weidel-fuehren-
nach-rechts-a-b9395722-4faf-44bf-a7a6-087befe6b7bb 
[eingesehen am 22.07.2022]. 
Nefzger, Andreas: Noch ein Ruck nach rechts, in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 20.06.2022, S. 2. 
Nefzger, Andreas: Wie die AfD um ihren Kurs ringt, in: FAZ.
net, 17.06.2022, URL: https://www.faz.net/aktuell/politik/in-
land/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-
ringt-18107514.html [eingesehen am 02.08.2022].
Nefzger, Andreas: Die Neuen Tonangeber, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 19.2.2022, S. 4. 
Nefzger, Andreas: In der Sinnkrise, in: Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung, 05.02.2022, S. 4.
O. V.: Meuthen sieht für AfD als „gesamtdeutsche Partei“ 
keine Zukunft, in: Faz.net, 29.01.2022, URL: https://www.faz.
net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-ge-
samtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html [einge-
sehen am 01.06.2022]. 
Raschke, Joachim: Krise der Grünen. Bilanz und Neubeginn, 
Marburg 1991.
Schroeder, Wolfgang; Weßels, Bernhard: Das Rätsel AfD, in: 
Neue Gesellschaft, Frankfurter Hefte, Jg. 67 (2020), H. 3, S. 
37–42.
Schroeder, Wolfgang/Weßels, Bernhard/Berzel, Alexander: 
Die AfD in den Landtagen. Bipolarität als Struktur und 
Strategie – zwischen Parlaments- und „Bewegungs“-Orien-
tierung, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Jg. 49 (2018), 
H. 1, S. 91–110.
Steffen, Tilmann: Partei in der Dauerkrise, in: Zeit-On-
line, 17.06.2022, URL: https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise [eingesehen am 
20.06.2022].
Steffen, Tilman: Wo der rechte Flügel weilt, in: Zeit-On-
line, 13.3.2021, URL: https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttem-
berg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen 
[eingesehen am 20.07.2022]. 
Steffen, Tilman: Plötzlich Angst vor rechts, in: Zeit-Online, 
08.03.2022, URL: https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2022-03/afd-gewerkschaft-zentrum-automo-
bil-alice-weidel-dirk-spaniel [eingesehen am 25.07.2022].
Wehner, Markus: Ende einer Mission, Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung, 29.01.22, S. 2.

Alexander Hensel, geb. 1983, ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Göttinger Institut für Demokratieforschung. Er 
forscht seit einigen Jahren zur Parteien- und Parlaments
entwicklung der AfD.

https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/parteitag-in-riesa-die-afd-hat-angst-vor-sich-selbst-18111631.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/parteitag-in-riesa-die-afd-hat-angst-vor-sich-selbst-18111631.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/parteitag-in-riesa-die-afd-hat-angst-vor-sich-selbst-18111631.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesparteitag-der-afd-in-riesa-chrupalla-und-weidel-fuehren-nach-rechts-a-b9395722-4faf-44bf-a7a6-087befe6b7bb
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesparteitag-der-afd-in-riesa-chrupalla-und-weidel-fuehren-nach-rechts-a-b9395722-4faf-44bf-a7a6-087befe6b7bb
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesparteitag-der-afd-in-riesa-chrupalla-und-weidel-fuehren-nach-rechts-a-b9395722-4faf-44bf-a7a6-087befe6b7bb
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/wie-die-afd-beim-parteitag-in-riesa-um-ihren-kurs-ringt-18107514.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/meuthen-sieht-fuer-afd-als-gesamtdeutsche-partei-keine-zukunft-17764099.html
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-06/afd-parteitag-riesa-krise
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-03/landtagswahlen-afd-baden-wuerttemberg-rheinland-pfalz-alice-weidel-joerg-meuthen
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-03/afd-gewerkschaft-zentrum-automobil-alice-weidel-dirk-spaniel
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-03/afd-gewerkschaft-zentrum-automobil-alice-weidel-dirk-spaniel
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-03/afd-gewerkschaft-zentrum-automobil-alice-weidel-dirk-spaniel


82

Wo sind all 
die Rechten in 
Niedersachsen 
hin?

Simon T. Franzmann / Joschua Helmer

Franzmann, Simon T. / 
Helmer, Joschua (2022): 
„Wo sind all die Rechten 
in Nedersachsen hin?“ In: 
Demokratie-Dialog 11 (2022) 
S. 82–93. 
doi: 10.17875/gup2022-2126

I m Niedersächsischen Demokratie-Mo-
nitor (NDM) 2021 offenbarte sich, dass 
die niedersächsische Bevölkerung sich 
auf dem Links-Rechts-Spektrum mehr-
heitlich in der exakten Mitte einsortiert 
– ganze 53 Prozent der Befragten tun 
dies.1 Diese scheinbare Mitteausrichtung 
finden wir in fast allen Bundesländern, 

aber nicht in diesem hohen Ausmaß. Neben 

1	 Schenke, Julian et al: Niedersächsischer Demokra-
tie-Monitor 2021. Politische Einstellungen in Nieder-
sachsen während der Corona-Pandemie, Göttingen 
2021, hier: S.36–40. Online verfügbar unter: https://
doi.org/10.17875/gup2021-1817. Befragt wurden 1001 
Personen mit Wohnort Niedersachsen per Telefon-
interview im Zeitraum 30.04.2021 bis 13.06.2021. Die 
Befragten sollten sich auf einer Skala von 1 (links) 
bis 11 (rechts) selbst einstufen. Die obige Abbildung 1 
fasst jeweils mehrere Antwortkategorien zusammen: 

dieser starken Orientierung zur Mitte fällt auf, 
dass die Befragten sich nur ganz selten rechts 
der Mitte verorten. Wie Abbildung 1 zeigt, stu-
fen sich die Befragten „eher links“ oder „sehr 
links“ ein als „eher rechts“ – und schon gar 
nicht „sehr rechts“. Gibt es also aktuell kaum 
noch Personen rechts der Mitte in Niedersach-
sen? Und wenn sich alle Personen in der politi-
schen Mitte gruppieren, gibt es dann überhaupt 
noch Extreme? 

1 und 2: sehr links; 3, 4 und 5: eher links; 6: mitte; 7, 
8 und 9: eher rechts; 10 und 11: sehr rechts. 

https://doi.org/10.17875/gup2021-1817
https://doi.org/10.17875/gup2021-1817
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Drei Thesen: Transformation, 
Irrelevanz, Kontamination 

Die Forschung der vergangenen Jahrzehnte hat 
gezeigt, dass Links-Rechts als ein sogenanntes 
Super-Issue – ein Super-Thema, das die ideolo-
gischen Positionen der jeweiligen Lager bündelt 
– aufgefasst werden kann. Es fungiert dann als 
generalisiertes Kommunikationsmedium, das 
Verständigung untereinander ermöglicht, ohne 
dass alle Beteiligten die exakt gleiche Vorstel-
lung teilen.2 Als „rechts“ gilt dabei zeitunabhän-
gig das Streben oder die Rechtfertigung von 
Ungleichheit, während „links“ das Streben nach 
mehr Gleichheit repräsentiert.3 Zur Blütezeit des 
Industriezeitalters, als sich in den westlichen 
Demokratien das Parteiensystem ausbildete, 
war dies in der Bevölkerung weitgehend gleich-
bedeutend mit ökonomischer (Un-)Gleichheit.

2	 Fuchs, Dieter/Klingemann, Hans-Dieter: The Left-
Right Schema, in: Kent Jennings, Myrton/Deth, Jan 
van (Hrsg.): Continuities in Political Action. A longitu-
dinal Study of Political Orientation in Three Western 
Democracies, Berlin 1990, S. 203–234.

3	 Bobbio, Noberto: Rechts und Links. Gründe und Be-
deutungen einer politischen Unterscheidung, Berlin 
1994.

Aus politikwissenschaftlicher Sicht gibt es meh-
rere potenzielle Erklärungen für die eingangs 
geschilderte Beobachtung der zunehmenden 
Mitteausrichtung auf der Links-Rechts-Skala. 
Wir möchten hier drei Thesen kurz diskutie-
ren: (1) die Transformationsthese, (2) die Irre-
levanzthese und (3) die Kontaminationsthese.4 

Die (1) Transformationsthese besagt, dass sich 
die Bedeutung der Kategorien Links und Rechts 
wandelt. Es wird demnach argumentiert, dass 
nicht mehr primär ökonomische Themen die 
Wählerschaft in Links oder Rechts untertei-
len, stattdessen werden gesellschaftspolitische 
Themen relevanter.5 Das Verhältnis von den 
individuellen politischen Einstellungen und ei-
ner Selbsteinschätzung als links oder rechts 
verändert bzw. erweitert sich also. In diesem 
Anpassungsprozess könnte eine Verschiebung 
der Selbstverortung von rechts zur Mitte eine 
vorübergehende Erscheinung sein, die für den 
Moment einen Ankerpunkt darstellt. Damit fällt 
die Selbsteinschätzung im politischen Raum 
schwerer, als es durch die bekannte ökonomi-
sche Unterteilung üblich war.

4	 In ähnlicher Weise schon bei Inglehart diskutiert. Dort 
ging es um die Frage, ob das Aufkommen so ge-
nannter post-materieller, emanzipatorischer Werte 
nicht nur die Auseinandersetzung über die Ausge-
staltung des Sozialstaates und des Wirtschaftssys-
tems ablöste, sondern die alte Links-Rechts-Be-
grifflichkeit komplett zum Verschwinden bringt. Vgl.: 
Inglehart, Ronald: The Silent Revolution: Changing 
Values and Political Styles among Western Publics. 
Princeton 1977.

5	 Die Transformationsthese wurde früh von verschie-
denen Forschern in verschiedenen Varianten diag-
nostiziert, am bekanntesten ist wohl das Erklärungs-
modell nach Kitschelt, Herbert: The Transformation of 
Social Democracy, Cambridge 1994. Vgl. auch Franz-
mann, Simon T.: Extra-Parliamentary Opposition wit-
hin a Transforming Political Space: The AfD and FDP 
under Merkel III between 2013 and 2017, in: German 
Politics, Jg. 28 (2019), H. 3, S. 332–349; sowie Franz-
mann, Simon T./Giebler, Heiko/Poguntke, Thomas: It’s 
no longer the economy, stupid! Issue Yield at the 
2017 German federal election, in: West European Po-
litics, Jg. 43 (2020), H. 3, S. 610–638.

Abbildung 1: Politische Selbsteinschätzung der Befragten 
im Niedersächsischen Demokratie-Monitor 2021, S.37. 
Häufigkeit der Antworten in Prozent der Befragten. 
Aggregierte Auswertung einer 11-stufigen Skala: (1-2 „sehr 
links“, 3-5 „eher links“, 6 „mitte“, 7-9 „eher rechts“, 10-11 
„sehr rechts“). 965 Befragte, repräsentativ gewichtet
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Verwandt mit der Transformationsthese ist 
die (2) Irrelevanzthese. Sie besagt, dass die 
Selbsteinschätzung als links oder rechts an Be-
deutung verliert und weniger wichtig für die 
individuelle Positionierung zu politischen Sach-
fragen wird. Demnach hätte die Frage nach der 
Links-Rechts-Selbsteinstufung keine große Aus-
sagekraft mehr, obwohl die Bevölkerung recht 
gut in der Lage sei, mit dieser klassischen Un-
terscheidung zu arbeiten, beispielsweise bei der 
Einschätzung der politischen Parteien. Folglich 
hätten wir es also mit einem Bedeutungsverlust 
der Kategorien links und rechts zu tun, ohne 
einen nennenswerten Einfluss auf die Vertei-
lung politischer Positionen in der Bevölkerung. 
Die Rechten wären damit nicht verschwunden, 
sondern finden sich in der Kategorie Rechts 
nicht mehr wieder. Politische Gegensätze wür-
den dieser These nach nun durch andere Ge-
gensatzpaare wie libertär versus autoritär oder 
universalistisch versus partikularistisch ersetzt. 

Die (3) Kontaminationsthese postuliert, dass 
sich durch die nationalsozialistische Vergan-
genheit Deutschlands ein Widerwille gegenüber 
der Selbstbezeichnung als politisch rechts eta-
bliert hat. Verstärkt werde dieser Effekt durch 
die jüngsten rechtsradikalen Anschläge in Wolf-
hagen, Hanau und Halle. „Rechts“ würde implizit 
mit „Rechtsradikal“ gleichgesetzt.6 Konservative, 
die traditionell das Mitte-Rechts-Lager kon-
stituieren, verorten sich dieser These zufolge 
lieber als „Mitte“ denn in einem politischen 
Spektrum, das für sie mir ihren Gewalttaten in-
akzeptabel ist. Das Aufkommen der AfD könnte 
diesen Effekt noch verstärkt haben. Ungeachtet 
der ideologischen Nähe zwischen Konservativen 
und der Rechtsaußenpartei steht die radikale 
Anti-Establishment-Ausrichtung der Rechts-

6	 Vgl. Pickard, Harry/Ethyvoulou, Georgios/Bove, Voin-
cenzo: What’s left after right-wing extremism?, in: 
The effects on political orientation, European Jour-
nal of Political Research, Online First (2022). Doi: 
10.1111/1475-6765.12538, URL: https://ejpr.onlinelibrary.
wiley.com/doi/full/10.1111/1475-6765.12538 [eingesehen 
am 31.08.2022]. 

populist*innen in ihrer Ablehnung progressiver 
und gesellschaftlich (links-)liberaler Politikkon-
zepte dem moderaten Konservatismus diamet-
ral gegenüber. Für solche traditionellen Konser-
vativen ist „rechts“ damit kontaminiert.

Parteipolarisierende Themen

Der NDM 2021 offenbart, dass ökonomische 
Themen die Bevölkerung derzeit nicht spalten: 
Eine sehr große Mehrheit befürwortet Umver-
teilung zur Angleichung der Einkommen – mit 
Ausnahme von Personen, die der FDP zuneigen. 
Ungeachtet dessen finden wir Themen, die er-
klären können, warum sich die Befragten nicht 
in der Mitte verorten: Auf der Linken ist dies die 
Befürwortung von Klimaschutzmaßnahmen ggf. 
auch auf Kosten des Wirtschaftswachstums; hier 
lebt das „alte“, ökonomische Links-Rechts-Ver-
hältnis zumindest noch ein wenig weiter. Auf 
der Rechten ist zentrales Distinktionsmerkmal 
hingegen die Ablehnung der Aussage, dass die 
Europäische Einigung weiter vertieft werden 
sollte.7

Die Prägekraft einzelner Themen für den po-
litischen Wettbewerb reicht dementsprechend 
tiefer, als die Mitte-Orientierung der nieder-
sächsischen Bevölkerung suggeriert. Um diese 
Dynamiken zu untersuchen, haben wir nach 
dem Vertrauen zu den im Bundes- und Land-
tag vertretenen Parteien gefragt. Diese Vertrau-
ensfrage ist für Fragestellungen informativer 
als zum Beispiel die berühmte „Sonntagsfrage“ 
danach, wen die Befragten bei einer hypothe-
tischen Wahl am kommenden Sonntag wählen 
würden. Bei dieser Sonntagsfrage äußern sich 
einerseits häufig tagespolitische Stimmungen, 
andererseits wird die Präferenz für radikale-
re Parteien seltener geäußert. Wir haben das 
Vertrauen in die Parteien mit der Zustimmung 
zu fünf konkreten Sachfragen statistisch kor-

7	 Vgl. Schenke et al.: Niedersächsischer Demokratie- 
Monitor 2021, S. 38.

https://ejpr.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/1475-6765.12538
https://ejpr.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/1475-6765.12538
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reliert, das heißt wir haben ihren inhaltlichen 
Zusammenhang analysiert.8 Aus dem Abstand 
dieser Zusammenhangswerte zu den einzelnen 
Parteien konnten wir dann ermitteln, welche 
Themen die Bevölkerung tatsächlich parteipo-
litisch spalten. Dahinter steckt die Annahme, 
dass die Befragten insbesondere den parteipo-

8	 Die statistischen Maße für diesen Zusammenhang 
werden Korrelationskoeffizienten genannt. Diese zei-
gen an, ob und wie zwei Einstellungen gemeinsam 
bei durchschnittlichen Befragten beobachtet werden 
können. Je stärker bei den Befragten das Vertrau-
en in eine Partei mit einer Zustimmung zu einer 
Sachfrage einhergeht, desto stärker nähert sich der 
entsprechende Koeffizient dem Wert 1 an. Je stärker 
das Vertrauen in eine Partei mit einer Ablehnung zu 
einer Sachfrage einhergeht, desto stärker nähert sich 
der entsprechende Koeffizient dem Wert -1 an. Falls 
es keinen systematischen linearen Zusammenhang 
zwischen den beiden Einstellungen gibt, liegt der 
Koeffizient nahe der 0. Je stärker sich nun die Koef-
fizienten zu einer Sachfrage zwischen den Parteien 
unterscheiden, desto eher können wir von einem po-
larisierenden Thema sprechen. 

litischen Akteuren vertrauen bzw. misstrauen, 
die die Position der Befragten vertreten bzw. 
ablehnen. Somit können wir indirekt ableiten, 
welche Themen die Wählerschaft spalten.9 Die 
fünf Themen, die wir betrachten, sind: (1) Asyl-
politik; (2) Europa; (3) Klimaschutz wichtiger als 
Wirtschaftswachstum; (4) Umverteilung von Ein-
kommen; (5) Gleichgeschlechtliche Eltern. 

Auch hier weicht das Ergebnis in Teilen von 
der suggerierten Links-Rechts-Einstufung ab: 
Wir sehen vor allem eine parteipolitische Po-
larisierung zwischen den Grünen und der AfD. 
Zentrales Unterscheidungsthema ist die Auf-

9	 Im Idealfall hätten wir noch auf die Frage „Und wel-
cher Partei trauen Sie am ehesten zu, in diesem 
Politikfeld in Ihrem Sinne zu handeln?“ zurückgreifen 
können, um unser Vorgehen und Interpretation ganz 
absichern zu können. Weiter unten können wir bei 
den Einstellungen zur Akzeptanz einzelner Teilaspek-
te der Demokratie dies indirekt leisten, indem wir 
vergleichbare Muster sowohl auf individueller Ebene 
als auch auf Ebene der Parteipolarisierung finden.

Abbildung 2: Parteipolarisierende Themen in der niedersächsischen Bevölkerung. Gezeigt wird die Stärke der 
Polarisierung zwischen den Sympathisant*innen verschiedener Parteien zum jeweiligen Thema, berechnet aus dem 
Abstand der jeweils höchsten und niedrigsten Korrelation zwischen dem Vertrauen zu einer Partei und der Einstellung 
zu einer Sachfrage. Bei einem Maximalwert von 2 stünden sich die Sympathisant*innen von mindestens zwei Parteien 
diametral bei 1 und -1 gegenüber, bei einem Minimalwert von 0 wäre der Zusammenhang zwischen der Einstellung 
zu der Sachfrage und dem Vertrauen in eine Partei für alle Parteien gleich. An den Seiten sind die jeweiligen Parteien 
angegeben, für die eine höhere Vertrauensbekundung am stärksten mit einer Zustimmung zur bzw. Ablehnung 
der jeweiligen Sachfrage einhergeht. Berechnung auf Grundlage des Niedersächsischen Demokratie-Monitors 2021, 
Frageformulierungen im Anhang.
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nahme von Geflüchteten: Die Befragten mit ei-
nem hohen Vertrauen zu den Grünen lehnen 
die Aussage „Wir haben genug Geflüchtete in 
Deutschland“ entschieden ab; bei den Sympa-
thisant*innen der AfD ist das in der Tendenz 
umgekehrt, wenngleich nicht ganz so stark aus-
geprägt. Das gleiche Muster, allerdings auf nied-
rigerem Niveau, gilt für die Frage einer Vertie-
fung der Europäischen Integration. Spaltender 
ist das Klimathema. Die Grünen vertreten hier 
wieder einen Pol, während nicht nur die AfD, 
sondern auch die FDP den Gegenpol als markt-
wirtschaftlich orientierte Partei bilden. Bei der 
Frage der Einkommensumverteilung stehen sich 
schließlich wenig überraschend die Linke und 
die FDP gegenüber. 

Während also die Selbsteinschätzung als rechts 
unter den Befragten selten ist, hängen die in-
haltlichen Positionen der Befragten doch zum 
Teil sehr eng mit dem Vertrauen für rechte 
Parteien zusammen – sowohl in wirtschafts-
politischer als auch in gesellschaftspolitischer 
Hinsicht. Die Kategorien Rechts und Links 
strukturieren also nach wie vor den politischen 
Wettbewerb zwischen den niedersächsischen 
Parteien und werden von den Befragten auch 
mit entsprechenden inhaltlichen Positionen 
verknüpft.

Die nahezu einhellige Akzeptanz von gleichen 
Elternrechten für heterosexuelle wie homose-
xuelle Elternpaare (86,3 Prozent der Befragten 
stimmen eher oder voll und ganz zu) verdeut-
licht in der historischen Perspektive jedoch den 
Wandel von Einstellungen zu ehemals gefestig-
ten rechten Positionen. Dies spricht sehr dafür, 
dass „Rechts“ nicht an Bedeutung verliert, aber 
aktuell einem Wandlungsprozess unterzogen ist 
und hier die Transformationsthese greift. Heute 
sind es die AfD und ihre Sympathisant*innen, 
die den rechten Pol des politischen Kontinuums 
besetzen. Die Sympathisant*innen der CDU, die 
hier ehemals die Platzhalterin war, haben hin-
gegen keine eindeutige Affinität zu diesen Po-
sitionen.

In der Mitte versteckt? Konservative 
Ordnung und rechter Populismus

Um uns dieser Frage anzunähern, versuchen 
wir die empirische Differenzierung des rech-
ten Spektrums in der niedersächsischen Be-
völkerung nachzuweisen. Ein weiterer Befund 
des NDM 2021 war, dass die Selbsteinstufung 
als Mitte oft mit einer Befürwortung von star-
ker Führung und hartem Vorgehen gegen Un-
ruhestiftende einherging. Das sind Positionen, 
die politikwissenschaftlich als konservativ ein-
gestuft werden. Insbesondere die Befürwortung 
von Führung wird häufig als autoritäre Tendenz 
interpretiert, die auch Bestandteil rechtspopu-
listischer Überzeugungen ist. Für eine geschlos-
sen rechtspopulistische Einstellung bedarf es 
zudem zwingend einer Ablehnung der pluralis-
tischen Gesellschaft und einer grundsätzlichen 
Opposition zu den politischen Eliten sämt-
licher etablierter Parteien. Das populistische 
Weltbild, wie es derzeit durch die AfD vertre-
ten wird, spaltet die politische Gemeinschaft in 
vermeintlich korrupte Eliten einerseits und ein 
unterdrücktes Volk andererseits. Populistische 
Parteien wähnen sich als Vertretung eines ein-
heitlichen, homogenen Volkswillens, für dessen 
Verwirklichung es nicht einen produktiven de-
mokratischen Streit, sondern lediglich die Ent-
machtung der politischen Eliten braucht. Beide 
Aspekte – die Ablehnung politischer Eliten in 
Kombination mit einer einfachen Homogenitäts-
vorstellung des politischen Volkswillens – sind 
damit Kennzeichen des Populismus.10 

Tatsächlich ist in Niedersachsen eine Ordnungs-
orientierung weit verbreitet, die zum Autorita-
rismus neigt: 40 Prozent der Befragten stimmen 
den beiden Aussagen zu starker Führung und 
Unruhestiftern eindeutig zu (durchschnittlicher 
Skalenwert mindestens 4 von 5). Mehr als die 
Hälfte dieser Befragten (21,4 Prozent) teilt jedoch 
keine starke Ablehnung von Eliten und besitzt 

10	 Mudde, Cas: Populism: An Ideational Approach, in: 
Rovira Kaltwasser, Cristobal et al. (Hrsg.): The Oxford 
Handbook of Populism, Oxford 2017, S. 27–47.
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keine einfachen Homogenitätsvorstellungen; 
diese Hälfte kann somit auf Grundlage der vor-
herigen Überlegungen als konservativ und nicht 
als rechtspopulistisch eingeschätzt werden. 

Beide Einstellungen sind auch seltener in der 
niedersächsischen Bevölkerung vertreten: Aus-
geprägte Homogenitätsvorstellungen haben 20 
Prozent der Bevölkerung; eine ausgeprägte Ab-
lehnung von Eliten zeigen 21,3 Prozent der Be-
fragten (bei beiden Einstellungen mit ebenfalls 
einem durchschnittlichen Skalenwert von min-
destens 4 von 5). Es sollte jedoch berücksichtigt 
werden, dass ein gewisses Maß an Elitenkritik 
ein Kernbestandteil demokratischer Kontrolle 
ist; lediglich die pauschale Ablehnung des ge-
samten politischen Führungspersonals ist ein 
demokratiegefährdender Aspekt des Populis-
mus. Eine geschlossen rechtspopulistische Ein-
stellung, die alle drei Elemente verbindet, haben 
lediglich 4,3 Prozent der Befragten. Bei einer et-
was weniger strikten Einteilung, die schon eine 
leichte Ablehnung von Eliten, eine Tendenz zu 
Homogenitätsvorstellungen sowie eine leichte 
Ordnungsorientierung berücksichtigt (durch-
schnittlicher Skalenwert größer als 3 von 5, also 
mindestens eine Tendenz zu den abgefragten 
Einstellungen), beträgt das Potenzial für eine 
geschlossen rechtspopulistische Einstellung 13,2 
Prozent. Abbildung 3 illustriert die Schnittmen-
gen dieser Einstellungen und zeigt, wie viel Pro-
zent der Befragten jeweils eine, zwei oder alle 
drei abgefragten Einstellungen ausgeprägt ver-
treten (durchschnittlicher Skalenwert von min-
destens 4 von 5).

Zur weiteren Differenzierung dieser Einstel-
lungsmuster in staatstragende und potenziell 
demokratiegefährdende Einstellungen haben 
wir die Schnittmengen einer starken Ordnungs-
orientierung mit der Unterstützung der reprä-
sentativen Demokratie einerseits sowie mit der 
grundsätzlichen Zufriedenheit mit dem Funkti-
onieren der Demokratie und dem Leben in Nie-
dersachsen andererseits untersucht.

Zunächst: Das Potential für den rechtsradika-
len, demokratiefeindlichen Rand ist in Nieder-

sachsen schwach ausgeprägt. Die niedersäch-
sische Bevölkerung unterstützt die Prinzipien 
der repräsentativen Demokratie grundsätzlich 
mit knapp 86,3 Prozent in ihrer großen Mehr-
heit (durchschnittlicher Skalenwert mindestens 
4 von 5) – 51,5 Prozent unterstützen sie ohne 
jede Einschränkung (durchschnittlicher Skalen-
wert 5 von 5). Eine gewisse Skepsis bezüglich 
der Notwendigkeit von Opposition und Partei-
en zeigen umgekehrt 10,1 Prozent der Befrag-
ten (durchschnittlicher Skalenwert kleiner als 4, 
aber mindestens 3 von 5) und nur 3,7 Prozent 
der Befragten unterstützen sie überhaupt nicht 
(durchschnittlicher Skalenwert kleiner als 3 von 
5). Die Zufriedenheit mit dem konkreten Funk-
tionieren der Demokratie in Deutschland und 
die Bewertung der Wirtschaft und Deutschlands 
insgesamt als grundsätzlich gerecht fällt weit 
geringer aus: 26 Prozent sind hiervon stark 

Abbildung 3: Schnittmengen in der Ausprägung von Au-
toritarismus, Anti-Elitismus und Homogenitätsvorstel-
lungen unter den Befragten im Niedersächsischen De-
mokratie-Monitor 2021. Häufigkeit einer jeweils starken 
Ausprägung (mindestens 4 von 5 Skalenpunkten) in Pro-
zent der Befragten. 929 Befragte, repräsentativ gewichtet, 
Frageformulierungen im Anhang.
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überzeugt (durchschnittlicher Skalenwert min-
destens 4 von 5), ein weiteres Viertel der Be-
völkerung (24,6 Prozent) ist hiervon zumindest 
eher überzeugt (durchschnittlicher Skalenwert 
kleiner als 4, aber mindestens 3 von 5).

Abbildung 4 zeigt, bei welchem Anteil der Be-
fragten sich diese Überzeugungen mit einer Ord-
nungsorientierung überschneiden: Ein durchweg 
ausgeprägtes konservatives Einstellungsbild ha-
ben 9,4 Prozent der Befragten: Sie haben eine 
starke Ordnungsorientierung, sind zufrieden mit 
und überzeugt von dem deutschen Demokra-
tie- und Wirtschaftsmodell und unterstützen 
die repräsentative Demokratie (jeweils durch-
schnittliche Zustimmung von mindestens 4 von 
5 Skalenpunkten). Weitere 25 Prozent der Be-
fragten gehören zudem sowohl zu der Gruppe 
mit starken Ordnungsvorstellungen als auch zu 
den Unterstützer*innen der repräsentativen De-
mokratie. Lediglich eine kleine Minderheit (4,7 
Prozent) hat starke Ordnungsvorstellungen und 
unterstützt die repräsentative Demokratie da-
bei nicht – was die Erkenntnisse zu gefestigt 
rechtspopulistischen Einstellungen spiegelt.

Ein vertiefter Blick zeigt also zumindest für Nie-
dersachsen, dass konservative Führungs- und 
Ordnungsvorstellungen für viele Befragte nicht 
mit Demokratiefeindlichkeit einhergehen, im Ge-
genteil. Grundsätzlich befürworten diese Perso-
nen den demokratischen Wettbewerb. Allerdings 
soll im Ergebnis dann eine klare erkennbare Po-
litik folgen – also das, was wir in der Politikwis-
senschaft als verantwortliches und zurechen-
bares Handeln der Regierenden interpretieren. 
Die individuelle Entscheidung, sich trotz dieser 
klassisch konservativen Überzeugungen nicht 
als rechts oder zumindest Mitte-rechts einzu-
ordnen, bedarf weiterer Untersuchungen. Dafür 
kann bereits jetzt festgehalten werden, dass 
mit den Daten des NDM 2021 eine Differenzie-
rung auf dem rechten Spektrum vorgenommen 
werden kann: Es lässt sich sowohl eine Gruppe 
gefestigt Konservativer (9,4 Prozent) als auch 
eine Gruppe überzeugter Rechtspopulist*innen 
identifizieren (4,3 Prozent). Eine Ordnungsorien-
tierung existiert in Niedersachsen dementspre-
chend in einer demokratiestützenden und einer 
rechtspopulistischen Variante. 

Abbildung 4: Schnittmengen in der Ausprägung von Autoritarismus, Unterstützung der repräsentativen Demokratie 
und Zufriedenheit mit Demokratie und Gerechtigkeit in Deutschland unter den Befragten im Niedersächsischen 
Demokratie-Monitor 2021. Häufigkeit einer jeweils starken Ausprägung (mindestens 4 von 5 Skalenpunkten) in Prozent 
der Befragten. 968 Befragte, repräsentativ gewichtet, Frageformulierungen im Anhang.
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Allgemeine Politikakzeptanz 
und Parteipolarisierung

Ungeachtet der überwiegenden Mitteausrich-
tung bei der Links-Rechts-Selbsteinstufung 
haben wir soeben in der niedersächsischen 
Bevölkerung eine große Personengruppe iden-
tifizieren können, die mit ihren politischen 
Einstellungen klassischerweise als wenigstens 
„rechts der Mitte“ eingestuft werden kann. In-
nerhalb dieser Gruppe können wir wiederum 
moderat konservative und rechtspopulistisch 
orientierte Befragte klar voneinander unter-
scheiden.

Wir wollen abschließend prüfen, ähnlich wie 
oben bei den einzelnen Sachthemen, ob die 
Einstellung zu Politik und Demokratie parteipo-
litisch strukturiert ist. Hierzu schauen wir uns 
wieder die Korrelationen an, die in Abbildung 5 
wiedergegeben sind.

Zunächst fällt die geringe Spannweite bei den 
Homogenitätsvorstellungen sowie der Unter-

stützung der repräsentativen Demokratie auf. 
Das heißt, hier unterscheiden sich die Partei-
sympathisant*innen kaum. Die konservativen 
Sympathisant*innen der CDU sind gut identifi-
zierbar, da sie am höchsten mit Homogenitäts-
vorstellungen, Ordnungsorientierung und der 
Zufriedenheit mit der Demokratie korrelieren. 
Hinsichtlich der Ordnungsorientierung sind die 
Grünen die Antipode, bei der Zufriedenheit und 
beim Anti-Elitismus wiederum die AfD. Hier be-
stätigt sich die oben gefundene Scheidung von 
Christdemokrat*innen und Populist*innen auf 
Parteiebene.

Vertreten die von uns als konservativ bzw. 
rechtspopulistisch identifizierten Personen 
auch in Sachfragen rechte Positionen? Hierzu 
haben wir nun die am meisten parteipolarisie-
rende Frage zu den Geflüchteten herangezogen. 
Wer hier eine starke Zustimmung aufweist, hat 
der Tendenz nach eine politische Einstellung, 
die vielleicht nicht in der Selbstwahrnehmung, 
aber von der Politikwissenschaft als rechts 
(aber nicht unbedingt rechtsradikal!) charakte-
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Abbildung 5: Parteipolarisierung in der Politikakzeptanz der niedersächsischen Bevölkerung. Gezeigt wird die 
Stärke der Polarisierung zwischen den Sympathisant*innen verschiedener Parteien zu verschiedenen Aspekten 
der Politikakzeptanz, berechnet aus dem Abstand der jeweils höchsten und niedrigsten Korrelation zwischen dem 
Vertrauen zu einer Partei und der Einstellung zur Politikakzeptanz. Bei einem Maximalwert von 2 stünden sich die 
Sympathisant*innen von mindestens zwei Parteien diametral bei 1 und -1 gegenüber, bei einem Minimalwert von 0 
wäre der Zusammenhang zwischen der Einstellung zur Politikakzeptanz und dem Vertrauen in eine Partei für alle 
Parteien gleich. An den Seiten sind die jeweiligen Parteien angegeben, für die eine höhere Vertrauensbekundung am 
stärksten mit einer Zustimmung zur bzw. Ablehnung der jeweiligen Einstellung einhergeht. Berechnung auf Grundlage 
des Niedersächsischen Demokratie-Monitor 2021, Frageformulierungen im Anhang.
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risiert wird. Für Befragte mit einer geschlossen 
rechtspopulistischen Einstellung bestätigt sich 
dieser Zusammenhang auch empirisch: Sie wei-
sen eine signifikant und deutlich höhere Zu-
stimmung zur Aussage auf, dass in Deutschland 
schon genug Geflüchtete seien; der Wert liegt 
um knapp 0,2 Skalenpunkte höher als für die 
übrigen Befragten (0,2035***)11. Eine schwäche-
re, aber ebenfalls noch signifikante Verbindung 
zeigt sich zu den Einstellungen gegenüber der 
Europäischen Union, hier ist der Wert knapp 0,1 
Skalenpunkte negativer (-0,1009**). Für Befrag-
te, die alle drei rechtspopulistischen Einstel-
lungen mindestens in einer schwächeren Aus-
prägung zeigen – dazu gehören also auch die 
Befragten mit geschlossen rechtspopulistischer 
Einstellung –, zeigt sich nur ein Zusammenhang 
zur Einstellung gegenüber Geflüchteten. Diese 
größere Gruppe kann in ihren Einstellungen 
deutlich von den übrigen Befragten abgegrenzt 
werden; der Unterschied liegt bei knapp 0,27 
Skalenpunkten (0,2675***). Für die als konser-
vativ identifizierten Befragten lassen sich sol-
che Zusammenhänge nicht identifizieren. Wir 
können also festhalten, dass die von uns als 
rechtspopulistisch identifizierten Einstellungen 
konsequent auch mit rechten Einstellungen ge-
genüber Flucht und europäischer Integration 
einhergehen.12 Die Personengruppe, die sowohl 
bei den Sachthemen Geflüchtete sowie Euro-
päische Integration als auch bei Anti-Elitismus, 

11	 Diese Korrelationskoeffizienten (s. Fußnote 9) be-
schreiben den Zusammenhang zwischen der Ausprä-
gung rechtspopulistischer Einstellungen und der Ein-
stellung gegenüber Sachfragen. Zusätzlich wird hier 
noch das Signifikanzniveau mit Sternen angegeben. 
Dieses gibt an, mit welcher maximalen Irrtumswahr-
scheinlichkeit ein Zusammenhang in den Daten des 
NDM 2021 zu finden ist, obwohl er in der gesamten 
niedersächsischen Bevölkerung nicht vorhanden ist 
(* < 5 %; ** < 1 %; *** < 0,1 %).

12	 Nicht nur in diesem Fall entsprechen unsere Befunde 
denen aus international vergleichenden Studien zum 
Rechtspopulismus. Vgl. zum Beispiel Schäfer, Armin: 
Cultural backlash? How (not) to explain the rise of 
authoritarian populism, in: British Journal of Political 
Science, Jg. 51 (2021), H. 1, S. 1–17.

Homogenitätsvorstellungen sowie einer (man-
gelnden) Unterstützung für Einzelbestandteile 
der repräsentativen Demokratie die jeweiligen 
Extremausprägungen aufweisen, beträgt bei un-
seren Befragten ungefähr 1,4 Prozent. Mit einiger 
Vorsicht, da wir keine direkte Extremismusmes-
sung implementiert haben und die Befragten-
anzahl mit 1001 zwar repräsentativ, aber doch 
nicht sehr groß ist, könnte diese Schätzung als 
Anteil der rechtsradikalen Personen in der nie-
dersächsischen Bevölkerung interpretiert wer-
den.

Fazit: Kontamination und Transformation

Auch wenn nur ein geringer Anteil der Be-
fragten des NDM sich selbst als rechts ein-
schätzt: Rechte Politikpräferenzen sind genau 
wie rechte Ordnungsvorstellungen breit in der 
niedersächsischen Bevölkerung vertreten. Das 
ist weder unanständig noch verboten. Sie sind 
ein legitimer und konstituierender Teil der po-
litischen Auseinandersetzung. Rechtsradikales 
und -populistisches Potenzial lässt sich eben-
falls finden, wenn auch in geringerem Um-
fang als in anderen Bundesländern. Die selte-
nen Ausprägungen auf der rechten Seite der 
Links-Rechts-Selbsteinstufung lassen sich vor 
allem durch eine Art Kontamination und Trans-
formation erklären – gerade in der Abgrenzung 
moderater von radikalen Positionen. Zum einen 
finden wir klare Indizien dafür, dass das Ele-
ment des Populismus Personen, die der Union 
nahestehen, von denen, die der AfD vertrau-
en, scheidet. Unstrittig wird die AfD heute als 
Vertreterin des rechten Pols angesehen. Ent-
sprechend vermeiden viele moderate Konserva-
tive sowie klassische Christdemokrat*innen die 
Selbsttitulierung als Mitte-Rechts. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass der Anspruch der Christ-
demokratie in Abgrenzung zum Konservatismus 
britischer und skandinavischer Prägung stets 
die Repräsentation einer vermittelnden Position 
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zu eigen war und ist.13 Sie entspricht hier der 
ideologischen Selbstwahrnehmung der Christ-
demokrat*innen zwischen Linken und Rechts-
populisten oder gar Extremen. 

Verstärkt wird dieser Effekt durch die schon län-
ger anhaltende Transformation des Politischen: 
Sozio-ökonomische Fragen, wie die Ausgestal-
tung des Sozialstaates und die Auseinanderset-
zung zwischen plan- und marktwirtschaftlichen 
Konzepten, haben an polarisierender Spreng-
kraft verloren. An ihre Stelle sind Fragen univer-
salistischer und kosmopolitischer Wertehaltun-
gen getreten. Nach der ersten Transformation 
der 1970er und 1980er Jahre, der „stillen“ Wer-
terevolution hin zu postmateriellen, grün-al-
ternativen Werten,14 ist dies die zweite große 
Transformation des politischen Raumes. Diese 
postmateriellen Werte konnten von der in der 
Nachkriegszeit etablierten, sozio-ökonomischen 
Links-Rechts-Dichotomie gut integriert werden. 
Sie verbanden sich mit den linken ökonomi-
schen Konzepten und bildeten eine Opposition 
gegenüber dem ökonomischen wie gesellschaft-
lichen Konservatismus. Abgebildet wurde dies 
auf Koalitionsebene mit der Gegenüberstellung 
von „rot-grün“ vs. „schwarz-gelb“. Mit dem ge-
sellschaftspolitischen Wandel auch klassisch 
christdemokratischer Positionen hin zu neuen 
Konzepten der Familie – in Niedersachsen ab-
lesbar an der fast ungeteilten Zustimmung zu 
gleichgeschlechtlichen Ehen – hat dieser Anta-
gonismus an Wirkungskraft verlogen. Es stehen 
auf der einen Seite des politischen Pols nun 
universalistisch-kosmopolitische Werte, in der 
Regel repräsentiert von Grünen, partikularis-
tisch-nationalen Werteeinstellungen gegenüber, 

13	 Vgl. Kalyvas, Stathis N./Kerbergen, Kees van: Christian 
Democracy, in: Annual Review of Political Science, Jg. 
13 (2010), S. 183–209.

14	 Vgl. Inglehart, Ronald: The silent revolution in Europe: 
Intergenerational change in post-industrial societies, 
in: American Political Science Review, Jg. 65 (1971), H. 
4, S. 991–1017.

in der Regel repräsentiert von rechtspopulisti-
schen Parteien wie der AfD.15 

Für den Rechtsaußenpol ist der Wertewandel 
auf der individuellen Ebene geringer als für den 
Linksaußenpol: Nationalistische und nativisti-
sche Einstellungen sind stets Kern rechtsradi-
kaler Ideologien gewesen.16 Wir sehen dies in 
Niedersachsen auf der rechten Seite in der Ab-
lehnung der Europäischen Union sowie in der 
Überzeugung, dass Deutschland genug Geflüch-
tete aufgenommen habe. Für den Linksaußen-
pol bedeutet die Universalismus-Partikularis-
mus-Konfrontation, dass radikale Einstellungen 
sich tendenziell nicht mehr aus den klassischen 
Ideologien wie Anarchismus und autoritär-eli-
tärem Kommunismus speisen. Diese Leerstelle 
könnte perspektivisch durch eine übergreifen-
de Programmatik des radikalen globalen Klima-
schutzes, dessen radikale Befolgung auch auf 
Kosten von Wirtschaftswachstum zunehmend 
als Teil des linken Spektrums verortet wird, ge-
füllt werden. Die Auseinandersetzung um die 
Klimapolitik hat sich bei weitem noch nicht 
durchgängig radikalisiert. Sie birgt aber durch-
aus das Potenzial, in der Wahrnehmung der un-
fairen Verteilung der Lasten des Klimawandels 
sowohl über Schichten als auch Jahrgangsko-
horten hinweg zu einer Radikalisierung beitra-
gen zu können.17

15	 Vgl. Bornschier, Simon et al.: How “Us” and “Them” 
Relates to Voting Behavior—Social Structure, Social 
Identities, and Electoral Choice, in: Comparative Po-
litical Studies, Jg. 54 (2021), H. 3, S. 2087–2122; sowie 
Marks, Gary et al.: Cleavage Theory, in: Riddervold, 
Marianne et al. (Hrsg.): The Palgrave Handbook of EU 
Crises, Basel 2020, S. 173–193.

16	 Vgl. Mudde, Cas: Populist Radical Right Parties in 
Europe, Cambridge 2007.

17	 Vgl. Jansma, Amarins/Bos, Kees van den/De Graaf, 
Beatrice A.: Unfairness in Society and Over Time: 
Understanding Radicalization of People Protesting 
on Matters of Climate Change, in: Frontiers in Psy-
chology, Jg. 13 (2022). Online abrufbar unter: https://
doi.org/10.3389/fpsyg.2022.778894 [eingesehen am 
31.08.2022].

https://doi.org/10.3389/fpsyg.2022.778894
https://doi.org/10.3389/fpsyg.2022.778894
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In unseren Daten können wir das freilich noch 
nicht entdecken, Gefährdungen drohen hin-
gegen von rechts. Die niedersächsische Be-
völkerung unterstützt in hohem Ausmaß die 
repräsentative Demokratie, selbst Populismus 
ist in der Bevölkerung eher ein Randphäno-
men. Nichtsdestotrotz können 13,2 Prozent der 
niedersächsischen Bevölkerung als potenziell 
erreichbar für rechtspopulistische Demokratie-
feindlichkeit bis hin zum Rechtsradikalismus 
gelten – und ein sehr kleiner Anteil von 1,4 
Prozent bis zu 4,3 Prozent sind vermutlich mehr 
oder minder offene Demokratiefeinde.18 
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Tabelle 1:  
Operationalisierung politischer Einstellungen im Niedersächsischen Demokratie-Monitor 2021

Politische Selbsteinschätzung

Viele Leute verwenden die Begriffe Links und 
Rechts, wenn es darum geht, unterschiedliche 
Einstellungen zu kennzeichnen. Wenn Sie an 
Ihre eigenen politischen Ansichten denken, wo 
würden Sie diese auf einer Skala von 1 bis 11 
einstufen? 1 bedeutet sehr „links“, 6 ist genau 
die Mitte und 11 bedeutet sehr „rechts“.

Politische Sachfragen

•	 Die Europäische Einigung sollte weiter 
vertieft werden.*

•	 Gleichgeschlechtliche Paare sollten die 
gleichen Elternrechte wie klassische Ehe-
paare aus Mann und Frau haben.*

•	 Wir haben genug Geflüchtete in Deutsch-
land.*

•	 Die Regierung sollte in die Wirtschaft ein-
greifen, um Einkommensunterschiede zu 
vermindern.*

•	 Bekämpfung des Klimawandels geht vor 
Wirtschaftswachstum.*

Vertrauen in Parteien

•	 Wie sehr vertrauen Sie der CDU (der SPD, 
den Grünen, der FDP, der Linken, der 
AfD)?**

Ordnungorientierung  
(in starker Ausprägung: Autoritarismus)

•	 Deutschland braucht eine starke Führung, 
an deren Vorgaben sich alle halten müs-
sen.* Um Recht und Ordnung zu bewah-

ren, sollte man härter gegen Außenseiter 
und Unruhestifter vorgehen.*

Antielitismus (Volk-Elite Antagonismus)

•	 Die Politiker handeln gegen die Interessen 
der einfachen Bevölkerung.*

•	 Das Volk, und nicht die Politiker, sollte 
die wichtigen politischen Entscheidungen 
treffen.*

•	 Ein einfacher Bürger würde meine Interes-
sen besser vertreten als ein Berufspoliti-
ker.*

Homogenitätsvorstellung

•	 Streitigkeiten zwischen den Parteien scha-
den nur dem Allgemeinwohl.*

•	 Im Grunde sind sich die Deutschen einig, 
was politisch passieren muss.*

Unterstützung der repräsentativen Demokratie

•	 Eine funktionierende Demokratie ist ohne 
politische Opposition nicht denkbar.*

•	 Parteien sind für die Demokratie in 
Deutschland notwendig.*

Zufriedenheit

•	 Wie zufrieden sind Sie allgemein mit 
dem Zustand der Demokratie in Deutsch-
land?***

•	 Das Wirtschaftssystem in Deutschland ist 
im Großen und Ganzen gerecht.*

•	 In Deutschland geht es alles in allem ge-
recht zu.*

* 	 stimme voll und ganz zu, stimme eher zu, teils/teils, stimme eher nicht zu, stimme über-
haupt nicht zu

** 	vertraue stark, vertraue eher, teils/teils, vertraue eher nicht, vertraue überhaupt nicht
*** sehr zufrieden, eher zufrieden, teils/ teils, eher unzufrieden, sehr unzufrieden

Anhang
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